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Die Sitzung wird um 9 Uhr 2 Minuten durch den 
Vizepräsidenten Dr. Schneider eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe 
ich die angenehme Pflicht, einem Kollegen, und 
zwar dem Abgeordneten Samwer, zu seinem heu-
tigen 60. Geburtstag die herzlichsten Glückwünsche 
des ganzen Hauses auszusprechen. 

(Beifall.) 

Dann möchte ich bekanntgeben, daß die nächste 
Fragestunde am Mittwoch, dem 28. September 1955, 
stattfindet. Die Sperrfrist für eingehende Fragen 
ist Freitag, der 23. September, 12 Uhr. 

In Ergänzung des gestern gefaßten Beschlusses 
betreffend die Überweisung des von der Fraktion 
der CDU/CSU und Genossen eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Ä nderung des Gewerbe-
steuergesetzes, Drucksachen 1462 und zu 1462, ist 
gebeten worden, diesen Gesetzentwurf auch dem 
Ausschuß für Kommunalpolitik zur Mitberatung zu 
überweisen. Federführend bleibt der Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen. Ich frage: ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Ich gebe noch bekannt, daß der Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen um 10 Uhr zu 
einer Beratung zusammentritt. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 1 der heutigen 
Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Internationalen Gesund-
heitsvorschriften vom 25. Mai 1951 (Vorschrif-
ten Nr. 2 der Weltgesundheitsorganisation) 
(Drucksache 1465). 

Das Haus verzichtet auf Aussprache und Begrün-
dung in der ersten Lesung. Ich schlage vor Über-
weisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuß für 
Fragen des Gesundheitswesens. — Das Haus ist da-
mit einverstanden; es ist so beschlossen. 
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Punkt 2: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Protokoll vom 1. Februar 1955 be-
treffend die Verlängerung der Geltungsdauer 
der Erklärung vom 24. Oktober 1953 über 
die Regelung der Handelsbeziehungen zwi-
schen Vertragspartnern des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) und 
Japan (Drucksache 1466). 

Auch hier verzichtet das Haus auf Aussprache 
in der ersten Lesung. Ich schlage Ihnen vor Über-
weisung an den Ausschuß für Außenhandelsfragen. 
— Ich höre keinen Widerspruch; dann ist so be-
schlossen. 

Punkt 3: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
betreffend das Abkommen vom 21. Dezem-
ber 1954 über die Beziehungen zwischen dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien 
und Nordirland und der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl (Drucksache 
1417). 

Das Wort hat der Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte für die sozialdemokratische 
Fraktion einige Ausführungen zur ersten Lesung 
dieses uns sehr wesentlich erscheinenden Gesetzes 
machen. Die sozialdemokratische Fraktion stimmt 
diesem Gesetz zu. Sie sieht in dem Vertrag, der mit 
diesem Gesetz ratifiziert werden soll, einen Fort-
schritt zu einer umfassenderen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit in Europa, für die sich die Sozial-
demokratie stets eingesetzt hat. 

Schon im Jahre 1953 haben die sozialdemokra-
tischen Abgeordneten in der Gemeinsamen Ver-
sammlung der Europäischen Gemeinschaft fü r Kohle 
und Stahl durch ihre Initiative einen Beschluß der 
Versammlung erwirkt, der die Grundsatze und 
Richtlinien für eine elastische und weitgespannte 
Politik der Hohen Behörde der Gemeinschaft zur 
Anbahnung von Assoziationsverhältnissen Großbri-
tanniens und anderer Staaten zur Gemeinschaft 
aufgestellt hat. Wir sehen in der Assoziation Groß-
britanniens und — wie wir es anstreben — weite-
rer Staaten den Beginn einer Überwindung der 
Gefahr einer Abkapselung der Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, die wir stets als eine besondere 
Schwäche der Konstruktion dieser Gemeinschaft 
angesehen haben. 

Die Gemeinschaft für Kohle und Stahl kann jetzt 
auf eine mehrjährige Erfahrung zurückblicken, die 
es — so scheint es uns — möglich macht, Schluß

-

folgerungen zu ziehen, die ihrerseits wieder der 
weiteren Entwicklung der Gemeinschaft selbst und 
der Einwirkung der Tätigkeit dieser Gemeinschaft 
auf eine zunehmende wirtschaftliche Zusammen-
arbeit in  Europa dienen können. 

Wir Sozialdemokraten haben immer positiv zu 
den Zielen gestanden, die im Art. 2 des Vertrages 
der Gemeinschaft zusammengefaßt sind, nämlich 
im Einklang mit der Gesamtwirtschaft der Mit-
gliedstaaten und auf der Grundlage eines gemein-
samen Marktes zur Ausweitung der Wirtschaft, 
zur Steigerung der Beschäftigung und zur Hebung 
der Lebenshaltung in den Mitgliedstaaten beizu-
tragen. 

Unsere Einwände und Bedenken richteten sich 
gegen wesentliche Elemente der Konstruktion der 
Gemeinschaft und gegen die mit dem Dogma der 
supranationalen Institution heraufbeschworene 
Abkapselung dieser Gemeinschaft gegenüber Staa-
ten, die diesem Dogma sich unterzuordnen nicht 
bereit sind. 

Wir waren deshalb erfreut darüber, daß die Ge-
meinsame Versammlung der Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl im Sommer des Jahres 1953 un-
serem Vorschlag folgte und damals beschloß, daß 
die Ausweitung des gemeinsamen Marktes auf 
Nichtmitgliedstaaten der Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl das Endziel der Gemeinschaft blei-
ben muß. Sie ist nicht in sich selbst abgeschlossen, 
sondern sie strebt danach, ganz Europa auf wirt-
schaftlichem Gebiet zu vereinigen. Voraussetzung 
für einen einheitlichen Markt ist jedoch, so hieß es 
in diesem Beschluß, daß alle Teilnehmerstaaten 
gleiche Rechte und gleiche Pflichten übernehmen. 

Nun kam das Wesentliche, was damals zu einer 
positiven und konstruktiven Hinwendung auf die 
Möglichkeit von Zwischenlösungen und Assozia-
tionen führte, nämlich: Als Zwischenlösung kann 
die Koordinierung zweier getrennter Märkte be-
trachtet werden, die durch gegenseitige Abkommen 
eng miteinander verbunden sind. Aus diesen Ab-
kommen, die jeweils für fest begrenzte Gebiete des 
Kompetenzbereichs der Gemeinschaft — es werden 
angeführt Märkte, Preise, Investierungen, Produk-
tion, Absprachen und Zusammenschlüsse, Trans-
port usw., d. h. es wird ausdrücklich für möglich 
gehalten, die Kette zu verlängern — geschlossen 
werden, werden sich gemeinsame Regeln entwik-
keln, die in ihrer Gesamtheit den Rahmen und den 
Inhalt eines Assoziierungsvertrages auf lange Sicht 
bilden werden. Schließlich: Sowohl die Errichtung 
eines gemeinsamen Markts wie die Koordinierung 
getrennter Märkte können erreicht werden entwe-
der durch die Schaffung einer überstaatlichen oder 
internationalen Behörde oder durch ein System 
paralleler Gesetzgebung, d. h. also durch gleichge-
richtete Beschlüsse, die gleichzeitig von den für 
die betreffenden Gebiete jeweils zuständigen Be-
hörden gefaßt werden. Diese Hinwendung zu einer 
Vielseitigkeit von Möglichkeiten wird und wurde 
in diesem Beschluß des Sommers 1953 durch den 
Satz bekräftigt: „Die Vereinheitlichung der euro-
päischen Wirtschaft ist so wünschenswert, daß 
keine rechtliche Form von vornherein ausgeschal-
tet werden darf." In diesem Beschluß ist damals 
auch besonders auf Großbritannien abgehoben 
worden, aber es ist ausdrücklich gesagt worden, 
das betreffe natürlich auch andere Staaten. 

Mit dieser Richtlinie vom Jahre 1953, die unse-
rer Initiative entsprang, war es möglich, schließ-
lich das Abkommen zu erzielen, durch das das 
Vereinigte Königreich von Großbritannien und 
Nordirland und die Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl den institutionellen Rahmen schaffen, in 
dem, wie es jetzt richtig in der Begründung der 
Bundesregierung für das Ratifikationsgesetz heißt, 
..sich Besprechungen zwischen der Regierung des 
Vereinigten Königreichs und den Organen der Ge-
meinschaft über  die.  das Gebiet von Kohle und 
Stahl betreffenden Fragen gemeinsamen Interesses 
entwickeln können." 
Wir wünschen diesem Unternehmen Erfolg be-

sonders im gemeinsamen Interesse all der arbei-
tendenden Menschen und ihrer Familien, deren 
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Wohlergehen von der Entwicklung von Kohle und 
Stahl abhängig ist. Wir wollen aber diese Gelegen-
heit dazu benützen, um jetzt, wenige Wochen 
nachdem in Messina die Außenminister der sechs 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl zusammengewesen sind, einiges in diesem 
Zusammenhang zu deren Beschlüssen und zu den 
Möglichkeiten auszuführen, sie zur Grundlage 
einer umfassenderen wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit Europas zu machen. In Messina haben die 
Außenminister Beschlüsse gefaßt, durch die, wenn 
man sie genau prüft, die schrittweise Verwirk-
lichung eines gemeinsamen europäischen Marktes 
erreicht werden soll. Dabei ist nicht an ein Vor-
gehen nach einem starren Schema gedacht. Die Be-
schlüsse lassen Raum für verschiedene Formen der 
Zusammenarbeit und für die Koordination von In-
stitutionen und Kooperationsformen verschiedener 
Art. In der Gemeinsamen Versammlung der Ge-
meinschaft hat man sich damit eingehend befaßt, 
vor allen Dingen mit den Möglichkeiten, die auch 
von der Gemeinschaft her gesehen in diesen Be-
schlüssen liegen, die aber nur dann in ihnen lie-
gen, wenn man den Willen zu fortschreitender 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit hat. Wir meinen, 
daß die Gemeinschaft dazu ihren Beitrag leisten 
muß. 
Die sozialistische Gruppe in der Gemeinsamen 

Versammlung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat darauf hingewiesen, d aß eine 
Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft ihrer Auf f as-
sung  nach ihren Sinn erst durch die Einbettung in 
eine synchronisierte Wirtschaftspolitik der Mit-
gliedstaaten erhalten kann, die, so meinen wir, 
allein eine aktive Konjunktur- und Strukturpolitik 
ermöglicht. Die entscheidenden Möglichkeiten einer 
über den engeren Rahmen von Kohle und Stahl 
hinausgehenden Wirtschaftspolitik liegen unseres 
Erachtens auf den Gebieten der langfristigen Kon-
junktur- und Strukturpolitik, ferner der Investi-
tionspolitik und schließlich der Beschäftigungspoli-
tik. In den Beschlüssen von Messina ist mit den 
Hinweisen auf die Harmonisierung der Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der Teilnehmerstaa-
ten sowie auf die ausreichende Koordinierung der 
Währungspolitik die Möglichkeit eines Weges an-
gedeutet, der zum Ziele führen kann, wenn — so 
muß ich wieder betonen — der Wille zu einer ak-
tiven gemeinsamen Wirtschaftspolitik wirksam ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist die Frage, ob dieser Wille zu einer solchen 
aktiven gemeinschaftlichen Wirtschaftspolitik in 
Europa wirklich vorhanden ist. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich kann nicht anders, als in diesem Zusammen-
hang die Vermutung auszusprechen, daß offensicht-
lich manche Kreise, die vor wenigen Jahren noch 
von europafreudigem Tatendrang überschäumten, 
nun an eine Umwertung europäischer Werte ge-
gangen sind. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die Frage, die uns etwas drückt, ist, ob das dar-
auf zurückzuführen sein sollte, daß sie damals 
eigentlich und in erster Linie die militärische Seite 
meinten, wenn sie Europa sagten, und ob nun, 
nachdem diese Seite auf eine andere Weise gelöst 
worden ist, ihr Bedarf an europäischer Gemein-
schaft sozusagen gelöscht ist. 

(Erneute Zustimmung bei der SPD.) 

In ,der Gemeinsamen Versammlung der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl habe 
ich kürzlich darauf hingewiesen, welche Versäum-
nisse der Organe der Gemeinschaft hinsichtlich der 
konsequenten Anwendung der Bestimmungen des 
Vertrages zu beklagenswerten Mißverhältnissen ge-
führt haben. Wenn ich heute und im Zusammen-
hang mit dem uns vorliegenden Rat ifikationsgesetz 
daran erinnern will, so deshalb, weil ich der  Über-
zeugung bin, daß erstens das Abkommen über die 
Beziehungen Großbritanniens und der Gemein-
schaft für Kohle und Stahl erst dann seinen Sinn 
bekommt, wenn die Gemeinschaft das  ihrige tut, 
um in ihrem eigenen Bereich eine aktive Wirt-
schaftspolitik zu treiben, und daß zweitens die Re-
gierungen — und dazugehört auch die Bundes-
regierung — der sechs Länder durch den  Minister-
rat  die Verpflichtung erfüllen müßten, die Gemein-
schaft in vollem Maße zu einer solchen Wirtschafts-
politik zu befähigen. Das ist bis jetzt keineswegs 
der Fall. 

(Abg. Dr. Menzel: Sehr wahr!) 
Wenn ich vom Bundestagspodium aus dazu noch 

einmal einiges sage, so geschieht es  auch deshalb, 
weil die Anliegen der Gemeinsamen Versammlung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl vom Ministerrat und auch von der Konfe-
renz der  Außenminister der  sechs Mitgliedstaaten 
bisher offenbar nur ganz nebenbei zur Kenntnis 
genommen worden sind. Ich will mich dazu jeder 
weiteren Bemerkung enthalten. Aber worum es 
dabei sachlich geht, das möchte ich doch bei dieser 
Gelegenheit hier in Erinnerung rufen. Die Kon-
junktur- und Strukturpolitik hätte durch die Auf-
stellung der — wie es  in der  Fachsprache dort 
heißt — „allgemeinen Ziele" schon ihre gesamte 
Richtung erhalten müssen, und darüber hinaus 
müßten der Kohle- und der Stahlpolitik ihre wei-
teren Richtpunkte gesetzt werden. Alle Bemühun-
gen, eine klarere Vorstellung über die  wirtschafts-
politische Linie der Politik der  Hohen Behörde zu 
gewinnen, sind aber bisher in recht allgemeinen 
Überlegungen steckengeblieben. Ich gehe sicher 
nicht fehl, wenn ich annehme, daß die  Haltung des 
Ministerrates wesentlich zu dieser Zurückhaltung 
der Hohen Behörde geführt und beigetragen hat. 

Von einer stärkeren Initiative — und das ist das 
 nächste, worauf ich hinweisen muß — auf diesem 

Gebiet hätten Impulse für eine strukturelle An-
passung der  Stahl- und Kohlewirtschaft an die 
veränderten Bedingungen des Gemeinsamen Mark-
tes, besonders auch stärkere Impulse für eine wei-
tergehende wirtschaftliche Zusammenarbeit der 

 Mitgliedstaaten ausgehen können. Endlich hätten 
auch im Rahmen einer solchen bewußt konstruk-
tiven Politik preis- und wettbewerbspolitische 
Maßnahmen ihren Sinn erhalten. Hier, so meine 
ich, liegen Versäumnisse sowohl der Hohen Be-
hörde als auch besonders der Regierungen der Mit-
gliedstaaten vor. 

(Sehr richtig! bei der  SPD.) 

Die Investitionspolitik erscheint uns als ein ent-
scheidendes Mittel,  die  strukturelle und konjunk-
turelle Entwicklung ohne dirigistische Eingriffe zu 
beeinflussen. Es ist bemerkenswert, daß dieser Ge-
sichtspunkt in dem Messina-Dokument für die Ge-
samtwirtschaft stark unterstrichen wird. Nichts 
anderes bedeutet ja doch wohl die  in diesem Do-
kument ,angekündigte Schaffung eines europäischen 
Investitionsfonds, der die  gemeinsame Entwicklung 
der  europäischen wirtschaftlichen Möglichkeiten 
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und besonders die Entwicklung der weniger be-
günstigten Gebiete der Teilnehmerstaaten be-
zweckt. Eine wirkungsvolle wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der europäischen Staaten — und auf 
die kommt es uns an — hängt davon ab, daß in 
den Grundstoffindustrien Kohle und Stahl eine 
konstruktive Investitionspolitik durchgeführt wird. 
Sie  muß in Übereinstimmung mit der Investitions-
politik in ,den übrigen Bereichen der Wirtschaft 
der Mitgliedsländer entwickelt werden. 

Die Beschäftigungspolitik in der Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, um auch das noch zu sagen, 
steht in einem engen Zusammenhang mit den von 
den sechs Regierungen in Aussicht genommenen 
Maßnahmen. Die  Gemeinsame Versammlung hat 
diesem Problem stets ihre Aufmerksamkeit gewid-
met und sich mit den Folgen befaßt, die sich aus 
der  Fortentwicklung und aus der Rationalisierung 
der Kohle- und Stahlwirtschaft für die Arbeit-
nehmer dieser Grundstoffindustrien, aber auch 
für die wirtschaftliche und soziale Lage der be-
troffenen Gebiete und Länder ergeben. Wir haben 
uns in der Versammlung für verpflichtet gehalten, 
und ich halte mich auch hier für verpflichtet, in 
diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß 
die Außenminister in ihrem Dokument nur sehr 
vage auf die Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
Bezug genommen haben. Ich finde es bedauerlich, 
daß dort nichts darüber ,angezeigt worden  ist, 

 welche Bedeutung einer aktiven Politik der Ge-
meinschaft auf dem Gebiete der Struktur- und 
Konjunkturpolitik, der Investitionspolitik und der 
Beschäftigungspolitik für die Fortentwicklung der 
europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu-
kommt, 

(Abg. Dr. Menzel: Sehr wahr! Wo ist 
der Wirtschaftsminister?) 

wobei es sich doch um Aufgaben und  Möglich-
keiten handelt, die der Vertrag bereits in  seiner 
heutigen Fassung enthält. 

Dieses Versäumnis von Messina — so finden 
wir — steht in einem merkwürdigen Zusammen-
hang mit der Tatsache, daß sich sowohl in der 
Gemeinsamen Versammlung als auch in der Hohen 
Behörde und in der Praxis des Ministerrats Ten-
denzen zeigten, die  Bestimmungen des Vertrages 
so eng wie möglich auszulegen, damit die Tätig-
keit der Gemeinschaft auf den ihr durch den Ver-
trag zugewiesenen Gebieten zu begrenzen und so 
die Möglichkeit einer konstruktiven Politik wirt-
schaftlicher Zusammenarbeit einzuschränken. Wir 
wünschen, daß die Bundesregierung ihren Ein-
fluß im Ministerrat geltend macht, um in der Ge-
meinschaft und mit Hilfe der Gemeinschaft das zu 
tun, was notwendig ist, um durch die Synchro-
nisierung von Wirtschafts- und Handelspolitik die 
Erhöhung der Produktivität und die Steigerung 
der Lebenshaltung zu erreichen. Uns scheint auch, 
daß die Zeit gekommen ist, den bisher auf dem 
Papier stehengebliebenen Beschluß ides  Minister-
rats vom Oktober 1953 über eine gemeinsame Kon-
junkturpolitik in die Wirklichkeit umzusetzen. 
Die Beschlüsse ,der Außenminister von Messina 
bieten dazu eine geeignete und genügende Hand-
habe, wenn man zu einer umfassenderen Wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit vorstoßen will. 

(Zuruf des Abg. Dr. Menzel.) 

Das Abkommen zwischen Großbritannien und 
der Gemeinschaft für Kohle und Stahl berechtigt 

uns jedenfalls zu der Hoffnung, daß wir bei den 

Anstrengungen um eine intensivere wirtschaftliche 
Zusammenarbeit auch Großbritannien an unserer 
Seite haben werden, wenn wir uns nur bemühen, 
genügend elastische Formen zu finden, zu entwik-
keln und — darauf kommt es an — mit Leben zu 
erfüllen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr.  Men

-

zel: Jetzt können sie ruhig werden! 
Wenn die Opposition spricht, dann wird 
nicht aufgepaßt! Wo ist eigentlich der 

Wirtschaftsminister?) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sabaß. 

Sabaß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Namen der Fraktionen der 
Koalition habe ich hier die kurze Erklärung abzu-
geben, daß auch wir das Abkommen zwischen 
Großbritannien und der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl vom 21. Dezember 1954 herz-
lichst begrüßen, weil wir darin einen weiteren 
Schritt zur Festigung der Arbeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl zum Wohle 
ihrer sechs Mitgliedstaaten und zur weiteren Inte-
gration Europas sehen. Wir begrüßen ebenso herz-
lich die Bereitwilligkeit des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und Nordirland, die 
durch das Abkommen zum Ausdruck kommt und es 
allen sichtbar macht, daß auch Großbritannien und 
Nordirland bereit sind, in engerem Kontakt mit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl zusammenzuarbeiten. Wir glauben, daß dies 
ein Weg ist, um zu einer weiteren Integration — 
nicht nur auf dem Gebiete von Kohle und Stahl, 
sondern überhaupt — in Westeuropa zu kommen. 
Ich stelle daher den Antrag, die Drucksache 1417  
dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik als federfüh-
rendem Ausschuß und dem Ausschuß für auswär-
tige Angelegenheiten zur Mitberatung zu überwei-
sen. 

Zu den weiteren Ausführungen des Kollegen 
Wehner über die Messina-Beschlüsse — die wir im 
Grunde begrüßen, wobei auch wir uns zu Einzel-
heiten eine weitere Stellungnahme vorbehalten — 
weise ich darauf hin, daß in Ausführung dieser Be-
schlüsse morgen, am 9. Juli, in Brüssel die ersten 
Verhandlungen der Kommission, die in Messina 
Anfang vergangenen Monats eingesetzt worden ist, 
unter der Leitung des großen Europäers Spaak 
beginnen. Wir wünschen dieser Kommission in 
ihrer Arbeit aus den gleichen Gründen, die Herr 
Kollege Wehner vorgetragen hat, vollen Erfolg 
zum Wohle der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und zum Wohle einer weiteren 
Integration unseres Teils von Europa. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Wehner! 

Wehner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Sabaß hat eben be-
antragt, den Entwurf dem Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik als federführendem Ausschuß und 
dem Auswärtigen Ausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen. Ich würde Sie doch sehr bitten, zu 
überlegen, ob es in diesem Fall nicht wirklich not-
wendig wäre, dem Auswärtigen Ausschuß diese 
Vorlage als federführendem Ausschuß zu überwei-
sen. Es handelt sich um einen klaren Fall von aus-
wärtigen Beziehungen. Ich will damit nicht außer 
acht lassen — ich selbst habe ja über eine ganze 
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Reihe wirtschaftspolitischer Gesichtspunkte hier 
gesprochen —, daß natürlich der Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik vielleicht ganz Wesentliches dazu 
zu sagen haben wird; aber dies ist — das sollte 
unbestritten sein — ein Fall von auswärtigen Be-
ziehungen. Deswegen bitte ich darum und bean-
trage, diesen Entwurf dem Ausschuß für auswär-
tige Angelegenheiten als federführendem Ausschuß 
und dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik zur Mit-
beratung zu überweisen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort wei-
ter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die erste Beratung zu Punkt 3 der 
Tagesordnung. 

Die  Überweisung des Gesetzentwurfs an den 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik als federführenden 
Ausschuß und an den Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten zur Mitberatung ist beantragt, wo-
gegen die SPD beantragt hat, umgekehrt zu ver-
fahren, d. h. den Auswärtigen Ausschuß als feder-
führenden und den Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
als mitberatenden Ausschuß zu bestimmen. 

Ich lasse zunächst über den zuerst gestellten An-
trag abstimmen, weil es, soweit ich mich erinnere, 
seither immer üblich war, alle Fragen, die Montan

-

Angelegenheiten berühren, dem Wirtschaftspoliti-
schen Ausschuß als federführendem Ausschuß zu 
überweisen. Wer dafür ist, daß der Gesetzentwurf 
dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik als federfüh-
rendem Ausschuß überwiesen wird, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das erste war die Mehrheit; es ist so 
beschlossen. Damit folgt zwangsläufig — ohne daß 
wir darüber abzustimmen brauchen —, daß der 
Gesetzentwurf, wie beantragt, auch dem Ausschuß 
I für auswärtige Angelegenheiten als mitberatendem 
Ausschuß überwiesen ist. 

Ich rufe Punkt 4 der heutigen Tagesordnung auf: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Landwirtschaftsgesetzes (Drucksachen 
405, 448), 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
(26. Ausschuß) (Drucksache 1538, Umdrucke 
470, 471). 
(Erste Beratung: 36. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter, 
dem Abgeordneten Lücker (München). 

Lücker (München) (CDU/CSU), Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der 
Drucksache 1538 legt der federführende Ernäh-
rungsausschuß das Ergebnis der Beratungen in der 
Form eines Entwurfs eines Landwirtschaftsge-
setzes vor, das in den verschiedenen Gremien die-
ses Hauses fast genau ein Jahr lang Gegenstand 
intensiver und ausführlicher Beratungen war. Be-
kanntlich geht dieses Landwirtschaftsgesetz auf 
eine Initiative der Fraktionen dieses Hauses zu-
rück. Die FDP-Fraktion hatte Ende März 1954 mit 
der Drucksache 405 einen Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung der Volksernährung und zur Ver-
besserung der Produktivität der Landwirtschaft 
diesem Hohen Hause vorgelegt. Wenige Tage spä-
ter reichten die Fraktionen der CDU/CSU und der 
Deutschen Partei mit der Drucksache 448 ebenfalls 
einen Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der 
Volksernährung und zur Erhaltung einer leistungs-
fähigen Landwirtschaft dem Hohen Hause ein. 

Beide Initiativgesetzentwürfe wurden in der 
ersten Lesung, die am 24. und 25. Juni 1954 statt-
fand, ausführlich behandelt. In der damaligen Dis-
kussion trat die Fraktion des GB/BHE dem Ini-
tiativentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
der Deutschen Partei bei, und das Plenum beschloß, 
alle Initiativvorlagen dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten als federführen-
dem Ausschuß und den Ausschüssen für Wirt-
schaftspolitik, für Rechtswesen und Verfassungs-
recht und für Außenhandelsfragen zur Mitberatung 
zu überweisen. Zu einem späteren Zeitpunkt wur-
den durch einen besonderen Beschluß des Ältesten-
rates die Vorlagen auch dem Haushaltsausschuß als 
mitberatendem Ausschuß überwiesen. 

Das Hohe Haus hat in der gleichen Lesung den 
Beschluß gefaßt, einen gemeinsamen Unterausschuß 
„Paritätsgesetze" zu bilden. Dieser Ausschuß be-
stand aus 23 Mitgliedern, die von dem federfüh-
renden Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und von dem in der Hauptsache mit-
beratenden Ausschuß für Wirtschaftspolitik ge-
stellt wurden. Der Unterausschuß „Paritätsgesetze" 
tagte und arbeitete unter dem Vorsitz des Abge-
ordneten Struve, der vom Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten gestellt wurde, und 
unter dem stellvertretenden Vorsitzenden Abge-
ordneten Hellwig, der vom Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik in Vorschlag gebracht wurde. Er nahm 
seine Beratungen am 9. September 1954 auf und 
begann seine Arbeit damit, daß er zunächst einen 
Arbeits- und Zeitplan aufstellte. Er hielt es für 
notwendig und richtig, nicht in die Beratung der 
einzelnen Paragraphen der vorgelegten Initiativ

-

entwürfe einzutreten, sondern glaubte es richtig zu 
machen, wenn er in Anbetracht der zur Debatte 
stehenden Probleme eine grundsätzliche Aussprache 
veranstaltete, die sich sowohl mit den betriebs-
wirtschaftlichen als auch mit den wirtschaftswissen-
schaftlichen und volkswirtschaftlichen Problemen 
eingehend befassen sollte. 

Mit diesem Arbeitsplan verband er zeitlich die 
Vorstellung, daß es möglich sein sollte, bis Weih-
nachten 1954 die betriebswirtschaftliche Diskussion 
abzuschließen und etwa bis zum März 1955 die 
wirtschaftswissenschaftliche und volkswirtschaft-
liche Diskussion zu beenden, um dann bis Ostern 
1955 die Formulierung eines entsprechenden Ge-
setzes vorzunehmen. Ich glaube sagen zu können, 
daß dieser Arbeits- und Zeitplan vom Unteraus-
schuß eingehalten worden ist, so daß der federfüh-
rende Ernährungsausschuß und die mitberatenden 
Ausschüsse dieses Hauses nach Ostern bis in die 
letzten Tage hinein genügend Zeit hatten, diesen 
Initiativentwürfen die endgültige Form und Fas-
sung zu geben. 

Entsprechend diesem Arbeits- und Zeitplan kam 
der Unterausschuß „Paritätsgesetze" einstimmig 
überein, seine Beratungen mit einer ausführlichen 
Anhörung und Aussprache mit einschlägigen Sach-
verständigen auf den genannten Gebieten zu be-
ginnen. 

Zur Einführung, möchte ich sagen, in das ganze 
Problem der Parität wurde übereinstimmend vorn 
Ausschuß zunächst Dr. Puhvogel vom Wirtschafts-
forschungsinstitut in München gebeten, der sich 
bekanntlich in einer wissenschaftlichen Unter-
suchung eingehend mit diesem Problem beschäf-
tigt hatte. An diese einführende Aussprache, die 
sehr ausgedehnt war, schloß sich dann eine ein-
gehende betriebswirtschaftliche Diskussion an, 
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Landwirtschaftlichen Betriebswirtschaft Heuser 
(Völkenrode), Priebe (Gießen), Rintelen (Weihen

-

stephan bei München) und Woermann (Göttingen) 
geladen wurden. Zu den wirtschaftswissenschaft-
lichen — um das bereits vorwegzuziehen — und 
den volkswirtschaftlichen Problemen wurden dann 
im zweiten Abschnitt der Beratungen im Unter-
ausschuß die Herren Professoren von Dietze (Frei-
burg), Meinhold (München), Meyer (Bonn), der 
allerdings persönlich nicht anwesend war und 
seine Stellungnahme schriftlich abgab, sowie die 
Herren Professoren Neumark (Frankfurt), Nie-
haus (Bonn) und Dr. Werlé (München) eingehend 
gehört; mit ihnen wurde eine intensive Beratung 
¡der wirtschaftswissenschaftlichen und volkswirt-
schaftlichen Probleme vorgenommen. 

Ich halte  es fürangezeigt und für zweckmäßig, 
in meinem Bericht das Ergebnis dieser betriebs-
wirtschaftlichen Diskussion und das Ergebnis der 
wirtschaftswissenschaftlichen und volkswirtschaft-
lichen Diskussion dem Hohen Hause in der Form 
vorzutragen, wie sie der Unterausschuß „Paritäts-
gesetze" im Anschluß an diese Aussprachen ein-
stimmig in Form von Grundsätzen festgehalten 
hat. Diese Grundsätze sind als Anlage zu den ent-
sprechenden Protokollen des Unterausschusses 
„Paritätsgesetze" genommen worden. Ich darf das 
Ergebnis dieser Beratungen ebenfalls wieder glie-
dern nach den betriebswirtschaftlichen Beratun-
gen und nach den  wirtschaftswissenschaftlichen 
und volkswirtschaftlichen Beratungen. 

Auf dem betriebswirtschaftlichen Gebiet kam 
der Unterausschuß „Paritätsgesetze", wie gesagt, 
nach diesen sehr intensiven und, ich glaube, auch 
sagen zu können, sehr fruchtbaren Aussprachen 
zu folgenden Verlegungen. 
Erstens. Die landwirtschaftliche Betriebswirt-

schaft ist in der Lage, eine zutreffende Aussage 
über die jeweilige wirtschaftliche Lage der Land-
wirtschaft zu machen. Mit dieser Feststellung ist 
einer der kritischsten Punkte der ganzen betriebs-
wirtschaftlichen Beratungen festgehalten worden. 
Es ist — auch in diesem Hohen Hause — kein Ge-
heimnis, daß immer wieder Zweifel daran er-
hoben wurden, ob es überhaupt möglich sei, die 
Lage der Landwirtschaft nach einwandfreien be-
triebswirtschaftlichen Unterlagen festzustellen 
Dieser Punkt hat in allen späteren Beratungen 
immer wieder eine bedeutende Rolle gespielt. Ich 
glaube, es ist deswegen zweckmäßig, festzuhalten, 
daß das Gespräch mit den Sachverständigen und 
die  Beratungen im Unterausschuß einstimmig zu 
dem Ergebnis geführt haben, daß eine solche Fest-
stellung der Wirtschaftslage der Landwirtschaft 
von seiten der landwirtschaftlichen Betriebswis

-

senschaft durchaus möglich ist, und zwar in einer 
Form, die eine zutreffende Aussage über das Bild 
der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft ge-
stattet. 

Zweitens. Diese Aussage — so wurde im Unter-
ausschuß Paritätsgesetze übereinstimmend fest-
gehalten — geschieht am zweckmäßigsten in der 
Form einer Ertrags-Aufwands-Rechnung, die je-
weils bezogen ist auf das landwirtschaftliche Wirt-
schaftsjahr. 

Drittens. Unter Ertrag und Aufwand sind im ein-
zelnen die Positionen zu verstehen, die in den 
entsprechenden Paragraphen der Initiativentwürfe, 
die ich eingangs erwähnt habe, festgehalten sind. 

In  den  beiden Initiativentwürfen der Fraktion der 
FDP wie der Fraktionen der CDU/CSU und der 
Deutschen Partei sind diese Positionen im einzelnen 
festgehalten. Das Ergebnis der Beratungen im 
Unterausschuß 'hat auch bestätigt, daß diese Posi-
tionen in der Tat den Ertrag und den Aufwand in 
der landwirtschaftlichen Betriebsrechnung dar-
stellen. 
Viertens. Die landwirtschaftliche Betriebswissen-

schaft ist in der Lage, für die sogenannten kalkula-
torischen Posten Werte zu ermitteln, die eine echte 
wirtschaftspolitische Entscheidung für deren Ein-
gang in die Ertrags- und Aufwands-Rechnung er-
möglichen. Auch dieser Punkt scheint mir einer be-
sonderen Betrachtung würdig zu sein. Er hat in den 
folgenden Beratungen ebenfalls eine sehr wichtige 
Rolle gespielt, denn man argumentierte immer wie-
der, es ginge nicht an, sogenannte kalkulatorische 
Posten in eine Ertrags- und Aufwands-Rechnung 
einzubeziehen. Das Ergebnis der Beratungen mit 
allen Sachverständigen — nicht nur mit denen der 
landwirtschaftlichen Betriebswissenschaft, sondern 
auch mit den Nationalökonomen — ging eindeutig 
darauf hinaus: Wenn man sich schon zu einer sol-
chen Ertrags-Aufwands-Rechnung entschließt, dann 
müssen in diese Ertrags-Aufwands-Rechnung alle, 
das möchte ich betont sagen: alle Kapitalkosten, 
alle Sachkosten und alle Personalkosten als echte 
Kostenbestandteile mit einbezogen werden. 
An fünfter Stelle hielt der Unterausschuß fest, 

daß die betriebswirtschaftlichen Unterlagen aus 
einer ausreichenden Zanl landwirtschartlicher be-
triebe beschafft und hierbei die verschiedenen Be-
triebssysteme, Betriebstypen, Betriebsgrößenklas-
sen und Wirtschaftsgebiete entsprechend berück-
sichtigt werden sollen. Mit der Erarbeitung dieser 
Unterlagen soll eine zentrale Stelle beauftragt wer-
den. In den späteren Beratungen hat man sich da-
für entschieden, daß diese zentrale Stelle das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sein und man sich bei der Erarbeitung 
der Unterlagen, bei der technischen Durchführung 
dieser Erhebungen zweckmäßigerweise bereits be-
stehender Einrichtungen bedienen solle. Diese zen-
trale Stelle soll in erster Linie dafür sorgen, daß 
die Auswertung der Unterlagen nach einheitlichen 
Gesichtspunkten geschieht. Zweitens soll sie dafür 
sorgen, daß der Sach- und Personalaufwand nicht 
jenes Maß überschreitet, das zur Gewinnung eines 
zutreffenden wirtschaftspolitischen Urteils für un-
bedingt notwendig erachtet wird. Insbesondere auf 
diesen Punkt darf ich deswegen aufmerksam 
machen, weil sich sowohl der Unterausschuß als 
auch der federführende Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten in den Endberatungen 
dafür entschieden hat, die Erhebungen an Hand 
von etwa 6000 bis 8000 landwirtschaftlichen Betrie-
ben, gemischt aus den verschiedenen Betriebsgrö-
ßen, Betriebssystemen und Betriebstypen, vorneh-
men zu lassen, und man in den Ausschüssen über-
einstimmend der Meinung war, daß die Unter-
suchung einer solchen Anzahl landwirtschaftlicher 
Betriebe einer objektiven Darstellung durchaus ge-
nügend Rechnung tragen würde. 
Im Unterausschuß wurde weiterhin festgehalten, 

daß die Mittel zur Durchführung dieser Erhebungs-
aufgaben erstmals in den Etat des Rechnungsjahres 
1955/56 eingeplant werden sollen. 
Als achten Punkt dieser betriebswirtschaftlichen 

Beratungen darf ich herausstellen, daß der Unter-
ausschuß „Paritätsgesetze" — ebenfalls einstimmig 
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 — zu der Auffassung gelangte, daß für die Über-
gangszeit bis zur Erstellung der eben genannten 
Unterlagen aus 6- bis 8000 landwirtschaftlichen 
Betrieben die bereits vorhandenen Buchführungs-
unterlagen, die bei dem Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten für etwa 
5000 landwirtschaftliche Betriebe seit Jahren vor-
liegen, in einer entsprechenden Auswahl ausrei-
chende Anhaltspunkte zur Vorbereitung notwen-
diger wirtschaftspolitischer Entscheidungen bieten, 
was insbesondere dafür von Bedeutung ist, daß, 
wie es in dem Ihnen vorliegenden Entwurf fest-
gehalten ist, die Bundesregierung bis zum 15. Fe-
bruar 1956 dem Hohen Hause den ersten Jahres-
bericht über die Lage der Landwirtschaft vorlegen 
soll. 
Als letzter wichtiger Punkt dieser betriebswirt-

schaftlichen Beratungen wurde festgehalten, daß 
außer den eben genannten Feststellungen selbst-
verständlich alle weiteren geeigneten Erkenntnis-
quellen zur Beurteilung der Lage der Landwirt-
schaft fortentwickelt und mit ausgewertet werden 
sollen. Hier ist insbesondere an das gedacht, was 
später seinen Niederschlag in § 2 Abs. 2 des Ihnen 
vorliegenden Entwurfs gefunden hat. Bei der Dar-
stellung der einzelnen Paragraphen werde ich noch 
des näheren hierauf eingehen. 

Ich darf Ihnen anschließend die Ergebnisse der 
wirtschaftswissenschaftlichen und der volkswirt-
schaftlichen Beratung im Unterausschuß „Paritäts-
gesetze" ebenfalls an Hand der Grundsätze vortra-
gen, die der Unterausschuß am Ende dieser aus-
führlichen Diskussion zusammengestellt hat. 

Als erster Punkt wird festgehalten, daß die Wirt-
schaftsordnung der sozialen oder konjunkturpoli-
tisch gesteuerten Marktwirtschaft — als Datum 
und Ausgangsbasis — Gesetz für alle Überlegun-
gen bleibt, wie die deutsche Landwirtschaft in 
diese Wirtschaftsordnung sinnvoll, d. h. optimal 
eingegliedert werden kann, um, wie es auch an 
einer Stelle des Ihnen vorliegenden Entwurfs heißt, 
ihre Aufgaben im Rahmen der Gesamtwirtschaft 
und ihrer fortschreitenden Entwicklung zu erfül-
len. Diese Feststellung bildete einen der wesent-
lichsten Kernpunkte der wirtschaftswissenschaft-
lichen und volkswirtschaftlichen Diskussion. Ich 
halte es für zweckmäßig, darauf hinzuweisen, daß 
diese Feststellung als Meinung und Ergebnis der 
geführten Beratungen im Unterausschuß einstim-
mig gebilligt worden ist. 
Als Folgerung aus dieser Feststellung wurde als 

Punkt 2 festgehalten, daß diese Wirtschaftspolitik 
der sozialen Marktwirtschaft keinen künstlich, 
d. h. gesetzlich geschaffenen Automatismus ver-
trägt. Im vorliegenden Anwendungsfalle bedeutet 
das, daß man z. B. den Index landwirtschaftlicher 
Erzeugerpreise ebensowenig an den Preisindex an-
derer Wirtschaftsgüter koppeln darf wie den Ein-
kommensindex einer bestimmten Gruppe an den 
einer andern Gruppe. Die Marktfunktion des Prei-
ses muß als volkswirtschaftliches Datum so weit 
als möglich erhalten bleiben. 

Selbstverständlich ist nichts dagegen einzuwen-
den, wenn Indexvergleiche unter anderen Erkennt-
nisquellen mit zur Beurteilung der Lage der Land-
wirtschaft und ihrer Einordnung in die gesamte 
Volkswirtschaft herangezogen werden. Es verbie-
tet sich nur, Indices wie die Glieder einer Kette 
aneinanderzureihen, weil damit der Blick für die 
Dynamik der wirtschaftlichen Entwicklung verlo-

rengeht. Ich glaube, es ist wichtig, auch diese Fest-
stellung, und zwar diese einstimmige Feststellung 
im Unterausschuß „Paritätsgesetze" hier in dieser 
klaren Form zu wiederholen, weil auch sie in den 
ganzen späteren Beratungen eine eminent wichtige 
Rolle gespielt hat. Ich möchte hier anfügen, daß ich 
glaube, daß der Entwurf, den der federführende 
Ernährungsausschuß Ihnen mit der Drucksache 
1538 vorgelegt hat, diesen Überlegungen der Sach-
verständigenaussprache Rechnung getragen hat. 

Als dritter wesentlicher Punkt der Aussprache 
mit den Wirtschaftswissenschaftlern wurde festge-
halten, daß die Ertrags-Aufwands-Rechnung als 
beste Grundlage und Ausgangsbasis erachtet wird, 
um die notwendigen wirtschafts-, agrar- und sozial-
politischen Maßnahmen zu entwickeln, die geeig-
net sind, die natürlichen und wirtschaftlichen Wett-
bewerbsnachteile der Landwirtschaft auszugleichen 
und die Agrarwirtschaft in die Gesamtwirtschaft 
einzuordnen. Es kommt dabei darauf an, daß diese 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung im Auf- und Ab-
schwung ihrer Konjunktur zur Anwendung gelan-
gen. Über den Zeitpunkt und die Dosierung im 
Einsatz dieser Maßnahmen kann selbstverständlich 
nur im konkreten Anwendungsfalle zutreffend ent-
schieden werden. 

Dann wurde im Unterausschuß „Paritätsgesetze" 
sehr eingehend eine Reihe konkreter Maßnahmen, 
in einem Katalog zusammengestellt, diskutiert. Es 
erscheint mir auch hier zweckmäßig, wenigstens 
auszugsweise diesen Katalog vorzutragen. Ich darf 
dabei betonen, daß dieser Katalog keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit oder auf eine gedanklich letzte 
Abrundung erhebt, sondern dieser Katalog soll nur 
in der Tendenz klarstellen, welche Absichten bei 
der Beratung dieses Gesetzes zugrunde gelegen 
sind. 

Als erstes wurde in dem Katalog, ohne damit 
eine Wertordnung der einzelnen Maßnahmen ver-
binden zu wollen, festgehalten, daß die Bundes-
regierung ihre marktkonformen Maßnahmen zur 
Beeinflussung der Preisbildung auf den Agrar-
märkten im Sinne eines Ausgleichs zwischen Er-
trag und Aufwand in volkswirtschaftlich vertret-
barem Ausmaß ausschöpfen soll auf all jenen Ge-
bieten, auf denen sich das Parlament selbst die 
Festsetzung der Preise nicht ausdrücklich vorbe-
halten hat. 

Als zweiter wesentlicher Gesichtspunkt in die-
sem Katalog wurde herausgestellt, daß im Rah-
men der landwirtschaftlichen Marktordnung unter 
Berücksichtigung der gesamthandelspolitischen Lage 
die landwirtschaftlichen Einfuhren auf die Auf-
nahmefähigkeit des Inlandsmarktes abgestimmt 
werden sollen und daß in diesem Zusammenhang 
auch die weitere Liberalisierung landwirtschaft-
licher Einfuhren zu werten ist. 

Besonders breiten Raum in der Diskussion um 
diesen Katalog nahmen im konkreten Sinne die 
Möglichkeiten ein, die  die  Steuerpolitik auf diesem 
Gebiet noch einräumt. Es wurde hier z. B. auf die 
Neufestsetzung der steuerlichen Einheitswerte 
hingewiesen, die in Vorbereitung ist. Man stellte 
hierzu z. B. fest, daß eine wahrscheinliche Herauf-
setzung dieser Einheitswerte für die steuerliche 
Veranlagung der Landwirtschaft so lange und so 
weit praktisch ohne Folgen bleiben soll und muß, 
bis ein Ausgleich zwischen Ertrag und Aufwand 
herbeigeführt ist. Es wurde darauf hingewiesen, 
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daß besonders notleidende Gebiete, z. B. Dauer-
grünland- und Mittelgebirgsgebiete, darüber hin-
aus steuerlich entlastet werden sollen. Es wurde  
darauf hingewiesen, daß die steuerliche Belastung  
beim Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse so-
weit als irgend möglich aufgehoben werden solle,  
Fragen, die mit der Reform unserer Umsatzsteuer  
in Zusammenhang stehen.  
Es wurde weiterhin auf eine großzügige Anwen-

dung der Abschreibungsmöglichkeiten in der buch-
führenden Landwirtschaft, aber auch in der nicht

-

buchführenden Landwirtschaft hingewiesen. Ich  
nenne ferner die Frage der Erbschaftsteuer, die  
Frage der Befreiung des Eigenverbrauchs land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, wo die Umsatz-
grenze, die zur Zeit noch wie in der Vorkriegszeit  
bei 10 000 Mark steht, beispielsweise auf 20 000 DM  
oder irgendeine andere festzusetzende Zahl erhöht  
werden kann und soll.  

Ich nenne diese Dinge hier nur, um die Tendenz  
und die Entwicklung der Beratungen im Unter-
ausschuß aufzuzeigen, die nach Auffassung des  
Ausschusses für die Beurteilung dieses Gesetzes  
von Bedeutung sind.  

Weiterhin wurde das Gebiet der Kreditpolitik  
sehr eingehend beraten und festgestellt, daß hier  
noch ein entsprechender Ausbau der Politik der  
Zinsverbilligung unter Berücksichtigung der erfor-
derlichen Umstellungen von kurzfristigen auf mit-
tel-  bzw. langfristige Investitionskredite möglich er-
scheint, daß hierbei Gemeinschaftseinrichtungen  
der Landwirtschaft besonders bevorzugt werden  
können und ähnliche Dinge mehr. Schließlich wurde  
erörtert und auch für möglich gehalten und gebil-
ligt, daß, soweit diese und ähnliche Maßnahmen  
der allgemeinen Wirtschaftspolitik nicht aus

-reichen, ein Ausgleich zwischen Ertrag und Auf-
wand auch dadurch herzustellen sei, daß im Etat  
die notwendigen Mittel bereitgestellt werden, die  
als gezielte Subventionen zur Verbilligung beson-
ders produktivitätsfördernder Betriebsmittel oder  
auch zur Verbilligung besonders produktivitäts-
fördernder betriebswirtschaftlicher Maßnahmen  
eingesetzt werden sollen. Bei den Betriebsmitteln  
ist insonderheit an Dieselkraftstoff für die  Land-
wirtschaft. an elektrische Energie, an Kunstdün-
ger und Maschinen gedacht worden, bei den be-
triebswirtschaftlichen Maßnahmen besonders an  
Beihilfen für die Verbesserung unserer Tierbe-
stände. Dabei wurde festgehalten, daß diese Sub-
ventionen eine Ergänzung der allgemeinen wirt-
schaftspolitisch möglichen Maßnahmen sind, daß  
alle diese Maßnahmen im einzelnen wie in ihren  
verschiedenartigsten Kombinationsmöglichkeiten  
keinen im rechtlichen Sinne einklagbaren Anspruch  
darstellen und daß sie im Rahmen der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung mit dem Ziele einzu-
setzen sind. einen Ausgleich zwischen Ertrag und  
Aufwand herbeizuführen.  
Diese Maßnahmen einer funktionalen Agrarpoli-

tik sollen unabhängig sein und sind unabhängig  
von den strukturellen, zur Verbesserung der  
Agrarstruktur zu entwickelnden, obwohl sie mit  
diesen als ein Ganzes gesehen werden müssen, weil  
auch sie langfristig im Sinne des Augleichs zwi-
schen Ertrag und Aufwand wirken. Der bleibende  
Erfolg dieser strukturell en Maßnahmen kann aller-
dings nur gesichert werden. wenn durch die erst-

genannten die notwendige Rentabilität im Sinne  

des Ausgleichs von Ertrag und Aufwand gesichert  
werden kann.  

Im Unterausschuß herrschte Übereinstimmung  
darüber, daß mit solchen und ähnlichen Maßnah-
men das gesteckte Ziel durchaus mit Erfolg an-
gegangen werden kann. Dabei wurde allerdings  
auf Maßnahmen der einen oder der anderen  
Gruppe unterschiedlicher Nachdruck gelegt. Die  
Übereinstimmung im Unterausschuß erstreckte sich  
auch auf die Zweckmäßigkeit, den politischen Wil-
len zu einer solchen langfristig wirksamen Agrar-
politik durch ein eigenes Gesetz zu dokumentieren,  
allerdings mit dem besonderen Bemerken, daß die  
Formulierung der Initiativentwürfe, die ich ein-
gangs erwähnt habe, dem Ergebnis der Beratun-
gen angepaßt werden sollte.  

Es war selbstverständlich, daß der Unterausschuß  
„Paritätsgesetze" nach diesen sich über Wochen  
hinziehenden intensiven Beratungen mit den ge-
nannten Sachverständigen und im eigenen Kreise  
sich ausführlich auch mit den beteiligten oder in  
der Hauptsache beteiligten Bundesministern für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und für  
Wirtschaft unterhalten wollte. Diese Aussprache  
fand am 9. Februar 1955 statt. Um hier nicht wie-
derholen zu müssen, darf ich zusammenfassend  
feststellen, daß in der über vier Stunden langen  
Aussprache mit den beiden Ministern eine weit-
gehende Übereinstimmung über die vom Unter-
ausschuß „Paritätsgesetze" erarbeiteten Grund-
sätze erzielt werden konnte. In dieser Aussprache  
wurden auf folgende Punkte besondere Akzente  
gesetzt, also besonderer Wert gelegt.  
Es wurde ganz klar als das Ziel der Wirtschafts-

politik der Bundesregierung herausgestellt — auch  
mit Zustimmung des Bundesministers für Wirt-
schaft — ,  daß ein gutarbeitender mittlerer land-
wirtschaftlicher Betrieb eine Deckung seiner Kosten  
finden solle, eine entsprechende eigene Leistung  
vorausgesetzt. Weiterhin wurde Wert darauf ge-
legt, daß die agrarpolitischen Maßnahmen in der  
Folge und in der Auswirkung dieses Gesetzes auch  
der weiteren Steigerung der Produktivität in der  
Landwirtschaft dienen sollten, wobei es keinen  
Zweifel darüber gab, daß wir auch in dieser Frage  
weiterhin eine optimale Synthese zwischen der  
sogenannten Flächenproduktivität und der Arbeits-
produktivität in der Landwirtschaft erreichen  
müssen.  
Ferner wurde besonderer Wert gelegt auf die  

Notwendigkeit einer sinnvollen, d. h. optimalen  
Eingliederung der Landwirtschaft in die Volks-
wirtschaft und die Finanzierung der damit ver-
bundenen notwendigen Investitionen.  
In dieser Beratung mit den beiden Bundesmini-

stern wurde sehr ausführlich von der sogenannten  
agrarischen Revolution gesprochen, die von der  
Landwirtschaft gegenwärtig und in der weiteren  
Zukunft zu verkraften ist, und davon, daß die Be-
wältigung dieser Aufgaben selbstverständlich große  
Investitionen notwendig macht und daß man diese  
Investitionen, die notwendig sind, in der Landwirt-
schaft genau so unter dem Gesichtspunkt ihrer je

-

weiligen Finanzierung betrachten müsse, wie das  
in der übrigen Wirtschaft geschieht. Die Wege, um  
solche Investitionen zu finanzieren, sind allgemein  
wirtschaftspolitisch immer nur die drei gleichen,  
d. h. der Weg über Preise und Gewinne, der Weg  
über Kredite, der Weg über Subventionen. Man  
kam im Unterausschuß „Paritätsgesetze" überein-
stimmend zu der Feststellung, daß eine volkswirt-
schaftlich sinnvolle und optimale Kombination die-
ser drei Möglichkeiten zu finden sei, wobei eben- 
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falls 'Übereinstimmung darüber herrschte, daß der 
Weg über die Preise nicht den volkswirtschaftlich 
besten Weg darstelle. 

Im Anschluß an diese, wie ich eben sagte, wochen-
langen Aussprachen im Unterausschuß mit den bach-
verständigen und mit den in der Hauptsache betei-
ligten Ministern trat dann der Unterausschuß „Pa-
ritätsgesetze" in der Folge mit dem Ziel zusam-
men, sich grundsätzlich die Gestattung dieses Ge-
setzes zu überlegen. Diese Arbeit setzte ein mit der 
Sitzung des Unterausschusses „Paritätsgesetze" 
am 11. März 1955. Man kam über folgende Grund-
sätze zur Gestaltung dieses Gesetzes überein: Er-
stens sollten in diesem Gesetz eingangs seine Ziele 
und sein Zweck festgelegt werden. Ich komme auf 
den Inhalt dieser Grundsätze bei der Behandlung 
der einzelnen Paragraphen noch näher zurück. 
Zweitens sollte vorgesehen werden, daß jährlich 
eine Feststellung über die Wirtschaftslage der Land-
wirtschaft getroffen wird. Drittens sollte festgelegt 
werden, daß die Bundesregierung jährlich zu einem 
bestimmten Termin dem Bundestag und dem Bun-
desrat einen Bericht über die Lage der Landwirt-
schaft vorzulegen hat. Viertens sollte in diesem Ge-
setz auch etwas über die Bereitstellung etwa er-
forderlicher Mittel gesagt werden, die von der 
Bundesregierung im Etat vorzusehen und selbst-
verständlich von dem Hohen Haus in haushalts-
rechtlicher Beziehung zu genehmigen sind, um 
diese Aufgaben auch in die Praxis überführen zu 
können. Damit war für die Gestaltung dieses Ge-
setzes die wesentliche Entscheidung gefallen, näm-
lich ein Gesetz zu gestalten, das die Handlungsfrei-
heit der Regierung im einzelnen im Sinne unserer 
sozialen marktwirtschaftlichen Ordnung nicht un-
nötig einschränkt, auf der andern Seite aber auch 
in diesem System unserer sozialen Marktwirt-
schaftsordnung das sicherzustellen, was zur prak-
tischen Durchführung dieses Gesetzes notwendig 
ist. 
Die Gesetzesvorlage, die dann vom Unterausschuß 

„Paritätsgesetze" erarbeitet wurde, konnte zum 
1. April 1955 fertiggestellt werden. Ich darf hier 
bemerken, daß diese Gesetzesvorlage im Unter-
ausschuß „Paritätsgesetze" einstimmig verabschie-
det wurde. Damit hatte der Unterausschuß „Pari-
tätsgesetze" seine Aufgabe erfüllt, und über die 
parlamentarischen Osterferien leitete er das Ergeb-
nis seiner Beratungen dem federführenden Ernäh-
rungsausschuß zu. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten führte dann am 
28. April eine gemeinsame Sitzung mit den mit-
beratenden Ausschüssen für Wirtschaftspolitik und 
für Außenhandelsfragen durch. Diese Ausschüsse 
nahmen auf ihrer gemeinsamen Sitzung einen Be-
richt über das Ergebnis der Beratungen im Unter-
ausschuß entgegen und kamen übereinstimmend zu 
dem Ergebnis, eine Stellungnahme der Bundes-
regierung zu der Gesetzesvorlage des Unteraus-
schusses „Paritätsgesetze" zu verlangen. 

Dieses Verlangen nach einer Stellungnahme der 
Regierung ging von drei Überlegungen aus. 
Erstens sollte diese Stellungnahme eine Klärung 
der verfassungsrechtlichen Bedenken bringen, die 
der mitbeteiligte Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht in der Zwischenzeit angemeldet 
hatte. Zweitens sollte mit dieser Stellungnahme 
eine Klärung der grundsätzlichen wirtschaftspoli-
tischen Auffassungen der Bundesregierung zu die-
sem Initiativgesetz des Hohen Hauses herbeigeführt  

werden. Drittens sollte mit  dieser -  Stellungnahme 
eine zeitliche Verzögerung in der Verabschiedung 
dies  Gesetzes bei der zweiten und dritten Lesung 
vermieden werden. 
Die Bundesregierung hat ihre Stellungnahme dem 

federführenden Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten am 11. Juni dieses Jahres 
übermittelt. Das wesentliche Ergebnis dieser Stel-
lungnahme darf ich in folgenden Punkten zusam-
menfassen: 

Erstens. Die bis dahin vorhandenen verfassungs-
rechtlichen Bedenken wurden durch entsprechende 
Vorschläge der Bundesregierung zur Neufassung 
einzelner Paragraphen aus dem Wege geräumt. 

Zweitem. Die Bundesregierung folgte bezüglich 
der wirtschaftspolitischen Konzeption im wesent-
lichen dem Entwurf des Unterausschusses „Paritäts-
gesetze". 
Die mitberatenden Ausschüsse haben dann in den 

darauf folgenden Tagen ihre Voten zu diesem Ge-
setz abgegeben. Der Ausschuß für Wirtschaftspoli-
tik hat der Vorlage, wie sie dem federführenden 
Ausschuß von der Bundesregierung übermittelt wor-
den war, am 16. Juni im wesentlichen zugestimmt. 
Einige Änderungswünsche, die er hatte, sind im 
wesentlichen in der endgültigen Fassung vom 
federführenden Ernährungsausschuß berücksich-
tigt warden. 
Der Haushaltsausschuß befaßte sich am 24. Juni 

1955 mit dem Entwurf des Unterausschusses „Pari-
tätsgesetze". Er hat sich später noch einmal mit dem 
Entwurf des federführenden Ausschusses, wie er 
Ihnen vorliegt, befaßt und seine Zustimmung ge-
geben. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs
- recht hat sich wiederholt mit dieser Vorlage be-

faßt und hat der Ihnen vorliegenden Fassung am 
4. Juli endgültig zugestimmt. 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen hat sich 
am 6. Juli ebenfalls mit dieser Vorlage befaßt und 
hat  ihr seine Zustimmung erteilt. 

Mit den Voten der mitberatenden Ausschüsse und 
mit der Stellungnahme der Bundesregierung 
konnte der federführende Ausschuß für Ernäh

-

rung,  Landwirtschaft und Forsten seine Beratun-
gen abschließen. Das abschließende Ergebnis seiner 
Beratungen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, finden Sie in der Drucksache 1538. 

Ich darf nunmehr im einzelnen zu diesem Ent-
wurf eines Landwirtschaftsgesetzes als Bericht-
erstatter des federführenden Ausschusses wie folgt 
Stellung nehmen. 

Der § 1 dieses Entwurfes ist, wie ich schon an-
deutete, sowohl im Unterausschuß als auch im 
federführenden Ausschuß sehr ausführlich und in-
tensiv beraten worden. Er enthält die eigentliche 
Zielsetzung und Zweckbestimmung des Landwirt-
schaftsgesetzes, die in folgenden vier Punkten 
zum Ausdruck kommt. Erstens soll der Landwirt-
schaft die Teilnahme an der fortschreitenden Ent-
wicklung der deutschen Volkswirtschaft ermöglicht 
werden; also eine Formulierung, die ich eben aus 
dem Beratungsergebnis des Unterausschusses aus-
führlich dargestellt habe. Zweitens soll das Gesetz 
dem Ziele und dem Zwecke dienen, die bestmög-
liche Versorgung der Bevölkerung mit Ernährungs-
gütern zu sichern. Drittens soll ein Ausgleich der 
für die Landwirtschaft bestehenden naturbedingten 
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und wirtschaftlichen Wettbewerbsnachteile herbei-
geführt werden, von denen auch ausführlich die 
Rede war. Viertens soll die Produktivität der Land-
wirtschaft weiterhin gesteigert werden. Diese Ziele 
sollen mit den Mitteln der allgemeinen Wirtschafts- 
und Agrarpolitik erreicht werden, insbesondere mit 
den Mitteln der Handels-, Steuer-, Kredit- und 
Preispolitik, die auch einen breiten Raum in den 
Sachverständigenberatungen eingenommen hatten. 

Der federführende Ausschuß ist im wesentlichen 
dem Vorschlag der Bundesregierung gefolgt, die 
ebenso wie der Ausschuß des Bundestages für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen die Fassung des Unter-
ausschusses „Paritätsgesetze" geltend gemacht 
hatte. Diese verfassungsrechtlichen Bedenken wur-
den nach den folgenden Gesichtspunkten geltend 
gemacht. Der in § 1 der Fassung des Unteraus-
schusses „Paritätsgesetze" enthaltene Gesetzes-
befehl an die Bundesregierung sei ein Verstoß 
gegen Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes, der be-
sagt, daß die Gesetzgebung an die verfassungs-
mäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung an Gesetz und Recht gebunden 
sind. Demnach kann der Gesetzgeber nicht in die 
Funktionen der vollziehenden Gewalt oder der 
Rechtsprechung eingreifen. Die verfassungsrecht-
lichen Bedenken auf Grund dieser die demokra-
tische Ordnung unseres Staatswesens enthaltenden 
Bestimmung des Art. 20 des Grundgesetzes werden 
dann aus den weiteren Punkten ersichtlich. In 
diesem Sinne nämlich sagt Art. 65 des Grund-
gesetzes, daß der Bundeskanzler die Richtlinien der 
Politik bestimmt und hierfür die Verantwortung 
trägt. Ist der Bundestag mit der Führung der Poli-
tik nicht einverstanden, so bleibt ihm zur Durch-
führung seines Willens das Mißtrauensvotum nach 
Art. 67 des Grundgesetzes. Auf diese drei ver-
fassungsrechtlichen Bestimmungen waren im we-
sentlichen die Bedenken gegründet, die sowohl der 
Rechts- und Verfassungsausschuß als auch die 
Bundesregierung geltend gemacht haben. Der 
federführende Ernährungsausschuß konnte sich 
diesen verfassungsrechtlichen Bedenken nicht ver-
schließen und ist dann in seiner abschließenden 
Formulierung, diesen Bedenken Rechnung tragend, 
dem Vorschlag der Bundesregierung gefolgt. Die 
jetzige Fassung in der Ihnen vorliegenden Druck-
sache 1538 ist am 4. Juli, also vor wenigen Tagen, 
nochmals von dem Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht überprüft worden. Der Ausschuß 
hat gegen die Ihnen nunmehr vorliegende Fassung 
des § I.  sowie gegen das Gesetz als Ganzes keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken mehr geltend 
gemacht. 

Eine Minderheit des Ernährungsausschusses trat 
für die Beibehaltung der Fassung des Unteraus-
schusses ein. Der Unterausschuß wollte nicht nur 
die wirtschaftlichen und die natürlichen Wettbe-
werbsnachteile, sondern auch die strukturellen 
Nachteile der Landwirtschaft mit aufführen. 
Außerdem sollte der Katalog der wirtschaftspoli-
tischen Mittel um die Mittel der Sozialpolitik und 
der Finanzpolitik ergänzt werden. Die große Mehr-
heit des federführenden Ausschusses — des Ernäh-
rungsausschusses — hat sich für die Beibehaltung 
der Fassung entschieden, wie sie Ihnen in der 
Drucksache 1538 vorliegt. 

Der § 2 in der Fassung der Drucksache 1538 
regelt die jährliche Feststellung der Lage der 

Landwirtschaft durch den Bundesminister, die 
durch Ermittlung des Ertrags und des Aufwandes 
erfolgen soll. Die Feststellung soll differenziert 
nach Betriebsgrößen, nach Betriebstypen, Betriebs-
systemen und Wirtschaftsgebieten durchgeführt 
werden. Es sollen etwa 6- bis 8000 landwirtschaft-
liche Betriebe herangezogen werden. Es wurde in 
dem Unterausschuß und auch im federführenden 
Ausschuß Wert darauf gelegt, daß durch diese Fest-
stellungen ein objektives Bild der Lage der Land-
wirtschaft erstellt werden soll, das öffentliche 
Glaubwürdigkeit genießt, damit die in der Vergan-
genheit immer wieder aufgetauchten Meinungs-
verschiedenheiten über die Lage der Landwirt-
schaft in der Zukunft ausgeräumt werden. Die 
Auskünfte im Sinne dieses Gesetzes sollen frei-
willig sein. 
Im Abs. 2 dieses Paragraphen ist festgehalten. 

daß über diese Untersuchungen hinaus alle geeig-
neten Unterlagen der volkswirtschaftlichen Sta-
tistik, insbesondere auch die sogenannten Index

-

Vergleiche, sowie weitere Unterlagen der land-
wirtschaftlichen Betriebswirtschaft mit herangezo-
gen werden sollen. Hier ist außer an die volkswirt-
schaftlichen statistischen Ergebnisse, besonders die 
Index-Vergleiche, insbesondere auch an die Unter-
suchungsergebnisse gedacht, wie sie z. B. von Pro-
fessor Heuser an sogenannten landwirtschaftlichen 
Modellbetrieben erarbeitet werden oder wie sie 
von der Gesellschaft für Agrarpolitik oder von der 
Gesellschaft für Agrarsoziologie in den sogenann-
ten Dorfuntersuchungen angestellt werden. Dieser 
§ 2 wurde im federführenden Ausschuß ebenfalls 
mit großer Mehrheit angenommen. 
Der § 3 regelt die Heranziehung eines Sachver-

ständigenbeirats. Eine Minderheit des Ausschusses 
wollte an dem Vorschlag des Unterausschusses 
„Paritätsgesetze" festhalten, in dem es lediglich 
hieß, daß sich der Bundesminister eines Beirates 
von Sachverständigen zu bedienen hat. Gleichzeitig 
wurde von dieser Minderheit vorgeschlagen, an 
diese Fassung anzufügen, daß die entsprechende 
Zahl praktischer Landwirte aus allen Betriebs-
größen gewählt werden müsse. Die große Mehrheit 
des Ausschusses blieb bei der Ihnen vorliegenden 
Fassung, legte aber im Protokoll des Ausschusses 
fest, daß bei der Heranziehung der praktischen 
Landwirte zu dem Beirat nach Möglichkeit die ver-
schiedenen Betriebsgrößen und Sparten berücksich-
tigt werden sollten; gleichzeitig sollte sicher-
gestellt werden, daß es sich um Kenner der allge-
meinen landwirtschaftlichen Betriebswirtschaft 
handelt. Dieser Sachverständigenbeirat soll den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bei der Anlage, Durchführung und 
Auswertung der Erhebungen beraten. Dieser Beirat 
ist jenes Sachverständigengremium, das sich ins-
besondere mit den Unterlagen zur Feststellung der 
Lage der Landwirtschaft nach den betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten, aber auch nach den 
Gesichtspunkten befaßt, wie sie in § 2 Abs. 2 des 
Ihnen vorliegenden Gesetzentwurfes angeführt 
werden. Es wird vielleicht notwendig sein, im Zu-
sammenhang mit dem § 5 noch ein Wort hierzu zu 
sagen. 
Der folgende § 4 bestimmt, daß die Bundesregie-

rung dem Bundestag und dem Bundesrat jährlich 
bis zum 15. Februar, und zwar erstmals bis zum 
15. Februar 1956, einen Bericht über die Lage der 
Landwirtschaft vorlegt. Dieser Bericht der Bundes-
regierung enthält gleichzeitig eine Stellungnahme 
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zu der Deckung der sogenannten kalkulatorischen 
Posten der Ertrags-Aufwands-Rechnung. Diese 
kalkulatorischen Posten sind: a) ein den Löhnen 
vergleichbarer Beruts- und Taritsgruppen entspre-
chender Lohn für die fremden und familieneige-
nen Arbeitskräfte — nach einem Schlüssel auf not-
wendige Vollarbeitskräfte umgerechnet —, b) ein 
angemessenes Entgelt des Betriebsleiters für seine 
unternehmerische Funktion in der Leitung des 
Betriebes und c) eine angemessene Verzinsung des 
betriebsnotwendigen Kapitals. Bei dem Ansatz 
dieser Posten soll im wesentlichen von den Betrie-
ben mit durchschnittlichen Produktionsbedingun-
gen ausgegangen werden, die bei ordnungsgemäßer 
Führung die wirtschaftliche Existenz einer bäuer-
lichen Familie nachhaltig gewährleisten sollen. 

Ich darf an dieser Stelle noch einmal darauf hin-
weisen, daß in den Beratungen, insbesondere im 
Unterausschuß „Paritätsgesetze", aber auch im 
federführenden Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten kein Zweifel darüber be-
standen hat, daß die kalkulatorischen Posten als 
solche naturgemäß echte Kostenbestandteile im 
Sinne der Ertrags-Aufwands-Rechnung sind. Es 
wurde festgehalten, daß alle Kapitalkosten, alle 
Sachkosten und alle Personalkosten als solche echte 
Kostenbestandteile aufzufassen sind, daß die Höhe 
ihres jeweiligen Ansatzes allerdings einer nach 
sachverständiger Vorbereitung erfolgten verant-
wortlichen Entscheidung der Bundesregierung be-
darf, d. h. daß auch der Ansatz dieser Posten 
selbstverständlich mit zu den Aufgaben einer sach-
verständigen Beratung und Vorbereitung gehört; 
aber die Höhe des Ansatzes der Posten, wie sie 
dann im Bericht der Bundesregierung in die Er-
trags-Aufwands-Rechnung eingesetzt werden, muß 
eine verantwortliche Entscheidung der Bundes-
regierung bleiben. 

Mit dem Schlußsatz, den ich eben vorgetragen 
habe, nämlich daß diese Posten angesetzt werden 
sollen in Beziehung auf eine ordnungsgemäße Füh-
rung von bäuerlichen Familienbetrieben mit durch-
schnittlicher Produktionsgrundlage, ist der funk-
tionsfähige landwirtschaftliche Betrieb angespro-
chen. Ausgangspunkt für die Feststellung und für 
die Berechnung dieser Werte ist also der soge-
nannte funktionsfähige landwirtschaftliche Betrieb, 
was natürlich nicht bedeutet, daß die agrarpoliti-
schen Auswirkungen dieses Gesetzes nicht allen 
Betrieben, also auch den sogenannten funktionsun-
fähigen Betrieben, zugute kommen werden. In allen 
Beratungen des Unterausschusses, aber auch des 
federführenden Ausschusses bestand Übereinstim-
mung darüber, daß darüber hinaus den funktions-
unfähigen Betrieben, wie man das in der betriebs-
wirtschaftlichen Sprache auffaßt, mit Maßnahmen 
geholfen werden muß, die insbesondere im soge-
nannten Lübke-Programm zur Verbesserung der 
Agrarstruktur ihren Niederschlag gefunden haben. 
Die Änderungswünsche des Ausschusses für Wirt-
schaftspolitik zu diesem Paragraphen fanden Be-
rücksichtigung. Der federführende Ausschuß hat 
diesen Paragraphen einstimmig bei einer Stimm-
enthaltung angenommen. 

Der § 5 sieht vor, daß sich die Bundesregierung 
mit der Vorlage ihres Berichts gleichzeitig über 
ihre bereits getroffenen Maßnahmen und über ihre 
Absichten im Hinblick auf die §§ 1 und 4 äußert. 
Bei der Berücksichtigung des etwaigen Mißverhält-
nisses zwischen Ertrag und Aufwand soll auf eine 

Betriebsführung abgestellt werden, die auf eine 
nachhaltige Ertragssteigerung gerichtet ist. „Nach-
haltige Ertragssteigerung" in dieser Formulierung 
besagt in ihrem Kern nichts anderes als das, was 
in dem Begriff „efficiency", wie es in der eng-
lischen Sprache heißt, ausgedrückt ist, d. h. es ist 
hier der Leistungseffekt des Betriebes gemeint, 
nicht etwa die absolute Produktionssteigerung. Der 
Begriff „nachhaltige Ertragssteigerung", der hier 
angewandt worden ist, kommt also in etwa auch 
dem Begriff unserer Produktivitätssteigerung nahe. 
Die Bestimmungen der jetzigen §§ 4 und 5 waren 
ursprünglich in der vom Unterausschuß „Paritäts-
gesetze" beschlossenen Fassung in einem Paragra-
phen enthalten. Der federführende Ernährungs-
ausschuß ist dem Vorschlag der Bundesregierung 
gefolgt, den Bericht der Regierung von den Maß-
nahmen zur Durchführung dieses Gesetzes zu tren-
nen, so daß das etwas klarer und besser zum 
Ausdruck kommt. Eine Minderheit des Aus-
schusses schlug vor, es bei der Fassung des Unter-
ausschusses zu belassen. Die große Mehrheit des 
federführenden Ausschusses hat sich für die Ihnen 
vorliegende Fassung entschieden. 

Der § 6 bezweckt, daß die Bundesregierung die 
zur Durchführung der geplanten Maßnahmen er-
forderlichen Mittel im Haushaltsplan für das je-
weilige Rechnungsjahr vorsorglich einsetzt. Die 
große Mehrheit des Ausschusses folgte der Stel-
lungnahme der Bundesregierung, daß der Vorschlag 
des Unterausschusses „Paritätsgesetze" auf das 
Verhältnis zwischen Bund und Ländern keine Rück-
sicht genommen habe. Der Haushaltsausschuß hat 
dem § 6 ausdrücklich in seiner jetzigen Fassung 
zugestimmt. Eine Minderheit des federführenden 
Ausschusses schlug vor, die von der Bundesregie-
rung im Haushaltsplan einzusetzenden Beträge 
näher zu erläutern: als verlorene Zuschüsse, Kre-
dite und Zinsverbilligungsmittel. Der Ausschuß 
war aber mit Mehrheit der Ansicht, daß diese Auf-
zählung nicht vorgenommen werden solle, um der 
Bundesregierung und dem Haushaltsausschuß nicht 
vorzugreifen, und empfahl, es bei der Formulie-
rung zu belassen. 

Der § 7 bestimmt, daß die mit der Durchführung 
des Feststellungsverfahrens zusammenhängenden 
Angaben nicht für steuerliche Zwecke herangezogen 
werden sollen. Den Bedenken des Bundesfinanz-
ministeriums, die sich insbesondere auf die Behand-
lung der sogenannten Schätzungslandwirte be-
zogen, konnte der Ausschuß nicht folgen. Der Ver-
treter des Bundesfinanzministeriums glaubte, in 
Auslegung des Gleichheitsgrundsatzes gemäß Art. 3 
des Grundgesetzes in dem § 7 Abs. 2 Satz 1 eine 
Sondervergünstigung für die sogenannten Schät-
zungslandwirte zu sehen. Schätzungslandwirte 
sind jene, die nach dem geltenden Recht zur Buch-
führung verpflichtet sind, aber keine Bücher 
führen. 

Dieses Verhalten hängt mit der Festsetzung der 
Buchführungspflichtgrenze zusammen, um deren 
analoge Heraufsetzung gegenüber früher seit Jah-
ren Verhandlungen mit dem Bundesfinanzminister 
geführt werden. Der Bundesfinanzminister hat mit 
den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln bisher 
diese Buchführung nicht erzwungen, sondern sich 
mit dem Mittel der Einschätzung beholfen. Die 
Mehrheit des Ausschusses sprach sich für eine ent-
sprechende Heraufsetzung der Buchführungspflicht

-

grenze aus und glaubte, daß das Landwirtschafts- 
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gesetz nicht zu einem Ersatzinstrument für die dem 
Bundesfinanzminister legal zur Verfügung stehen-
den Mittel werden dürfe. Der Ausschuß stimmte 
dementsprechend einstimmig dem § 7 in der Ihnen 
vorliegenden Fassung zu. 

Der § 8 ist der übliche Berlin-Paragraph. Der 
§ 9 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Zum Schluß meines Berichts darf ich feststellen, 

daß der Ernährungsausschuß mit großer Mehrheit 
glaubt, daß mit der Verabschiedung dieses Gesetzes 
ein weiterer Schritt vorwärts auf dem Wege einer 
konstruktiven Agrarpolitik getan werden kann. Er 
bittet das Hohe Haus um Annahme des Ihnen in 
Drucksache 1538 vorliegenden Landwirtschafts-
gesetzes. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seinen — ich darf wohl 
sagen — vorzüglichen Bericht. Das Haus hat ihm ja 
schon entsprechend gedankt. 
Wir treten nunmehr in die zweite Beratung ein. 

Ich unterstelle, daß wir diesmal nach der Geschäfts-
ordnung verfahren, das heißt: in der zweiten 
Lesung findet nur Einzelberatung statt, damit wir 
die allgemeine Aussprache nicht zweimal haben. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Ich rufe § 1 in der Einzelberatung der zweiten 
Lesung auf. Dazu liegt Umdruck 471 *) — der An-
trag der SPD — vor. Ich weiß nicht, ob er in-
zwischen verteilt worden -ist, hier heißt es nämlich: 
„Matrize läuft." 

Ich erteile dem Abgeordneten Frehsee zur Be-
gründung das Wort. 

Frehsee  (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Umdruck 471 beantragt meine 
Fraktion die Einfügung der  Worte „Sozialpolitik 
und Finanzpolitik" in den § 1 des Landwirtschafts-
gesetzes und die Anfügung des Satzes: 

Damit soll gleichzeitig die soziale Lage der in 
der Landwirtschaft tätigen Menschen an die 
vergleichbarer Berufsgruppen angeglichen wer-
den. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß auf dem 
Umdruck ein orthographischer Fehler ist.  Es darf 
nicht „vergleichbaren Berufsgruppen", sondern 
muß „vergleichbarer Berufsgruppen" heißen. 

Meine Damen und Herren, ich habe den Auftrag 
und die Ehre, einen Teil dieses Antrages zu be-
gründen, und zwar die beantragte Einfügung des 
Wortes „Sozialpolitik" und die Anfügung des dann 
aufgeführten Satzes. Die Einfügung des Wortes 
„Finanzpolitik", d. h. mit anderen Worten die Auf-
nahme der Finanzpolitik als eines Zweiges der 
Politik, die eine Angleichung der Entwicklung der 
Landwirtschaft an die der deutschen Volkswirt-
schaft ermöglichen soll, wird anschließend mein 
Kollege Professor Baade begründen. 
Daß wir diesen Antrag stellen, bedeutet nichts 

anderes und nichts mehr, als ,daß wir, insbesondere 
was ,also die Sozialpolitik und diesen Satz betrifft, 
die Fassung wiederhergestellt haben wollen, die 
nach langen Bemühungen das Ergebnis der Be-
ratungen im Unterausschuß „Paritätsgesetze" ge-
wesen ist. Wir müssen unserem Erstaunen darüber 

*) Siehe Anlage 2.  

Ausdruck geben, daß im Ernährungsausschuß das 
Wort „Sozialpolitik" aus dem § 1 und daß der hier 
aufgeführte Satz aus dem Gestzentwurf gestrichen 
worden sind. Wir haben bis heute für diese Strei-
chung keine plausible Erklärung erhalten, min-
destens nicht in den Ausschüssen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir kön-
nen uns nicht mit den Erklärungen abfinden,' die 
für diese Maßnahme außerhalb des Parlaments 
abgegeben wurden, beispielsweise vom Deutschen 
Bauernverband, der da gesagt hat, daß die Ein-
gügung des Wortes „Sozialpolitik" und damit die 
Aufnahme der Sozialpolitik als eines der Mittel Un-
klarheiten in das Gesetz hineinbringe und die 
Durchführung des Gesetzes erschwere. Ich fürchte, 
daß der Grund dafür nichts anderes als das weit-
verbreitete vorurteilhafte und destruktive Miß-
trauen ist, das in weiten Kreisen der Landwirt-
schaft der Sozialpolitik und sozialpolitischen Mitteln 
gegenüber besteht. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, es gibt in Deutschland 
nicht nur stolze Bauern, Bauern, die meinen, daß 
die Mittel 'der Sozialpolitik für sie nicht angebracht 
seien. Es gibt eine große Anzahl von Bauern und 
Landwirten mit sozialen Nottatbeständen, denen 
vielleicht nicht mit Mitteln der Preispolitik, der 
Kreditpolitik und der Handelspolitik allein geholfen 
werden kann, sondern bei denen es sozialpolitischer 
Mittel bedarf, um ihnen eine gleiche Lebenshaltung 
wie anderen Menschen in Deutschland — und das 
wollen wir doch — zu ermöglichen. Unsere Sorge 
gilt nicht nur den Betrieben, die so groß sind, daß 
sie die Existenz einer Familie gewährleisten, unsere 
Sorge gilt allen landwirtschaftlichen Betrieben und 
allen in der Landwirtschaft tätigen Menschen. Un-
sere Sorge gilt in besonderem Maße den Betriebs-
größen in der Landwirtschaft, in denen wir soziale 
Nottatbestände feststellen müssen, beispielsweise 
jenen Hunderttapsenden von landwirtschaftlichen 
Betriebsinhabern, deren Betrieb doch nicht aus-
reicht, wenn der Erbe den Hof übernimmt und die 
Eltern aufs Altenteil ziehen, die zwei dann in die-
sem Betrieb vorhandenen Familien zu ernähren. 
Das ist dann ein solcher Nottatbestand, den wir, 
wie wir meinen, bei der Beratung und Verabschie-
dung dieses Gesetzes im Auge haben müssen. Um 
diesen Nottatbestand zu beheben, gibt es eben nur 
ein sozialpolitisches Mittel, vielleicht das Mittel 
der Einführung eines sozialen Altenteils. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Wenn Sie das Wort einer Altersrente für die Alt-
bauern und ihre Frauen nicht gern hören wollen, 
— wir können uns auf andere Begriffe und viel-
leicht auf bestimmte Formen sicherlich einigen. 

Es ist uns zu Ohren gekommen, daß man auf 
seiten der Regierung, insbesondere des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, befürchtet, daß eine solche Reform, die 
Einführung eines sozialen Altenteils also, unter 
Umständen die Pläne zur Strukturverbesserung der 
Landwirtschaft stören könne. Das muß in keiner 
Weise der Fall  sein.  

(Zustimmung hei der SPD.) 

Diese Gefahr braucht nicht einzutreten. Nach 
unserer Auffassung wird diese Gefahr nicht ein-
treten; ganz im Gegenteil, wir sind davon über-
zeugt, daß dieses soziale Altenteil sogar die er- 
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 wünschte Strukturverbesserung in der deutschen 
Landwirtschaft günstig beeinflussen und fördern 
muß. 

(Beifall bei der SPD.) 
Ich darf Ihnen das näher erklären. Es ist sicher-

lich einzusehen, daß die Abgabe von Grund und 
Boden, die  zur Aufstockung von kleinen landwirt-
schaftlichen Betrieben erwünscht und notwendig 
ist, dadurch erschwert wird, daß sehr viele land-
wirtschaftliche Familien selbst auf kleine Flächen 
Grund und Bodens, auf 5, 6 oder 8 Morgen, an-
gewiesen sind, weil sie, wenn sie dieses Land ver-
kaufen oder verpachten, nicht einmal die Ernäh-
rungsgrundlage haben würden, die ihnen diese 
Fläche Landes jetzt noch bietet. Wenn man diese 
Menschen von den größten Sorgen befreite, dann 
würde man ihnen auch ermöglichen, diese kleinen 
Flächen herzugeben, und damit den Struktur-
verbesserungsplänen einen guten Dienst erweisen. 

Die Frage hat auch eine volkswirtschaftliche Be-
deutung. Diese Betriebe sind natürlich Kümmerer-
betriebe, deren Erträge sehr niedrig sind, die nicht 
fortschrittlich bewirtschaftet werden können, in 
denen die Produktivität, sowohl die Flächen- als 
auch die Arbeitsproduktivität, niedrig ist. Wir müs-
sen auch vom Ganzen gesehen, von volkswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten her versuchen, diese Küm-
mererbetriebe abzuschaffen und auch in dieser Be-
ziehung zu einer Gesundung in der landwirtschaft-
lichen Betriebsverfassung zu kommen. 
Es gibt eine ganze Reihe anderer Beispiele, die 

beweisen, daß sozialpolitische Mittel geradezu not-
wendig, geradezu unabdingbar sind, wenn Sie die 
naturbedingten und wirtschaftlichen Nachteile, in 
denen sich landwirtschaftliche Betriebe befinden, 
 ausgleichen wollen. Nehmen Sie doch einmal das 
Beispiel, mit dem wir uns gerade gestern in diesem 
Hause beschäftigt haben: das Beispiel des Kinder-
geldgesetzes! Als wir das Kindergeldgesetz im 
November vorigen Jahres beschlossen haben, da 
haben wir eigentlich schon so getan, als gebe es 
ein landwirtschaftliches Paritätsgesetz  oder ein 
Landwirtschaftsgesetz, wie es jetzt heißt. Wir ha-
ben ja da versucht, die Landwirtschaft nicht stärker 
zu belasten, als die gewerbliche Wirtschaft durch 
Beiträge zum Kindergeld belastet wird. Wir haben 
dann die Formel gefunden: Die Landwirtschaft 
trägt ein Drittel der für die Durchführung des Ge-
setzes in der Landwirtschaft erforderlichen Mittel. 
Ich meine, wir haben da nicht etwas Vollkommenes 
geschaffen. Sie werden sich sicherlich noch des An-
trags erinnern, den ich damals gestellt habe, um 
eine vollkommene Parität in Landwirtschaft und 
gewerblicher Wirtschaft in bezug auf das Kinder-
geld und die Durchführung des Kindergeldgesetzes 
zu erreichen. Dieser Antrag ist damals leider ab-
gelehnt worden. Nun haben Sie eben den Tatbe-
stand — der auch aus dem Bericht hervorgeht, der 
gestern hier zitiert worden ist —, daß die Land-
wirtschaft doch stärker als die gewerbliche Wirt-
schaft, gemessen an ganz bestimmten Größen, be-
lastet ist. Sie haben diese Disparität in der Frage 
der an der Aufbringung der Mittel beteiligten 
Kreise. Sie haben in der gewerblichen Wirtschaft 
die Beitragsbefreiung bei Einkommen bis zu 
4800 DM. Sie haben diese Beitragsbefreiung in der 
Landwirtschaft nicht. Ich will nicht falsch und 
etwa so verstanden werden, daß ich diese Beitrags-
befreiung in dem Zusammenhang für wünschens-
wert und für notwendig hielte; das ist nicht der 
Fall, weil eben die Voraussetzungen dafür jetzt  

nicht bestehen, weil das Kindergeldgesetz in seiner 
jetzigen Struktur diese Beitragsbefreiung wahr-
scheinlich nicht zuläßt. Aber, meine Damen und 
Herren, hätten Sie damals dem von der sozialde-
mokratischen Fraktion gestellten Antrag zuge-
stimmt, der im Sinne eines Landwirtschaftsgesetzes 
lag, das die Gleichstellung erzielen soll, dann wäre 
diese peinliche Frage nicht entstanden, dann 
brauchten wir uns mit dieser Disparität in der 
Frage des Kindergeldes nicht zu beschäftigen. 
Bitte, meine Damen und Herren, wenn die Sozial-
politik als einer der Zweige der Politik in dem 
Gesetz aufgeführt wird, dann können, glaube ich, 
solche Dinge in Zukunft nicht mehr passieren. 
Jedenfalls verstehe ich das Gesetz so. 

Übrigens hat es gerade auch in dieser Frage 
noch eine aktuelle Bedeutung. Sicherlich sind wir 
doch alle der Meinung, daß ernst zu nehmen war, 
was die Sprecher der größten Fraktion dieses Hau-
ses damals hier vorgetragen haben, und daß der 
Appell, den Sie bei der Beratung des Kindergeld-
gesetzes Ende vergangenen Jahres an,  die sozial-
demokratische Fraktion gerichtet haben, ernst zu 
nehmen war: die sozialdemokratische Fraktion, die 
anderen, sollten doch zustimmen, weil es doch eben 
der erste Schritt sei. — Die sozialdemokratische 
Fraktion hat damals dem Kindergeldgesetz ihre 
Zustimmung ja auch deswegen versagt, weil Kin-
dergeld erst vom dritten Kinde ab gewährt wer-
den sollte. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter, 
wir sprechen heute nicht vom Kindergeldgesetz; 
das haben wir gestern erledigt. Ich bitte, zur Sache 
zu kommen. 

(Heiterkeit rechts.) 

Frehsee (SPD): Herr Präsident, vom Kindergeld-
gesetz spreche ich im Rahmen des jetzt zur Bera-
tung stehenden Gesetzes, und ich muß davon spre-
chen, weil ich es zur Begründung des Antrages der 
sozialdemokratischen Fraktion brauche. Aber ich 
bin gleich am Ende. 
Meine Damen und. Herren, ich meine also, der 

Appell, der damals an die Fraktion der SPD ge-
richtet worden ist — zuzustimmen, weil es sich bei 
der Einführung des Kindergeldes vom dritten 
Kinde ab nur um einen Anfang handele —, müßte 
ernst genommen werden. Wir nehmen ihn ernst. 
Daraus resultiert, daß wir  vielleicht einmal zur 
Einführung des Kindergeldes vom zweiten Kind 
an kommen. Dann aber brauchen wir auch die 
Voraussetzungen in diesem Gesetz hier. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordnete r, 
gestatten Sie eine Frage? 

(Abg. Frehsee: Ja!) 

Frau Kalinke (DP): Herr Kollege, gestatten Sie 
mal eine Frage. Sind Sie wirklich der Auffassung, 
daß man die Probleme der Agrarreform mit Pro-
blemen der Sozialreform vermischen kann, und 
meinen Sie, daß man eine besondere Sozialreform 
für die freien Berufsstände und eine besondere 
Sozialreform für Menschen in abhängiger Stellung 
schaffen soll? Oder ist es nicht auch Ihre Meinung, 
daß man die Problematik der Sozialreform aus 
dieser Diskussion herauslassen sollte? 

Frehsee (SPD): Sehr verehrte Frau Kalinke, ich 
bin keineswegs der Auffassung, daß ich hier von 
einer Sozialreform oder von d e T Sozialreform ge- 
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sprochen habe. Ich habe lediglich von sozialpoliti-
schen Mitteln gesprochen. Ich bin der Auffassung, 
daß die Änderung des Kindergeldgesetzes nicht in 
den großen Komplex der Sozialreform hineinge-
hört! 

(Beifall bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren, es gibt eine Reihe 

anderer Beispiele, die verdeutlichen, daß die Auf-
führung der Sozialpolitik in dem Katalog der poli-
tischen Mittel ,erforderlich ist. Ich will es kurz 
machen und als Beispiel nur auf den großen Kom-
plex des Fürsorgerechts hinweisen. Meine Damen 
und Herren, von dem Fürsorgerecht ist der land-
wirtschaftliche Berufsstand in seiner Gesamtheit 
ausgenommen! Wer, der von uns auf die Dörfer 
draußen kommt, hat nicht schon solche Verhält-
nisse gesehen: Es gibt eine große Zahl von Ange-
hörigen landwirtschaftlicher Berufe, deren Ein-
kommen aus ihrem Grund und Boden sehr, sehr 
gering, sehr bescheiden ist und die nicht in der Lage 
sind, die — na, sagen wir vielleicht einmal: an 
Tuberkulose erkrankte Bäuerin in ein Tbc-Heim 
zu schicken, und die fürsorgerechtliche Dinge auf 
Grund der Bestimmungen auch nicht in Anspruch 
nehmen können. 
Es gibt eine ganze Reihe anderer Beispiele. Herr 

Kollege Fassbender, ich darf Sie jetzt ansprechen, 
weil Sie abwinken. Ich darf Sie an das Wort er-
innern, das Sie an dieser Stelle in  ,der ersten Le-
sung dieses Gesetzes gebraucht hab en. Sie haben 
darauf hingewiesen, wie schwer es (die deutsche 
Landfrau, die deutsche Bäuerin insbesondere in 
den kleinbäuerlichen und mittelbäuerlichen Betrie-
ben hat, wo sie aktiv und sehr stark mitarbeiten 
muß. Da haben Sie, Herr Kollege Fassbender, ge-
sagt — und das wird Ihnen nicht bestritten —, daß 
die Zahl der Fehlgeburten gerade bei den deutschen 
Landfrauen verhältnismäßig am allergrößten ist. 

 Sehen Sie, Herr Kollege Fassbender, diesen sicher-
lich sehr bedauernswerten Zustand könn en Sie 
nicht mit einer bloßen Deklaration bereinigen; Sie 
können ihn nur bereinigen mit praktischer und 
entschlossener Tat! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Frehsee (SPD): Ja, bitte sehr. 

Frau Kalinke (DP): Ist Ihnen bekannt, Herr Kol-
lege, daß wir ein Gesetz über die Tuberkulosehilfe 
haben? Und ist Ihnen bekannt, daß die Gesund-
heitsämter unid die Maßnahmen der  Tuberkulose-
hilfe auch von den freien Berufen in  Anspruch 
genommen werden können? 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 
Sie widersprechen sich j a. Sie sprechen jetzt nicht 
mehr vom Kindergeld, sondern von der Fürsorge. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 
— Warum haben Sie so Angst vor meiner Frage? 
— Sind Sie der Meinung, daß ein Landwirtschafts-
gesetz dafür sorgen soll, daß selbständige und freie 
Bauern auf ihren Höfen Fürsorgeempfänger wer-
den? 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 
Oder  müssen wir nicht vielmehr das Gegenteil 
erreichen, daß sie die Fürsorge nicht notwendig 
haben? 

(Zuruf von der SPD: Dias  verstehen Sie 
gar nicht! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Frehsee (SPD): Ich bin dafür, Frau Kollegin 
Kalinke, daß die soziale Not auch in der Landwirt-
schaft beseitigt wird. 

(Beifall bei der SPD.) 
Auch dort sind soziale Hilfen notwendig. Vom 
Kindergeld habe ich im übrigen jetzt nicht mehr 
gesprochen. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Frau Kollegin Kalinke, ich möchte noch das eine 
sagen. Ich komme in der Landwirtschaft herum, 
und zwar bis in die kleinsten Betriebe hinein. Ich 
kenne die Verhältnisse, so wie sie dort sind: das 
wirkliche Leben. Ich weiß auch, inwieweit die 
Bestimmungen des Tuberkulosehilfegesetzes und 
all die Dinge in der Landwirtschaft praktisch an-
gewendet werden können und in Anspruch genom-
men werden. 

Meine Damen und Herren, ich habe also eben 
davon gesprochen, daß man entschlossen und mit 
praktischen Mitteln an solche Nottatbestände her-
angehen muß. Um einen Nottatbestand handelt es 
sich sicherlich auch in der Frage, derentwegen ich 
eben den Kollegen Fassbender angesprochen habe. 
Man sollte versuchen, zweckentsprechende Rege-
lungen, wie beispielsweise das Mutterschutzgesetz 
eine darstellt, auch für diese bedauernswerten, 
sicherlich am schwersten geplagten Frauen unserer 
Tage zu finden. 

Es gibt noch eine ganze Reihe anderer Beispiele, 
die verdeutlichen, daß die Sozialpolitik unabding-
bar in diesen Katalog aufgenommen werden muß. 
Bitte, meine Damen und Herren, sind Sie nicht 
auch daran interessiert, daß das Landwirtschafts-
gesetz bei allgemeinen sozialpolitischen Entschei-
dungen dieses Hauses oder der Regierung berück-
sichtigt wird? Sind Sie, wenn Sie es nach außen 
vielleicht auch nicht zugeben wollen, nicht doch im 
Stillen der Meinung, daß der Schweinepreis im 
Frühjahr oder im vergangenen Winter nicht eine 
noch viel bedauerlichere Entwicklung genommen 
hätte, wenn nicht vom 1. Januar an Kindergelder 
und wenn nicht Rentenmehrbeträge gezahlt wor-
den wären? 

Sie erkennen die Bedeutung der allgemeinen 
Sozialpolitik für die Landwirtschaft. Aus diesem 
Grunde sollte sie auch hier aufgeführt werden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Es gibt eine ganze Reihe anderer Beispiele; aber 

ich möchte mich nun damit bescheiden. Ich will 
lediglich noch feststellen, daß auch die Lösung des 
Arbeitskräfteproblems, das uns gerade in dieser 
Zeit so auf den Nägeln brennt, sozialpolitische 
Mittel erfordert. Wir haben darüber bei anderer 
Gelegenheit im Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten gesprochen. Wir sind uns 
sicherlich alle darüber einig, daß wir das Arbeits-
kräfteproblem in der Landwirtschaft nachhaltig 
nur lösen können, wenn wir die Landarbeitsver-
fassung ändern, diese unglückselige Landarbeits-
verfassung, die sich darin ausdrückt, daß 70 % der 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer Ledige und nur 
30 % Verheiratete sind. Dieses Verhältnis muß 
mindestens umgekehrt werden. Sicherlich schaffen 
Sie über die rein materiellen Dinge, natürlich über 
den Lohn und damit über den Preis sowie über die 
Mittel, die hier schon aufgeführt sind, Vorausset-
zungen dafür. 

(Abg. Bauknecht: Gerade deswegen dieses 
Gesetz!) 
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— Ja, Herr Bauknecht, und deswegen hegen wir 
auch große Hoffnungen in bezug auf dieses Gesetz. 
Sie wissen es ja, und der Brief des Hauptvorstandes 
meiner Gewerkschaft, der Ihnen gestern ins Fach 
gelegt worden ist, bestätigt doch, wie positiv wir 
zu diesem Gesetz stehen. Ich darf sagen, Herr 
Kollege Bauknecht, daß wir glücklicher wären, 
wenn der Inhalt noch konkreter und die Verpflich-
tungen noch deutlicher wären. Aber darüber wird 
heute noch an anderer Stelle gesprochen werden 
müssen. Zur Lösung des Arbeitskräfteproblems 
braucht man sozialpolitische Mittel — nicht ledig-
lich lohnpolitische —, z. B. um jedem Landarbeiter 
die Familiengründung zu ermöglichen. Da gibt es 
beispielsweise die Richtlinien über die Arbeitsauf-
nahme in der Landwirtschaft, von denen wir ge-
sprochen haben, die ausgebaut werden müßten. 
Auf dem Gebiet der Sozialpolitik gibt es ein 

anderes wichtiges Anliegen, wenn man das Ar-
beitskräfteproblem lösen will; das ist die Beseiti-
gung all der vielen arbeits- und sozialrechtlichen 
Ausnahmebestimmungen, die für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer bestehen und die diese Landarbeiter 
in den Augen der Öffentlichkeit und auch in den 
Augen derer, die Landarbeit aufnehmen sollen, 
so sehr diskriminieren. Meine Damen und Herren, 
es ist einfach kein Geheimnis, daß in der Landwirt-
schaft die Unfallrente im Verhältnis zu dem vor-
her erzielten Lohn sehr viel niedriger ist als in 
der gewerblichen Wirtschaft. Es ist kein Geheimnis, 
daß es im Betriebsverfassungsrecht und im Kündi-
gungsschutz für die Landwirtschaft schlechtere 
und ungünstigere Bestimmungen gibt als für die 
gewerbliche Wirtschaft. Das alles führt natürlich 
dazu, daß die Anziehungskraft der Landarbeit, daß 
ihre Werbekraft eine so geringe ist. Wenn wir die 
Werbekraft und die Anziehungskraft der Land-
arbeit erhöhen wollen, so gehört dazu nicht nur 
die Angleichung des Lohnes, sondern auch eine 
ganze Reihe anderer Mittel, eben auch sozialpoli-
tischer Art. Ich will damit nicht den Herrn Präsi-
denten zu der Vermutung bringen, daß ich vom 
Thema abweiche. Aber ich wiederhole: es ist auch 
notwendig, mit sozialpolitischen Mitteln etwas zur 
Hebung der Werbekraft und der Anziehungskraft 
der Landarbeit zu tun. 
Auch aus diesem Grunde appellieren wir an Sie, 

meine Damen und Herren, die Sozialpolitik in den 
Katalog des § 1 aufzunehmen und ebenso den 
letzten Satz der Fassung des Unterausschusses 
„Paritätsgesetze" wieder aufzunehmen. Wir ap-
pellieren auch besonders deshalb an Sie, weil die 
Landarbeiter sich von diesem Satz einiges erhoffen 
— sicherlich gilt er nicht nur für die Landarbeiter 
— und weil sie es nicht verstehen könnten, wenn 
dieser Satz jetzt in dem Gesetz nicht mehr er-
schiene, obwohl ihnen vorher durch die Presse und 
durch die Gewerkschaft mitgeteilt worden ist, daß 
dieser Satz in dem Gesetz stehe. Die Landarbeiter 
schauen seit Jahren — ich habe das bereits einmal 
angedeutet — voller Hoffnung auf dieses Land-
wirtschaftsgesetz. Enttäuschen Sie sie nicht in ihren 
Erwartungen! Lassen Sie sich bitte leiten von der 
bangen Frage, die heute in der agrarpolitischen 
Diskussion einen breiten Raum einnimmt: wer wird 
die Scheunen füllen?! Lassen Sie sich leiten von 
solchen Erkenntnissen, wie sie beispielsweise Herr 
Präsident Dr. Frey in der Generalversammlung des 
Rheinischen Landwirtschaftsverbandes im Dezem-
ber vergangenen Jahres in Krefeld geäußert hat! 
Wenn Sie sich davon leiten lassen, dann müssen 
Sie dem Antrag der Fraktion der SPD zustimmen. 

Damit möchte ich schließen. Ich möchte Ihnen 
aber jetzt schon an dieser Stelle mitteilen, daß wir 
beantragen, dem Entschließungsantrag der Frak-
tion der DP auf Umdruck 470*) noch einen Satz 
hinzuzufügen, und zwar: 

und  gleichzeitig mitzuteilen, wann und wie sie 
diese Maßnahmen durchzuführen gedenkt. 

Ich darf diesen Antrag dem Herrn Präsidenten 
überreichen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Dr. Müller. 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen unid Herren! Im Auftrage 
meiner Freunde bitte ich, den soeben begründeten 
Antrag abzulehnen; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und zwar zunächst einmal, damit heute nicht die 
Durchführung der dritten Lesung verhindert wird; 
denn die Landwirtschaft hat einen Anspruch dar-
auf, daß dieses Gesetz vor Beginn des landwirt-
schaftlichen Wirtschaftsjahres steht. 

(Abg. Bauknecht: Bravo!) 

Ich bin dem Herrn Vorredner sehr dankbar, daß 
er mir die beste Begründung gegeben hat, seinen 
Antrag abzulehnen. Wir beschäftigen uns din diesem 
Gesetz mit der wirtschaftlichen Besserung der Lage 
der Landwirtschaft. Die Kreise, für die  sich der 
Vorredner eingesetzt hat, werden in § 4 a ange-
sprochen, nach dem die Bundesregierung in  ihrem 
Bericht auch klarzulegen hat, wie hoch die  Löhne 
bei den Landarbeitern im Vergleich zu anderen 
Vollarbeitskräften gestellt sind. Aus diesem Be-
richt werden ja dann die Konsequenzen gezogen 
werden müssen. 
Nun hat mein verehrter Vorredner hier den Plan 

einer großen Sozialreform aufgerissen. Meine Da-
men und Herren, eine so umfassende Sozialreform 
gehört nicht in dieses Gesetz. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Hört! 
Hört! bei der SPD.) 

Dabei ist ihm einiges unterlaufen, was mich ver-
anlaßt, ihn zu bitten, sich  mit den sozialen Zu-
ständen und sozialen Gesetzen etwas näher ver-
traut zu machen. Er sagt, wir müßten die Land-
arbeiterstruktur ändern, es seien zu wenig Ver-
heiratete in der Landarbeiterschaft, und die Un-
fallrenten seien zu niedrig. Was er da behauptet 
hat, stimmt. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Aber glaubt Herr Frehsee, daß man diese Dinge 
mit irgendeiner Sozialreform, mit Versicherungen 
ändern kann? Nein, die kann man nur ändern, 
wenn man den Weg geht, der in § 4 vorgesehen 
ist: daß die Lohngestaltung für die Landarbeiter 
derjenigen in anderen Berufen angepaßt wird. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Wenn das der Fall ist, dann können die  Landarbei-
ter  heiraten, dann bekommen sie höhere Unfall-
renten, wenn etwas passiert, und dann soll man es 
den Landarbeitern überlassen, wie sie sich mit 
diesem ausreichenden Lohn ihr Leben gestalten. 
Das ist viel vernünftiger, als sich an eine Subven- 

*) Siehe Anlage 3. 
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tion durch rgendwelche Versicherungen zu halten. 
Ich glaube, wenn man diesen Wegernstlich gehen 
will, dann soll man mit diesem Antrag wegbleiben. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn man sich 
das ganze Sammelsurium ansieht, 'das hier nach 
sogenannter sozialer Richtung vorgetragen worden 
ist, unid wenn man sich das alles überlegt und prüft, 
dann kommt man. und muß man  zu der Entscheidung 
kommen, daß man nicht glauben darf, die Probleme 
auf dem Lande mit einer Riesenversicherung lösen 
zu können. Wer das will, erkennt entweder nicht 
den wirtschaftlichen Kern  der  Angelegenheit oder 
will ihn nicht sehen. 

Ich bitte Sie deshalb, den  Antrag abzulehnen. 
(Zuruf von links: Sie haben es sich ziem

-

lich einfach gemacht!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Fassbender. 

Fassbender (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hatte eigent-
lich nicht vor; in der zweiten Lesung zu den  Pro-
blemen Stellung zu nehmen. Nachdem mich aber 
Kollege Frehsee auf Äußerungen, die  ich in der 
ersten Lesung bei der Begründung dieses Gesetzes 
getan habe, angesprochen hat, sehe ich mich doch 
gezwungen, Etliches zu sagen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
lehnen in zweiter Lesung !die Anträge der  sozial-
demokratischen Fraktion ab, um —wie bereits 
mein Kollege Müller  sagte — die dritte Lesung 
nicht zu gefährden. Wir wünschen, daß ,dieser Ent-
wurf noch vor den Ferien Gesetz wird, damit so 
weit wie irgend möglich Ruhe in  der  landwirt-
schaftlichen Bevölkerung einkehren kann. 

(Zuruf von der SPD: Wer hindert Sie 
denn daran?) 

Nun, meine Herren van der Sozialdemokratie, 
Herr Kollege Frehsee hat  hier einen sozialpoliti-
schen Vortrag gehalten. Er hat geglaubt, daran er-
innern zu sollen, daß ich in der ersten Lesung von 
der schweren Arbeit des Landvolkes sprach. Wir 
sind einig! Aber, Herr Kollege Frehsee, glauben 
Sie denn wirklich, daß es  möglich sein würde, alles 
über den Steuersäckel hier zu ändern, was Sie zu 
ändern wünschen? Nein! 

Wie liegen denn die Dinge? Da haben Sie  sich 
bisher stets lablehnend verhalten. Ich stelle hier 
vor diesem Hohen Hause fest: Die Bezahlung der 
Landarbeit in allen ihren Sparten ist miserabel. 

(Zuruf vom der SPD.) 
Wise ändert man das? Indem man  für die  Produkte 
der bäuerlichen Bevölkerung die Preise zu zahlen 
sich bereit erklärt, die ihr ,zustehen, u m  das Sozial-
gefüge auf dem platten Lande  so  gestalten  zu kön-
nen, wie wir es für notwendig halten, damit eine 
Ausgeglichenheit im gesamten deutschen Volks-
körper vorhanden ist. 

(Beifall rechts.) 
Das ist das Problem, um das zu ringen ist, und ich 
bin freimütig genug und habe auch den Mut, das 
zu erklären — auch vor Verbrauchern —: Wir 
werden um gewisse Preisanhebungen für einzelne 
landwirtschaftliche Produkte nicht herumkommen, 
wenn wir nicht !das Bauerntum und auch die Land-
arbeiter zu Staatssklaven, zu Bürgern zweiter Ord-
nung degradieren wallen. 

(Zuruf von der SPD.) 

Wenn die Rentabilität in der Landwirtschaft so 
wäre, wie wir sie wünschen und wie sie ja eigent-
lich jeder sozial denkende Mensch verlangen muß, 
nämlich so, daß die Preise für die Produktion der 
Landwirtschaft ausreichen, um dieselben Löhne 
und sozialen Bedingungen für Landarbeiter und 
familieneigene Arbeitskräfte zu schaffen, dann 
wäre das Problem schlechthin gelöst. Eins aber, 
meine Damen und Herren von der Sozialdemokra-
tie, sage ich Ihnen ganz freimütig: Sie werden un-
sere Zustimmung nicht dazu linden, etwa die Zwangs-
sozialversicherung auf die selbständige mittel- 
und kleinbäuerliche Landwirtschaft auszudehnen. 
Wir haben genug in den Unselbständigen. Was wir 
wollen, ist eine Struktur und eine Rentabilität der 
Landwirtschaft, die die Landarbeit bezahlt wie 
jede andere Arbeit. Sie dürfen davon überzeugt 
sein, daß wir den Mut haben werden, zur Ausfüh-
rung die notwendigen Gesetze einzubringen, die 
dem deutschen Landvolk das geben, was es 
braucht: eine Bezahlung seiner Arbeit in allen 
seinen Schichten. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat Herr 
Professor Baade. 

Dr. Baade (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe vor Ihnen ein ungewöhnlich 
bescheidenes Anliegen meiner Fraktion zu ver-
treten, in den § 1 dieses Gesetzes ein einziges 
Wort einzufügen. In den Katalog der Mittel, die 
eingesetzt werden sollen, um die Landwirtschaft zu 
erhalten, soll das Wort „Finanzpolitik" eingefügt 
werden. Ich muß allerdings gleich sagen, es ist ein 
Wort, das es in sich hat. Wir glauben, daß, wenn 
etwa in Zukunft unter den Maßnahmen für die 
Verbesserung der Lage der Landwirtschaft den 
Maßnahmen der Finanzpolitik nicht das nötige Ge-
wicht gegeben werden sollte, das ganze Gesetz ein 
mehr oder weniger platonisches Bekenntnis zur 
Rettung der Landwirtschaft sein wird. 
Die Aufgabe, Ihnen hier darzulegen, warum 

Maßnahmen der Finanzpolitik zur Erreichung der 
Ziele dieses Gesetzes so lebenswichtig sind, wird 
mir ungeheuer erleichtert durch die Tatsache, daß 
alle, die sich mit diesen Fragen beschäftigen, im 
Laufe des letzten Jahres sehr viel hinzugelernt 
haben. Ich glaubte bisher jedenfalls, wir hätten 
alle etwas gelernt. Die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Fassbender haben mir eben einen kleinen 
Zweifel gegeben, ob wir wirklich alle die Haupt-
tatbestände gelernt haben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich war bisher der Meinung, wir hätten alle im 
Verlauf der sehr intensiven Arbeiten des einge-
setzten gemeinschaftlichen Unterausschusses des 
Ausschusses für Wirtschaftspolitik und des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten sowie durch die sehr nützlichen Besprechun-
gen, die wir mit Sachverständigen gehabt haben, 
eins gelernt, nämlich daß es keine Möglichkeit gibt, 
mit irgendeinem Nutzen für die deutsche Land-
wirtschaft in die deutsche Volkswirtschaft einen 
Preisindexautomaten einzubauen. Das habe ich als 
eins der Hauptergebnisse dieser mühevollen Arbei-
ten begrüßt. In der Tatsache, daß das Wort „Pari-
tät" auch im Titel des Gesetzes nicht mehr er-
scheint, habe ich den Beweis dafür gesehen, daß 
wir uns alle von dieser Wahrheit überzeugt hätten. 
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Ich glaube, auch Herr Fassbender wird, wenn er 

sich ernstlich mit der Frage auseinandersetzt, nicht 
bestreiten können, daß die Mittel der Preispolitik 
nur einen bescheidenen Beitrag zur Lösung der 
großen Probleme leisten können, vor denen wir 
stehen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Eins ist vor allem klar — die gesamte Wissenschaft 
ist sich darüber einig, und ich glaube, auch die 
leitenden verantwortlichen Männer im Deutschen 
Bauernverband sind sich dessen bewußt —: Wir 
könnten sehr wohl diesen Preisindex-Paritätsauto-
maten konstruieren; es gibt eine solche Maschine, 
und wir kennen sie aus der deutschen Geschichte 
sehr gut; sie hat den schlichten Namen Notenpresse. 
Wenn man genügend Geld druckt, um alle Preise 
in dem Maße zu erhöhen, wie die Löhne in irgend-
einem Wirtschaftszweig, z. B. in der Landwirt-
schaft, steigen, kann man selbstverständlich diese 
Parität erreichen. Aber dazu muß man eine In-
flation in Kauf nehmen. Wer dazu ernstlich bereit 
ist, der soll beantragen, daß die Verfügung über 
die Notenpresse der Bank deutscher Länder ent-
zogen wird und daß die Notenpresse in Bonn in 
der Koblenzer Straße aufgestellt wird, um sie zur 
Herstellung der Parität beliebig in Betrieb setzen' 
zu können. Aber, meine Damen und Herren, das 
wollen auch die verantwortlichen Männer im 
Bauernverband nicht, und darin sehe ich die erste 
große Erkenntnis, die diese Debatten gebracht 
haben. 

Die Debatten haben die weitere Erkenntnis ge-
bracht, daß nicht nur ein Preisindex-Paritätsauto-
mat eine Katastrophe für die deutsche Volkswirt-
schaft sein würde, sondern auch ein Ertrag-Auf-
wandsindex-Automat. Auch dieser Automatismus 
ist von uns allen auf Grund der eingehenden und 
sicherlich für uns alle sehr belehrenden Diskussio-
nen untereinander und mit den Sachverständigen 
einstimmig abgelehnt worden. 

Zweitens haben wir eine andere Grundtatsache 
erkennen gelernt — insbesondere vielleicht manche 
unserer Kollegen, die aus dem Wirtschaftspoliti-
schen Ausschuß zu uns gekommen sind —, die Tat-
sache nämlich, daß es sich bei dem, was hinter den 
Paritätsforderungen der Landwirtschaft steht, um 
ein echtes und sehr ernsthaftes Anliegen handelt 
und daß hier ein wirkliches Problem vorliegt. Das 
hat auch der Wissenschaftliche Beirat des Ernäh-
rungsministeriums ausgesprochen, indem er formu-
lierte: „Der Beirat ist überzeugt, daß für die Ent-
wicklung des Anteils der Landwirtschaft in einer 
wohlhabender werdenden Industrie-Agrarwirt-
schaft sehr ernste Probleme vorliegen." Das sehr 
ernste Problem, mit dem wir uns hier auseinander-
setzen müssen, besteht darin, wie den arbeitenden 
Menschen, die unsere Nahrungsmittel erzeugen, in 
einer ständig wohlhabender werdenden Volkswirt-
schaft ein angemessener Anteil an diesem Wohl-
standszuwachs gesichert werden kann. Dieses Pro-
blem ist nach meiner Auffassung und nach der 
Auffassung meiner politischen Freunde nur mit 
den Mitteln der Preispolitik, allein mit den Mitteln 
der Kreditpolitik, allein mit den Mitteln der Han-
dels- und der Steuerpolitik nicht zu lösen. Es ist 
nur zu läsen, wenn auch mit den Mitteln der 
Finanzpolitik gearbeitet wird, d. h. wenn zwischen 
dem verhältnismäßig weniger ertraglichen Teil un-
serer Volkswirtschaft — das sind große Teile un-
serer Landwirtschaft — und den leistungsfähige-

ren Teilen unserer Volkswirtschaft, insbesondere 
der Industriewirtschaft ein Lastenausgleich durch-
geführt wird. 

(Beifall bei der SPD.) 
Um das zu begründen, meine Damen und Herren, 

lassen Sie mich ganz kurz sagen, weshalb es für 
die Landwirtschaft in einer wohlhabender werden-
den Volkswirtschaft so große Probleme gibt. Das 
Bruttoeinkommen der Landwirtschaft ist in allen 
modernen Volkswirtschaften und insbesondere in 
den Agrar-Industriewirtschaften völlig mit dem 
Einkommen der Verbraucher gekoppelt. Jede Mark, 
die der Bauer einnimmt, ist einmal aus dem Porte-
monnaie der Hausfrau gekommen. Nach Abzug 
dessen, was auf den Zwischenstationen zwischen 
Erzeuger und Verbraucher hängenbleibt und zum 
großen Teil hängenbleiben muß, kommt aus dem 
Verbrauchereinkommen als Restposten das land-
wirtschaftliche Bruttoeinkommen heraus. 

Ich habe schon vor 23 Jahren, im Jahre 1932, die 
erste Schrift in Deutschland über die Zusammen-
hänge von Verbrauchereinkommen und Landwirt-
schaft geschrieben und habe damals vorausgesagt, 
daß dieser Zusammenhang immer enger werden 
würde; die Entwicklung in diesen 23 Jahren hat 
das vollkommen bestätigt, nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in anderen Ländern. 
In Amerika weiß man über die Enge dieses Zu-

sammenhangs mehr als in Deutschland. Ungefähr 
in der gleichen Zeit, in der ich diese Schrift schrieb, 
hat der damalige amtierende amerikanische Land-
wirtschaftsminister gesagt, was ich mit der Erlaub-
nis des Herrn Präsidenten hier verlesen darf: 

Für die Landwirtschaft besteht die wirkliche 
Hoffnung, aus dem einheimischen Markt das 
beste zu machen, nicht darin, daß man ein 
paar Importe abschneidet, sondern darin, daß 
man die Kaufkraft der städtischen Verbrau-
cher aufbaut. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Die Landwirtschaft profitiert von steigender 
industrieller Tätigkeit und von den Maßnah-
men, die dazu bestimmt sind, Kaufkraft in die 
Hände der großen Mengen von Menschen zu 
bringen, die bisher ihrer ermangelten. Das ist 
das große Interesse der Landwirtschaft am 
Volkswohlstand. 

Das, was der amerikanische Landwirtschafts-
minister  Henry  Wallace vor mehr als 20 Jah-
ren geschrieben hat, könnte auch als Devise über 
unserer heutigen Diskussion stehen, und der heute 
amtierende Landwirtschaftsminister der Bundes-
republik wird dieser These sicher in vollem Um-
fang zustimmen. 

Die Jahre nach der Währungsreform haben uns 
eine volle Bestätigung dieser These gebracht. Das 
Verkaufsprodukt der Landwirtschaft hat im ersten 
Jahr nach der Währungsreform nur 6,5 Milliarden 
Mark betragen. Es ist bis zum Jahre 1953/54 auf 
13,3 Milliarden Mark gestiegen. Diese Steigerung 
um mehr als 6 Milliarden Mark ist die Haupt-
ursache dafür, daß es der Landwirtschaft wenig-
stens so geht, wie es ihr heute geht. Diese Steige-
rung wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht das 
Bruttosozialprodukt in Deutschland in derselben 
Zeit von 74 Milliarden Mark auf fast 140 Milliar-
den Mark gestiegen wäre. Nur die Steigerung die-
ses Bruttosozialproduktes, d. h. die Steigerung der 
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Produktivität der Arbeit in allen Zweigen der 
deutschen Volkswirtschaft, auch außerhalb der 
Landwirtschaft, hat es ermöglicht, daß der Land-
wirtschaft die gesteigerte Marktproduktion, die 
natürlich die Basis war, zu einigermaßen erträg-
lichen Preisen abgenommen werden konnte und 
daß das Bruttoeinkommen der deutschen Landwirt-
schaft sich in dieser Periode um über 6 Milliarden 
Mark steigern konnte. 
Aber nun, meine Damen und Herren, kommt der 

Pferdefuß. Der gleiche Prozeß, der in einer wohl-
habender werdenden Volkswirtschaft die alleinige 
Quelle für eine Steigerung des Bruttoeinkommens 
der Landwirtschaft darstellt, nämlich die Steige-
rung des Verbrauchereinkommens außerhalb der 
Landwirtschaft, insbesondere die Steigerung der 
Lohnsummen in allen Wirtschaftszweigen außer-
halb der Landwirtschaft, wirft schwere Probleme 
auf für das landwirtschaftliche Nettoeinkommen. 
Denn es ist klar, daß steigende Industrielöhne einen 
Sog auf das Lohnniveau in der Landwirtschaft aus-
üben müssen. Steigende Industrielöhne schaffen ein 
Problem für die bezahlten Landarbeiter, d. h. für 
die Löhne, die in Geld an andere ausgezahlt wer-
den müssen. Aber die steigenden Industriearbeiter

-

löhne schaffen auch ein großes Problem für die 
landwirtschaftlichen Familien, die nur mit eigenen 
Familienarbeitskräften arbeiten. Denn auch die 
mitarbeitenden Familienangehörigen und sogar der 
Bauer selbst sind auf die Dauer nicht bereit, als 
Besitzende zu einem Reallohn zu arbeiten, der 
niedriger ist als der Reallohn eines besitzlosen In-
dustriearbeiters. Das ist das eigentliche Problem, 
vor dem wir mit der Paritätsfrage stehen. 
Hier darf man sich einer Erkenntnis nicht ver-

schließen; denn es wäre ein Kampf gegen das Ein-
maleins, wenn wir diese Tatsache leugnen wollten. 
Die Erkenntnis heißt schlicht und klar: Wenn in 
allen Wirtschaftsbereichen außerhalb der Landwirt-
schaft die Produktivität der Arbeit steigt, wenn sie 
sich etwa gar verdoppelt — und sie hat sich seit 
1948 in Deutschland verdoppelt —, dann muß die 
Produktivität auch des arbeitenden Menschen in 
der Landwirtschaft entsprechend steigen oder, ich 
will es präziser sagen, entsprechend gehoben wer-
den, wenn wir nicht unter die Guillotine der Dis-
parität kommen wollen. Da beißt die Maus keinen 
Faden ab. Alle in diesem Katalog aufgezählten 
Maßnahmen sind auf lange Sicht nur wirksam, 
wenn sie entscheidend dazu beitragen, die Produk-
tivität des arbeitenden Menschen in der Landwirt-
schaft zu heben, und das kostet Geld. Das kostet 
viel mehr Geld, als wir uns bisher träumen ließen. 
Als Herr Minister Lübke den Lübke-Plan ver-

öffentlichte, da geschah das aus der Erkenntnis 
heraus, daß auf die deutsche Volkswirtschaft und 
die deutsche Landwirtschaft die Probleme zukom-
men, die sich aus der europäischen Integration er-
heben. Er hat vorgeschlagen, Summen für die 
Strukturverbesserung der deutschen Landwirt-
schaft auszugeben, die weit über das hinausgehen, 
was sein Kollege, der Bundesfinanzminister, zu-
nächst für erträglich hielt. Jetzt fangen wir an, zu 
begreifen — und ich bekenne ganz offen, daß ich es 
in vollem Umfange erst bei den Arbeiten im Pari-
tätsausschuß begriffen habe —, wieviel größer die 
Probleme sind, die auf uns zukommen aus diesem 
Zusammenhang heraus, den ich Ihnen eben darzu-
legen versucht habe, nämlich aus den Problemen, 
die sich in jeder modernen Industriewirtschaft 
durch den bloßen Tatbestand des Wohlhabender-

werdens ergeben. Die Landwirtschaft erringt aus 
eigener Kraft in einer modernen Industrie-Agrar-
wirtschaft noch keinen angemessenen Anteil an 
diesem Wohlhabenderwerden. In allen modernen 
Volkswirtschaften müssen Maßnahmen der Agrar-
politik, der Steuerpolitik und insbesondere auch 
der Finanzpolitik hinzukommen, um der Landwirt-
schaft einen angemessenen Anteil an diesem Wohl-
habenderwerden zu ermöglichen. Ich will die Maß-
nahmen, die hier notwendig sind, im einzelnen 
nicht aufzählen; denn wir besprechen hier nicht 
die Frage, ob eine bestimmte Maßnahme ergriffen 
werden soll, sondern nur die ganz simple Frage, 
ob auf die Wichtigkeit von Maßnahmen auf einem 
bestimmten Gebiet, nämlich auf dem Gebiet der 
Finanzpolitik, vorsorglich in dem Katalog der Mit-
tel, die wir im § 1 aufzählen, hingewiesen wer-
den soll. Infolgedessen will ich über die Mittel im 
einzelnen nicht sprechen. 

Aber ich hoffe, daß meine Freunde aus dem land-
wirtschaftlichen Lager und auch die Volkswirte in 
allen Parteien mit mir völlig übereinstimmen, 
wenn ich sage, daß die Größenordnung der Mittel, 
die für die strukturelle Verbesserung der deutschen 
Landwirtschaft notwendig sind, um es möglich zu 
machen, daß die Produktivität des arbeitenden 
Menschen in der Landwirtschaft auch nur annä-
hernd so steigt, wie die Produktivität des arbeiten-
den Menschen außerhalb der Landwirtschaft steigt, 
steigen wird und steigen muß, ein Mehrfaches von 
dem beträgt, was der Herr Bundesfinanzminister 
bisher auch nur von ferne in Erwägung gezogen 
hat. Denn, meine Damen und Herren, denken Sie 
bitte einmal an folgen le Zahlenreihen: Das deut-
sche Bruttosozialprodukt ist in den letzten sechs 
Jahren etwa auf das Doppelte gestiegen. Es wird 
— nicht in den nächsten zehn Jahren, aber viel-
leicht in den nächsten fünfzehn Jahren — um wei-
tere — nicht 100%, ich w ill bescheiden sein —
50 % steigen. Die deutsche Volkswirtschaft kann 
nur leben, wenn sie eine ständig wohlhabender 
werdende, eine dynamische Volkswirtschaft ist. 
Nun rechnen Sie sich einmal aus, welches die Kon-
sequenzen für das Bruttoeinkommen der deutschen 
Landwirtschaft und für das Nettoeinkommen des 
arbeitenden Menschen in der Landwirtschaft sein 
werden, wenn im Laufe der nächsten zehn bis fünf-
zehn Jahre das deutsche Bruttosozialprodukt und 
damit das Lohnniveau außerhalb der Landwirt-
schaft noch einmal um 50 v. H. steigt. Wenn Sie 
das tun, werden Sie einen Begriff davon erhalten, 
wie begrenzt die Wirkungsmöglichkeiten auf dem 
Gebiet der Handelspolitik, der Steuerpolitik und 
auch der Kreditpolitik sind, so wichtig sie sind. Und 
dann werden Sie begreifen, daß der große Marshall-
plan der deutschen Volkswirtschaft für die deutsche 
Landwirtschaft erst noch kommen muß. 

Ich befinde mich hier in voller Übereinstimmung 
mit dem, was der Deutsche Bauernverband selber 
fordert. Es ist am 9. Juni ein sehr illustrativer Ar-
tikel in der „Deutschen Bauernzeitung" erschienen, 
in dem dargelegt wurde, daß wir in der deutschen 
Wirtschaft durch die Investitionshilfe für die 
Grundstoffindustrien einen Betrag von mehr als 
1 Milliarde DM aus anderen Bereichen mobilisiert 
haben, um ihn dort einzusetzen, wo es im Interesse 
einer ausgewogenen Entwicklung der deutschen 
Volkswirtschaft damals besonders dringend wün-
schenswert war, nämlich in den Grundstoff

-

industrien, und daß diese Bluttransfusion aus einem 
Teil der deutschen Wirtschaft in einen anderen Teil 
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der deutschen Wirtschaft einen guten Erfolg ge-
habt hat. Dort sei sie jetzt nicht mehr notwendig. 
Jetzt sei der mit Blut unterversorgte Teil des deut-
schen Volkskörpers, der die Transfusion am nötig-
sten hat, die deutsche Landwirtschaft. Naheliegen-
derweise hat die „Deutsche Bauernzeitung" daran 
erinnert, daß wir über das Marshallplan-Sonder-
vermögen von über 6 Milliarden DM verfügen, 
aus dem heute jährliche Rückflüsse von etwa 
450 Millionen DM eingehen. Es ist in der „Deut-
schen Bauernzeitung" vorgeschlagen worden, dem 
Kaufkrafttransferbedürfnis der deutschen Land-
wirtschaft zunächst einmal dadurch Rechnung zu 
tragen, daß diese Rückflüsse mit einer ersten Hy-
pothek von 250 Millionen DM zugunsten des drin-
genden Strukturverbesserungsbedarfs der deut-
schen Landwirtschaft belastet werden. 

Meine Damen und Herren, gegen diesen Gedan-
kengang der „Deutschen Bauernzeitung" habe ich 
gar nichts einzuwenden, gegen die Größenordnung 
aber ganz Erhebliches. Je mehr ich mich mit diesem 
Problem beschäftige, je mehr ich versuche, unser 
Nationalbudget für das nächste Jahrzehnt durchzu-
rechnen — das ist eine Aufgabe, die heute keine 
müßige Spekulation mehr ist, sondern die in allen 
entwickelten Volkswirtschaften von Amerika über 
England bis zu den skandinavischen Ländern durch 
eine große Anzahl von Wissenschaftlern durchge-
führt wird —, desto mehr wird mir klar, daß die 
Größenordnung der Mittel, die aus den wohlhaben-
deren und mehrverdienenden Teilen der deutschen 
Volkswirtschaft mit den Mitteln der Finanzpolitik 
in die deutsche Landwirtschaft transferiert werden 
müssen, um sie in den Stand zu setzen, ihre gro-
ßen Aufgaben im Rahmen der deutschen Volks-
wirtschaft zu erfüllen, weit über alles das hinaus-
geht, was wir uns bisher gedacht haben. Sie liegt 
bestimmt weit oberhalb einer Milliarde. Ich würde 
bei mir im stillen Kämmerlein dieser Summe von 
250 Millionen, die die „Bauernzeitung" genannt 
hat, leicht eine Null anhängen mögen, mindestens 
für eine begrenzte Anzahl von Jahren, damit das 
erreicht werden kann, was hier nötig ist. 

Nun, meine Herren aus dem Lager der Regie-
rungsparteien, ein persönlicher Appell: Vermischen 
Sie doch diese Dinge nicht mit solchen gefühlsbela-
denen Erwägungen und Ressentiments, als ob man 
der deutschen Landwirtschaft eine Schande antäte, 
wenn man anerkennt, daß sie nicht aus eigener 
Kraft jene Produktivitätssteigerung finanzieren 
und auf die Beine stellen kann, die nicht nur im 
Interesse der deutschen Landwirtschaft, sondern 
insbesondere im Interesse der deutschen Volkswirt-
schaft notwendig ist. Das ist in allen modernen 
Industrie-Agrarländern eine Tatsache. Das empfin-
den die amerikanischen Farmer ebensowenig als 
Schande wie die Farmer und Landwirte in Eng-
land, in Schweden, in Holland und in anderen Län-
dern. Das ist infolgedessen auch ein Grundtatbe-
stand der wohlhabender werdenden deutschen 
Volkswirtschaft. 

Für die Amerikaner war es nicht nur eine Aktion 
der Mildtätigkeit, einen Marshallplan durchzufüh-
ren und in den Marshallplan auch Deutschland auf-
zunehmen, sondern eine Aktion, die sich auch für 
sie gelohnt hat. Ebenso ist es für die inzwischen 
mit amerikanischer Hilfe erfolgreich und wohl-
habender gewordene deutsche Volkswirtschaft 
nicht ein Akt des Almosengebens, sondern ein Akt 
des wohlverstandenen Eigeninteresses, der Land-

wirtschaft auf dem Wege auch über finanzpolitische 
Mittel diejenigen Beträge zukommen zu lassen, die 
sie nicht in allen Fällen verzinsen kann, die sie 
braucht, um die Produktivität in der Nahrungs-
mittelproduktion in demselben Maße zu steigern, 
wie die Produktivität in der gesamten deutschen 
Volkswirtschaft steigt und steigen muß. Deswegen 
bitte ich Sie: Stimmen Sie für unseren Antrag be-
züglich der Wiedereinsetzung des Wortes „Finanz-
politik" in den Katalog der Mittel. 

Ich habe Ihnen eben gesagt, daß ich schon in 
einem sehr frühen Stadium auf einigen Gebieten 
zu prophezeien gewagt habe. Ich bin auf manchen 
Wissenschaftsgebieten ein unverbesserlicher Pro-
phet. Ich habe dazu beitragen dürfen, die Voraussage 
der Schweinepreise am Ende der 20er Jahre auf 
eine solide Basis zu stellen mit den vier Schweine-
zählungen pro Jahr, die wir heute haben, und mit 
der Aufklärung der Landwirtschaft durch die 
Schweinefibel. Ich habe im Jahre 1932 zu prophe-
zeien gewagt, daß das landwirtschaftliche Einkom-
men in immer stärkere Abhängigkeit vom Ver-
brauchereinkommen gelangen wird; diese Prophe-
zeiung hat sich bewahrheitet. Ich wage zu prophe-
zeien, daß sich in den hoffentlich recht langen Jah-
ren der Geltungsdauer dieses Gesetzes die Notwen-
digkeit des großzügigen Einsatzes auch finanzpoliti-
scher Mittel — Herr Fassbender, ich betone das 
Wort „auch": auch finanzpolitischer Mittel! — im-
mer klarer herausstellen wird, und Sie werden 
sich dann freuen, wenn Sie heute mit uns gestimmt 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort — noch 
zu diesem Antrag — hat der Abgeordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nur noch ein paar ganz 
kurze Bemerkungen zu den Ausführungen der 
Kollegen Fassbender und Dr. Müller machen, weil 
ich doch den  Eindruck hatte, daß diese beiden Kol-
legen mich und unser Wollen nicht verstanden 
haben. Wir haben nicht beantragt, die Wirtschafts- 
und Agrarpolitik, die Handels-, Steuer- und Kre-
ditpolitik zu streichen und an deren Stelle die 
Sozialpolitik zu setzen, sondern lediglich beantragt, 
diesen Katalog durch die Sozialpolitik zu ,ergän

-

zen. 
Herr Kollege Dr. Müller, Sie haben über die 

sozialpolitischen Kenntnisse oder Unkenntnisse be-
züglich der Unfallversicherung gesprochen. Darf 
ich Ihnen sagen, daß die  landwirtschaftlichen Un-
fallrenten eben nicht  nach dem erzielten Ver-
dienst berechnet werden — auch nicht bei den 
Arbeitnehmern —, sondern daß sie auf Grund der 
§§ 930 und der folgenden der Reichsversicherungs-
ordnung festgesetzt werden, die Sie sich vielleicht 
bei Gelegenheit noch leinmal ansehen. Das sind 
nämlich solche diskriminierenden Ausnahmebe-
stimmungen. Dort werden die Renten -nach den 
von Zeit zu Zeit — manchmal recht willkürlich 
und tendenziös — festgelegten sogenannten Jah-
resarbeitsverdienst en  festgesetzt. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Den Landarbeitern haben die Lohnerhöhungen der 
letzten drei bis  vier Jahre beispielsweise in dieser 
Beziehung nichts genutzt. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 
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Die Renten für jetzige Unfallverletzte wenden im

-

mer noch nach Jahresarbeitsverdiensten festgesetzt, 
die  Anfang 1952 oder 1953 festgesetzt worden sind. 

(Zuruf von der Mitte: Was haben Sie als 
Gewerkschaftler dazu zu sagen? — Gegen

-

ruf von der SPD.) 
Noch die eine ganz kurze ,Bemerkung, insbe-

sondere für Sie, Herr Kollege Fassbender: In mei-
ner Fraktion ist niemand, der die dritte Lesung 
dieses Gesetzes heute verhindern will. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lücker, auch zu diesem Antrag, damit 
es keinen Irrtum gibt. 

Lücker (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte die Debatte über diesen Antrag nicht un-
nötig verlängern unid deswegen die Dinge wieder 

 auf ihren realen Kern zurückführen. Wir waren 
doch im Unterausschuß immer der übergroßen 
Mehrheit nach der Meinung, daß es sich bei diesem 
Gesetz, dem Landwirtschaftsgesetz, um ein Gesetz 
handelt, das in erster Linie wirtschaftspolitischen 
Charakter tragen soll. Sie haben heute hier mit 
Ihren Darlegungen den Eindruck zu erwecken ver-
sucht, idaß die Fraktionen der Koalition nicht ge-
nügend Verständnis dafür hätten, daß es auch 
bezüglich der Behebung der sozialen Schwierig-
keiten in :der gesamten Landbevölkerung gewisse 
Aufgaben gebe. Dem haben wir uns nie verschlos-
sen. Wir haben auch in den Diskussionen im Unter-
ausschuß unid auch im federführenden Ausschuß 
immer wieder  darauf hirngewiesen, daß selbstver-
ständlich auch auf diesem Gebiet etwas geschehen 
soll und geschehen muß; aber dieses Landwirt-
schaftsgesetz soll darauf beschränkt bleiben, wo-
für es bestimmt ist, nämlich auf den wirtschafts-
politischien Charakter. 

Wir nehmen gerne Ihre Erklärung zur Kennt-
nis, die Sie zum Schluß abgegeben haben, daß 'in 
Ihrer Fraktion niemand gewillt ist, die dritte Le-
sung  ides  Landiwirtschaftsgesetzes heute zu ver-
hindern. Wir haben das  gerne zur Kennanis ge-
nommen, und wir von unserer Seite aus wollen 
nichts dazu tun, um die Debatte unnötig in  die 

 Länge zu ziehen. 

Ich will hier nicht mehr näher darauf eingehen, 
was von unserer Seite zu der Einfügung des  Wor-
tes „Sozialpolitik" zu sagen war. Ich möchte noch 
ein paar Worte zu den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Baade über die Einfügung des Wortes 
„Finanzpolitik" sagen. Wir haben in dem Katalog 
der Maßnahmen von  den  'allgemeinen Mitteln der 
Wirtschafts- und Agrarpolitik gesprochen, haben 
dann lediglich insbesondere die Mittel der Han-
dels-, Steuer- und Kreditpolitik hervorgehoben und 
haben auf die Worte „Sozialpolitik" und „Finanz-
politik" verzichtet. Auf die 'Sozialpolitik haben wir 
aus den Gründen verzichtet, 'auf die  ich eben im 
großen und ganzen noch einmal mit einigen Sätzen 
eingegangen bin.  Hinsichtlich der Finanzpolitik 
sind wir in der Sache, glaube ich,  gar nicht so weit 
auseinander. Wir haben idem, was sich real  hinter 
dem Begriff  der Finanzpolitik verbirgt oder was 
damit auszudrücken wäre, als einzigem im ganzen 
Gesetz einen besonderen Paragraphen, nämlich d en 
§ 6, gewidmet. Soweit es um den Einsatz von Mit-
teln geht, ist er in § 6 angesprochen. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Sie lachen, meine Damen und Herren? Herr 
Kollege Baade, Sie haben von den Mitteln der 
Finanzpolitik gesprochen und haben dann in sehr 
ausführlichien allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Überlegungen so etwas wie eine Begründung für 
denen Einfügung zu geben versucht. Ich glaube, 
ich kann durchaus feststellen, daß wir in dem 
Kompendium der allgemeinen volkswirtschaft-
lichen Überlegungen, Herr ,Kollege ,Baade, hier 
ebenso wie auch im Unterausschuß im großen und 
ganzen weitgehend dergleichen Meinung sind. 

Sie haben alber zur Einleitung Ihrer allgemeinen 
volkswirtschaftlichen Darlegungen unter anderem 
auch von dem „Paritätsautomaten", von  der  Lohn-
Preis-Spirale und der Gefahr der Inflation ge-
sprochen. Ich glaube, der Begriff der Finanzpolitik, 
in  den  Katalog der Mittel in § 1 eingesetzt, könnte 
draußen auch in diesem Sinne falsch aufgefaßt 
werden. Sie haben 'in dem Zusammenhang von 
einer Investitionshilfe gesprochen. Ich bin Ihnen 
dankbar, wenn Sie uns bescheinigen, daß wir nicht 
an den Einsatz eines solchen „Partiätsautomaten", 
der zur Infliation führen könnte, gedacht haben und 
daß wir uns von Seiten der Koalition auch in der 

 Endfassung des Gesetzes diese Dinge nicht zu eigen 
gemacht haben. 

Ich möchte hier allerdings eines feststellen. Ich 
glaube, wir sind von unserer Seite mit sehr reali-
stischen Auffassungen an dieses Gesetz herange-
gangen. Wenn hier schon von dem „Paritätsauto-
maten", von der Ingangsetzung der Lohn-Preis

-

Spirale gesprochen wird, von vielleicht unverkraft-
baren Erhöhungen der Agrarpreise, ich glaube, 
dann darf man  von dieser Stelle aus auch einmal 
die Mahnung in aller Öffentlichkeit aussprechen: 
es wäre wünschenswert, daß auch andere Gruppen 
in unserer Gesamtwirtschaft und in unserer Ge-
samtbevölkerung sich von  diesem Grundsatz lei-
ten ließen, durch ihre wirtschaftspolitischen Forde-
rungen nacht an der Lohn-Preis-Spirale zu drehen, 

(Beifall in der Mitte und rechts) 

so wie wir es von unserer Seite zugestanden haben: 
wir wollen diejenigen sein, die den Bundesfinanz-
minister  und  die  gesamte Bun diesregierunig mit 
unterstützen wollen in  ihrer Politik der Stabili-
sierung und Stabilerhaltung Ides  Lohn-Preiis-Ge

-

fügen für das Gesamtwohl unserer Wirtschaft und 
unseres ganzen Volkes. 

(Erneuter Beifall in 'der Mitte.) 

Ich 

 

glaube aliso, wir sollten deswegen auf die 
Einfügung dieser Worte verzichten. Ich bitte daher, 
dem Antrag der  SPD, dem wir in  der Sache selbst-
verständlich weitgehend verbunden sind, wegen 
dieser befürchteten Auswirkungen nicht zuzu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Einzelbe-
ratung zu § 1 des Gesetzes. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion zu § 1 des Gesetzes 
— Umdruck 471*) — zuzustimmen 'wünscht, der 
gebe ,das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über § 1 
in der Ausschußfassung. Wer ihm zuzustimmen 

*) Siehe Anlage 2. 
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 wünscht, den bitte, die Hand zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit an-
genommen. 

Ich rufe auf die §§ 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7, —
8, — 9, — Einleitung und Überschrift. — Ich er-
öffne die Aussprache. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Ich schließe die Aussprache. Wer den 
aufgerufenen Paragraphen, der Einleitung und der 

Überschrift des Gesetzes in der zweiten Lesung 
zuzustimmen wünscht, der gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen eine 
Stimme bei vier Enthaltungen in der zweiten Le-
sung verabschiedet. 

Ich trete in die 
dritte Beratung 

ein und eröffne die allgemeine Aussprache. — Ich 
erteile das Wort dem Abgeordneten Bauknecht. 

Bauknecht (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren! Bei der großen Bedeutung dieses Gesetzes, 
das auch die Öffentlichkeit in einem Maße beschäf-
tigt hat wie bisher wohl noch kein Agrargesetz, 
können wir es uns nicht versagen, auf die Gesamt-
problematik dieses Gesetzes in der dritten Lesung 
mit einigen grundsätzlichen Worten einzugehen. 
Die Landwirtschaft ist an und für sich befriedigt 
darüber, daß die deutsche Öffentlichkeit sich nun 
doch mit dem Problem Landwirtschaft mehr be-
schäftigt, als es vielleicht früher der Fall war, und 
daß sie trotz der großen Erfolge des deutschen 
Unternehmers und der gewaltigen Leistungen des 
qualifizierten deutschen Arbeiters ein derartiges 
Interesse an der Landwirtschaft an den Tag legt. 
In der Tat: die Landwirtschaft hat es nicht nötig, 
 ihr Licht unter den Scheffel zu stellen, und sie 
kann seit der Zeit nach dem Zusammenbruch mit 
gewaltigen Leistungen aufwarten, wenn sich auch 
diese Leistungen nicht unmittelbar so sichtbar aus-
drücken wie etwa die Leistungen der gewerblichen 
Wirtschaft, die wir in gewaltigen Bauten sehen 
oder in der ungeheuren Güterproduktion, die wir 
in allen Schaufenstern betrachten können. 
Wenn wir uns die Tatsache vor Augen halten, 

daß wir mit dem Zusammenbruch die großen 
agrarischen Gebiete Mitteldeutschlands und Ost-
deutschlands verloren haben und nun zusätzlich 
die 10 Millionen Menschen, welche jene Gebiete 
bevölkert haben, noch mit ernähren müssen, dann 
können wir doch mit Recht und Stolz darauf hin-
weisen, welch gewaltige Leistungen die Landwirt-
schaft Westdeutschlands vollbracht hat. Es ist von 
niemandem bestritten, daß nicht nur die Flächen-
leistung, sondern auch die effektive Leistung je 
Arbeitskraft diese Steigerung aufweist. Man 
streitet sich darüber, ob die Arbeitsproduktivität 
in dem Jahre 1953/54 nun auf 121 oder auf 128 
steht. Auf alle Fälle wird sie sich in diesem Rah-
men bewegen. 
Aber nicht nur was die Menge und die Leistung 

der Arbeitskräfte anbelangt, können wir stolz sein, 
auch die Qualität, die ja von vielen heute bemän-
gelt wird. kann sich sehen lassen. Ich erinnere nur 
daran, daß es gewisse landwirtschaftliche Produkte 
gibt, die wir in Deutschland erzeugen und die eine 
begehrte Ware auf dem Weltmarkt geworden sind, 
ob das nun die Dosenschinken sind oder das her-
vorragende Obst, das wir in einem Jahr mit ge-
waltiger Ernte nach dem Ausland exportiert haben, 
oder ob es sich um die, ich kann es ruhig sagen,  

wohl beste Butter der ganzen Welt handelt, wie  
sie in der deutschen Qualitätsbutter auf dem 
Markt dargeboten wird. Ich darf aber auch noch 
darauf hinweisen, daß die Landwirtschaft heute 
in einem Stadium begriffen ist, in dem sie zu-
sätzlich die Leistungen nach der Qualitätsseite 
steigern will. 

Ich erinnere hier an ein Problem, das in seiner 
Tragweite und in seiner Größe von der Öffentlich-
keit im Hinblick auf die finanziellen Opfer, die 
dabei von der deutschen Landwirtschaft gefordert 
werden, vielleicht nicht in dem Maße gewürdigt 
wird, wie es notwendig wäre. Von niemandem be-
stritten, sind allein die laufenden Leistungen bis 
zum Abschluß der Sanierung der Rinderbestände 
von der Tbc auf etwa 3 bis 3 1 /2 Milliarden zu ver-
anschlagen! 

Wie aber, meine Damen und Herren, ist nun die 
Lage der Landwirtschaft? Einige Redner sind ja 
bereits darauf eingegangen. Wenn die Lage der 
Landwirtschaft rosig wäre, könnten wir auf die-
ses Gesetz verzichten. Gestern erschien in der 
Presse eine Veröffentlichung der Deutschen Ren-
tenbank über das abgelaufene Jahr 1953/54, in der 
klargelegt wird, daß die kurzfristige Verschuldung 
wiederum um weitere 630 Millionen zugenommen 
hat — in einem Jahr, das doch im großen gesehen 
als ein fruchtbares angesehen werden kann! Wie 
wird die weitere Verschuldung in dem abgelaufe-
nen Jahr 1954/55 mit seinen katastrophalen Witte-
rungsverhältnissen wohl aussehen? Die Gesamt-
verschuldung, die heute bei 7 Milliarden angelangt 
und damit bereits höher ist als in der Zeit vor 
dem 2. Weltkrieg, redet eine deutliche Sprache. 
Wenn Sie dann daran denken, daß diese Verschul-
dung im wesentlichen auf Personalschulden be-
gründet ist, daß sie kurzfristiger Natur ist und 
daß sie gegenüber jener vor dem 2. Weltkrieg mit 
mindestens den doppelten Zinsen belastet ist, dann 
können Sie sich ein Bild machen von dem heutigen 
Stand der Verschuldung. 

Das Ifo-Institut in München hat vor einem hal-
ben Jahr den Arbeitsertrag der mitarbeitenden 
bauerlichen Familienarbeitskräfte inklusive des 
Unternehmers fixiert und ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß diese Menschen 67 Pfennig in der 
Stunde verdienen, übrigens ein Satz, der sich voll-
auf auch mit cien Ergebnissen beispielsweise mei-
nes Heimatlandes Baden-Württemberg deckt. In 
4 unseres Gesetzesentwurfs verlangen wir, daß 

klargestellt wird, wie das Verhältnis zu vergleich-
baren Tarif- und Lohngruppen sauf dem Lande ist. 
Ich will hier mal einen Lohn herausgreifen, bei-
spielsweise der Sägeindustrie; dort liegt der Lohn 
des angelernten Arbeiters heute bei 1,35 DM! Da 
braucht man sich doch eigentlich nicht zu wundern, 
daß nun nahezu alle Menschen, die nicht irgendwie 
aus familiären Gründen glauben, besondere Rück-
sichten nehmen zu müssen, aus der Landarbeit ab-
wandern. Hier deckt sich meine Auffassung genau 
mit der, die Herr Frehsee vorhin zum Ausdruck ge-
bracht hat. Es wird also notwendig sein, diese 
Dinge entscheidend zu ändern. 

Daß die Landwirtschaft in bezug auf die Ent-
lohnung der Fremdarbeiter bisher nichts getan 
hätte, kann man ihr nicht vorwerfen. Die Fremd-
arbeiterlöhne in der Landwirtschaft stehen im 
Augenblick im Durchschnitt des Bundesgebiets bei 
1,11 DM und haben damit, berücksichtigt man nur 
die Barlöhne, gegenüber der Vorkriegszeit einen 
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Indexstand von 273 erreicht. Sie alle wissen, daß 
sich der Index der Verkaufserlöse in der Landwirt-
schaft im Durchschnitt der Produkte rund um die 
Zahl 200 bewegt. Wie kann man unter diesen Ver-
hältnissen nur zu der Auffassung kommen, die 
Landwirtschaft hätte in der Rationalisierung nichts 
getan! Dabei weiß man doch, daß zahlreiche Be-
triebe durch den Barlohn mit nahezu 50 °/o der 
Gesamtausgaben belastet sind. Soweit Ausgaben 
in Betrieben nicht in diesem Umfange gemacht 
wurden, ist das darauf zurückzuführen, daß die 
mitarbeitenden Familienangehörigen auf den ihnen 
zustehenden Lohn verzichteten. 

Herr Frehsee, ich bin in folgendem Punkt durch-
aus mit Ihnen gleicher Auffassung. — Er ist leider 
nicht da. Ich habe ihn gutmütig angehört. Es wäre 
vielleicht auch kein Schaden, wenn er zuhörte. 
Herr Kriedemann, Sie sind wohl bereit, ihm zu be-
richten. Ich gehe mit ihm darin einig, daß die Ar-
beitsverfassung in der Landwirtschaft im Laufe 
der Zeit geändert werden muß. Wir stehen gar 
nicht an, zu erklären, daß das System der Ledigen-
kräfte geändert werden muß, so daß Wir eines 
schönen Tages statt der Ledigen gut fundierte ver-
heiratete Arbeiter haben. Daran, daß es noch nicht 
dazu gekommen ist, trägt einzig und allein die 
Unterbewertung der landwirtschaftlichen Arbeit 
die Schuld. Es ist nicht so, daß der Bauer aus 
einem Vorurteil oder weil er der modernen Ent-
wicklung nicht aufgeschlossen gegenüberstünde, 
gegen verheiratete Kräfte wäre. 
Im übrigen spielen da noch andere Dinge, z. B. die 

Wohnraumbewirtschaftung, eine ganz große Rolle. 
Heute ist es so: Wenn ein Bauer — zum Teil mit 
Hilfe öffentlicher Mittel — eine Landarbeiterwoh-
nung errichtet und einen verheirateten Landarbei-
ter eingestellt hat, der dann in die Industrie weg-
läuft, nachdem er einige Monate bei ihm gearbeitet 
hat, bleibt die Wohnung blockiert. Er kann einem 
anderen, den er dafür einstellt, die Wohnung nicht 
geben. Was soll er dann tun? Er hat ja nicht ein-
mal einen Wohnraum für eine ledige Arbeitskraft. 
Solange dieser Zustand nicht geändert wird, kann 
man noch so viel reden, es wird nicht anders. Wel-
cher Bauer wird das Geld für eine Landarbeiter-
wohnung ausgeben, wenn er sie nicht zweckent-
sprechend verwerten kann? 

Es ist notwendig, noch einige andere Dinge zu 
sagen. Daß die Abkehr von der Landarbeit so große 
Fortschritte macht, ist kein Wunder. Wir haben 
große Sorgen, daß dadurch zahlreiche Bauern-
betriebe zu einer extensiven Wirtschaftsweise ge-
zwungen werden. Ich darf darauf hinweisen, daß 
eine ganze Reihe von Ausgaben fester Natur sind 
und nicht geändert werden können. Wenn gleich-
zeitig die Roheinnahmen sinken, sieht sich der 
landwirtschaftliche Betriebsleiter nicht mehr in der 
Lage, seinen Verpflichtungen nachzukommen. 
Im übrigen: Wie wird sich das auswirken, daß 

jetzt die Gewerkschaften — ob zu Recht oder zu 
Unrecht, will ich hier gar nicht untersuchen — die 
40-Stunden-Woche fordern? Diese Forderung wird 
dann auch auf die Landwirtschaft übergreifen. Ich 
kann mir nicht vorstellen, wie der Bauernbetrieb 
bei dem relativ niederen Ertrag in der Lage sein 
soll, dem Arbeiter den gleichen Lohn für 40 Stun-
den zu zahlen, den er bisher für eine doch unver-
gleichlich höhere Stundenzahl erhält. 
Ich habe vorhin meine Genugtuung darüber aus-

gesprochen, daß weite Kreise ein großes Interesse  

an der Landwirtschaft nehmen. Meine Freude dar-
über ist allerdings dadurch etwas getrübt, daß sehr 
viele nicht die Eigenheiten des landwirtschaftlichen 
Betriebes kennen und deshalb für die besonderen 
Verhältnisse, unter denen der Bauer seiner Arbeit 
nachgehen muß, kein oder nur ein geringes Ver-
ständnis zeigen. Sonst wäre es nicht möglich, daß 
die führende Presse noch bis zum heutigen Tage 
gegen dieses Landwirtschaftsgesetz wettert, 

(Beifall in der Mitte) 

obwohl der Bundestag mit der Abstimmung in der 
zweiten Lesung die Notwendigkeit dieses Gesetzes 
einmütig bestätigt hat. 

Gerade gegen diese Kreise möchte ich nun einige 
Worte sagen. Sie werden es mir nicht verübeln, 
wenn ich es von meinem bäuerlichen Standpunkt 
aus tue. Sicherlich hat sich bei uns die große Masse 
von der volkswirtschaftlichen Auffassung abge-
kehrt, daß man in einem hochindustrialisierten 
Staate die Landwirtschaft nicht zu schützen 
brauche und daß man eben die Lebensmittel dort 
kaufen solle, wo sie am billigsten zu haben sind. 
Dieser Bundestag hat in dankenswerter Weise 
durch zahlreiche Gesetze bewiesen, daß er sich der 
Auffassung dieser weltwirtschaftlichen Theoretiker 
nicht anschließt; sonst hätte er die Zollgesetze 
zugunsten der Landwirtschaft und die Marktord-
nungsgesetze nicht beschlossen. Von vielen Volks-
wirtschaftlern wird aber noch die Auffassung ver-
treten, die Landwirtschaft habe sich eben damit 
abzufinden, daß die Landarbeit schlechter bezahlt 
werde als die Arbeit im gewerblichen Sektor; es 
sei ein unabwendbares Schicksal, daß die Industrie 
sich besser fortentwickeln könne als die Landwirt-
schaft, und, auf die Dauer gesehen, werde die 
Rendite in der Industrie immer größer werden, 
während die der Landwirtschaft naturnotwendig 
zurückbleiben müsse. Es wird weiter gesagt, diese 
Theorie von der notwendig geringeren Arbeits-
produktivität in der Landwirtschaft stehe im Zu-
sammenhang mit einer drohenden Überproduktion. 

Zahlreiche Herren, nicht aus dem Bundeskabi-
nett, sondern aus den Kreisen des Bundeswirt-
schaftsministeriums und dann auch einige bedeu-
tende Agrarwissenschaftler in der Bundesrepublik 
samt einer Reihe von Agrarjournalisten haben uns 
in den letzten Jahren immer wieder versichert, 
daß eben der technische Fortschritt der Landwirt-
schaft nicht in  dem gleichen Maße zugute kommen 
könne wie der Industrie. Weil die Maschine hier 
nur als ein Hilfsinstrument anzusehen sei, während 
sie in der Industrie in zwei und drei Schichten 
tagtäglich voll eingesetzt werden könne, sei es aus-
geschlossen, daß die Landwirtschaft jemals den 
gleichen Stand der Arbeitsproduktivität erreichen 
könne wie der industrielle Betrieb. Da aber der 
Grad der Arbeitsproduktivität, d. h. die Leistung 
je Kopf des Arbeiters, den Lohn bestimme, seien 
wir auf die Dauer verurteilt, billiger zu arbeiten. 

Auf der anderen Seite hat man gesagt, die Be-
dürfnisse des Menschen nach materiellen Gütern 
seien unendlich. Das stimmt auch. Wer hätte vor 
30 Jahren an den Lippenstift oder an das Fern-
sehen oder ähnliche Dinge gedacht! Sicherlich hat 
man durch den steigenden Wohlstand die Möglich-
keit, sich überall in der Familie und im wirtschaft-
lichen Leben ohne Ende dieser Errungenschaften 
der modernen Wirtschaft zu bedienen. Darüber 
hinaus ist es so, daß die gewerbliche Wirtschaft 
durch ihre neuen Erfindungen geradezu die Be- 
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dürfnisse des einzelnen Menschen noch zusätzlich 
weckt, während der Landwirtschaft nur eine ein-
seitige und sehr beschränkt ausdehnungsfähige 
Nachfrage, nämlich die nach Nahrungsmitteln, 
gegenübersteht. 
Ich will nicht darauf eingehen, daß diese Dinge 

in unentwickelten Ländern noch anders sind. Aber 
auf alle Fälle ist es so, daß wir die Faktoren, die 
einen zusätzlichen Verbrauch von Lebensmitteln 
bewirken, in der Landwirtschaft nicht in der Hand 
haben: einmal die Bevölkerungsvermehrung und 
zum andern den steigenden Lebensstandard. Die 
Bevölkerungsvermehrung ist, mindestens in  Europa, 

 abgeschlossen, und was den steigenden Lebensstan-
dard betrifft, so wendet sich der größte Teil des 
Mehreinkommens nicht dem zusätzlichen Verbrauch 
der von uns erzeugten Nahrungsgüter zu, sondern 
eben anderen Dingen. Auch der Reiche kann 
schließlich nicht sehr viel mehr essen als der Arme. 

Damit bleibt der Landwirtschaft nach Ansicht 
dieser Theoretiker nur eine Möglichkeit übrig, 
nämlich aus den kleinbäuerlichen Familienbetrie-
ben die überzähligen Arbeitskräfte abzustoßen, 
damit sie in die Industrie abwandern. Darüber 
hinaus soll sie ihre Betriebe auf das äußerste 
weiter rationalisieren und ihre Betriebsorganisa-
tion verbessern, um die dadurch zusätzlich ent-
behrlich werdenden Arbeitskräfte ebenfalls in die 
Industrie abzugeben. Bei diesem Umschichtungs-
prozeß — so sagen unsere wirtschaftspolitischen Geg-
ner — soll der Staat behilflich sein. Durchaus in 
Ordnung! Zinsverbilligung, Steuererleichterung 
und dergleichen Dinge — alles zugestanden! Damit 
die Landwirtschaft aber in den Stand versetzt 
wird, sich die technischen Fortschritte und die noch 
vorhandenen Rationalisierungsmöglichkeiten voll 
nutzbar zu machen, soll der Staat vor allen Dingen 
das Ausbildungs- und das Beratungswesen mehr 
als bisher fördern. Schließlich müsse man dafür 
Sorge tragen, daß die zu kleinen Betriebe, die eine 
bäuerliche Familie nicht voll ernähren können, 
aufgestockt werden und daß die Flurzersplitterung 
beseitigt wird. Wenn dies alles aber geschehen sein 
werde, so meint man, dann habe der Staat von sich 
aus das Seine getan, und ein Landwirtschaftsge-
setz erübrige sich völlig. Darüber hinaus seien 
dann auch die Marktgesetze, die Einfuhrbeschrän-
kungen und dergleichen Dinge unnötig. Man sollte, 
so sagen diese Theoretiker, die deutsche Landwirt-
schaft, damit sie sich dann schnell selber umstelle, 
in das eiskalte Wasser einer internationalen Kon-
kurrenz hineinwerfen. 

Meine Damen und Herren, damit würde der 
Landwirtschaft ein trübes Schicksal bevorstehen, 
und man wird verstehen, daß sie sich nicht ohne 
weiteres mit diesen Dingen abfinden will und im 
Interesse der gesamten Volkswirtschaft auch nicht 
abfinden kann. Wenn wir einmal unterstellen, die 
Theorie von dem naturnotwendigen Zurückbleiben 
der Landwirtschaft hinter der gewerblichen Wirt-
schaft wäre richtig, die sogenannte Unterbewertung 
der Landarbeit wäre eine unabwendbare Erschei-
nung und es gäbe keinen anderen Ausweg als die 
vorerwähnten Maßnahmen — haben sich die Ver-
fechter dieser Theorie denn auch schon einmal die 
daraus resultierende Konsequenz überlegt? Immer-
hin sind bis heute noch 6 Millionen Menschen in 
der Landwirtschaft tätig. Wo sollen die dann hin? 
Sie müssen sich eine neue Existenzgrundlage 
suchen. Glaubt man, daß ein solcher Prozeß ohne 
schwere soziale Erschütterung vor sich gehen  

würde? Was geschieht aber dann, wenn vielleicht 
eines schönen Tages — wir hoffen allesamt, daß 
es nicht eintritt — die riesige Vorwärtsentwicklung 
der gewerblichen Wirtschaft eine Stockung erlei-
det? Wohin dann mit diesen Menschen? Hält man 
einen Konjunkturrückgang überhaupt für völlig 
ausgeschlossen? Ich will keinen an die Wand malen; 
ich darf aber doch als Schwabe darauf hinweisen, 
wie glücklich die Menschen in meiner Heimat in 
den Jahren der Krise vor dem zweiten Weltkrieg 
waren, 1929 bis 1933, daß sie, auch wenn sie Indu-
striearbeiter waren, der Landwirtschaft noch ver-
haftet waren. Sollen diese Relationen heute zer-
stört werden? Sieht man die wirklichen Werte 
denn nicht mehr? Mir scheint, daß unsere guten 
Ratgeber sich darüber noch keine Gedanken ge-
macht haben. 

Allerdings taucht auch noch eine andere Frage 
auf: Hat der Staat überhaupt ein Interesse an einer 
möglichst großen Zahl von klein- und mittelbäuer-
lichen Betrieben und damit von selbständigen 
Existenzen? Wir klagen doch so viel, die moderne 
Entwicklung der Technik führte dazu, daß die 
Menschen entpersönlicht und vermaßt werden. Und 
da will man nun auf Grund von kühlen wissen-
schaftlichen Argumenten einen Großteil der heute 
mit dem Boden verwurzelten Menschen dazu ver-
urteilen, nun auch ihrerseits in der großen Masse 
zu verschwinden?! Nein, meine Damen und Her-
ren, da stimmt etwas nicht. Es ist ein Widersinn, 
wenn auf der einen Seite begrüßenswerterweise 
zahlreiche Menschen zu einem eigenen Besitz 
kommen — ich erinnere an den Sozialen Woh-
nungsbau, an den privaten Eigenbesitz, den die 
Betreffenden durch diese Eigenheime erlangen — 
und auf der anderen Seite Bestehendes gefährdet 
würde. 

Manche sind der Auffassung, dieses Landwirt-
schaftsgesetz sei nur ein Großbauerngesetz, es be-
rücksichtige nicht die Belange der kleinen Land-
wirtschaft. — Nein, meine Damen und Herren, es 
heißt ausdrücklich in § 2 dieses Gesetzes, daß die 
Erhebungen sich auf alle Sparten der Landwirt-
schaft erstrecken sollen nach Betriebsgrößen, Be-
triebstypen, Betriebssystemen und Wirtschaftsge-
bieten. Ich denke hier vor allen Dingen an die 
große Masse aller jener Betriebe, die bisher auf 
kleinstem Besitz eine Familie — wenn auch kärg-
lich — ernähren konnten. Alle jene, die Spezial-
kulturen betreiben,  etwa im Obst-, Gemüse- und 
Weinbau, die wären dann alle nicht mehr, wenn 
wir diesen Theorien huldigten. 

Man hat errechnet, daß idle  technische Ausrü-
stung, die nachzuholen 'isst, etwa einen Be-
trag von 30 Milliarden DM beansprucht. Wie sollen 
die  Mittel  dann aufgebracht werden neben den 
sonstigen Ausgaben für Flurbereinigung und was-
serwirtschaftliche, landeskulturelle Maßnahmen, 
Verbesserung der Agrarstruktur usw.?! Sicherlich 
muß die Landwirtschaft weiter rationalisieren. und 
sicher wird der seit Jahren im Gang  befindliche 
Prozeß noch einige Zeit weitergehen, ,daß wir mit 
einem gewissen Rückgang des Anteils der  land-
wirtschaftlichen Bevölkerung rechnen müssen. 
Aber das kann sich doch nur ganz langsam und 
im Einklang mit der Gesamtentwicklung vollzie-
hen. 
Ebenso steht es  mit  den Maßnahmen der Agrar-

struktur. Herr Bundesminister, wir sind Ihnen sehr 
dankbar, daß d as eines Ihrer Steckenpferde ist und 
Sie klar 'erkannt haben, daß diesen Dingen ein 
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ganz besonderes Augenmerk zugewendet werden 
muß. Aber man wird eine im Laufe von Jahrhun-
derten gewordene Entwicklung nicht in kürzester 
Zeit grundlegend ändern können. Auf diese Weise 
allein können die gegenwärtigen Nöte  der Land-
wirtschaft nicht beiseitigt wenden. Man sagt uns 
immer, es seien nur Maßnahmen im Hinblick auf 
die strukturellen und sozialen Belange notwendig; 
im übrigen werde sich das Wirtschaftliche von sel-
ber erledigen. Nein, das ,Gegenteil ist der Fall. Die 
Frage, ob die Rationalisierung der  bäuerlichen Ar-
beit überhaupt auf die Dauer zu einer Beinertrags-
steigerung führt, ist heute noch sehr umstritten, 
auch in wissenschaftlichen Kreisen. Ich könnte hier 
eine Reihe von Professoren anführen, die mit aller 
Deutlichkeit gesagt haben, ,wie (die Mechanisierung 
in der Landwirtschaft unter Umständen sogar zu 
einer Erhöhung der Aufwendungen führt und da-
mit zu einer Verkleinerung des Reinertrags. Zwar 
können da und dort Menschen gespart werden, 
aber durch die gleichzeitige Lohnerhöhung wird 
bei steigendem Umsatz eben durch die erhöhten 
Aufwendungen die Rente verzehrt. 

Ich habe nicht die Absicht, nun lange auf be-
triebsiwirtschaftl ich e Einzelfragen hier einzugehen. 
Aber es kann doch wohl festgestellt werden, daß 
viele ,mechanisierte Betriebe beispielsweise bei den 
in der jüngsten Zeit fallenden Schweinepreisen 
die Mast nicht einschränken konnten, nur um die 
fixen Kosten aufzubringen, die ihnen diese Mecha-
nisierung ihres Betriebes und damit die Maschi-
nenhaltung auferlegt haben. 

Professor Preuschen beispielsweise hat errechnet, 
daß ein Familienbetrieb von 10 ha,  wenn er voll 
mechanisiert ist, besten falls  700 Arbeitsstunden 
im Jahr einsparen kann. Das ist noch nicht einmal 
 ein Drittel einer Arbeitskraft. Wenn Sie daran den-
ken, daß der  in der  Familie mitarbeitende Mensch 
60 bis 70 Pf. in der Stunde bisher bekommen hat, 
dann kommen Sie bestenfalls auf eine Einsparung 
von 400 oder 500 Mark. Meine Damen und Herren! 
Das sind nicht einmal die Zinskosten für die An-
schaffung eines Schleppers, geschweige denn für 
die Anschaffung der Geräte oder für die Amorti-
sierung oder etwa die Reparaturen. Man sieht also, 
daß diese Vollmechanisierung, die man in der 
Landwirtschaft allein ,Heil predigt, immerhin 
doch sehr problematisch ist und daß man  an  Löh-
nen hier weniger einsparen kann, als die zusätz-
lichen Kosten betragen. Dabei darf ich noch dar-
auf hinweisen, daß im Gesetz der Begriff „ord-
nungsgemäß geführter Betrieb" im Vordergrund 
steht und daß die über ausreichende Produktions-
quellen verfügenden Betriebe keineswegs imstande 
sind, bei ,den heutigen Verhältnissen ihren Betrieb 
lohnend zu gestalten. 
Leider sind diese Gründe der Allgemeinheit 

kaum ins Bewußtsein eingegangen. Deshalb muß 
ich ganz kurz auch darauf noch eingehen: Der 
hauptsächliche Produktionsfaktor in der Landwirt-
schaft ist nicht, wie in der gewerblichen Wirtschaft, 
die Maschine, sondern der Grund und Boden, und 
Gegenstand der Erzeugung sind hier nicht tote Ge-
genstände, sondern lebendige und daher unabän-
derliche Faktoren. 
Die Entwicklungsgesetze, die damit zusammen-

hängen, bestimmen den Ablauf des landwirtschaft-
lichen Betriebes. Hieraus ergeben sich aber auch 
Folgen für die Stellung der Landwirtschaft in der 
Marktwirtschaftsordnung. Der Landwirt kann seine 
Erzeugung weder dem Zeitpunkt, noch der Art,  

noch dem Umfang nach den jeweiligen Marktbe-
dürfnissen anpassen, sondern all dies schreibt ihm 
allein die Natur vor und die Beschaffenheit seines 
Grunds und  Bodens. Produktionsumstellungen 
dauern unter Umständen Jahre. Der Landwirt 
kann seine Erzeugung auch nicht, oder jedenfalls 
nur beschränkt, in  Vorrat nehmen. Im großen unid 
ganzen muß er sie auf den Markt bringen, wenn 
gleichzeitig alle seine anderen Berufsgenossen ihre 
Produkte auf den Markt bringen, nämlich zum Zeit-
punkt der Reife. Die Zeiten ides  Überangebots 
wechseln ständig mit denen eines geringen Ange-
bots ab,  und die Nachfrage ist im großen und gan-
zen gleichbleibend. Die Industrie aber kann laufend 
produzieren und kann sich der schwankenden Kon-
junktur mehr oder weniger anpassen. Eine Un-
sicherheit in der Landwirtschaft ist daher die Folge. 
Der gewerbliche Erzeuger orientiert sich zuerst auf 
dem Markt darüber, ob und  was  er 'absetzen kann, 
und dann kalkuliert und produziert er. In der 
Landwirtschaft ist genau das Gegenteil der Fall. 
Sie kann diese Orientierungspläne nicht in An-
spruch nehmen. Ich will in diesem Zusammenhang 
nicht von den zusätzlichen Risiken reden. Ich 
glaube, Sie alle stehen noch unter dem Eindruck 
der verheerenden Witterung des abgelaufenen 
Jahres. Dazu kommen die  Viehseuchen und der 
Schädlingsbefall, womit eben die  gewerbliche Wirt-
schaft nie zu rechnen hat. 
Das alles sind die Faktoren, die der Landwirt-

schaft nicht die Chance geben, günstige Konjunk-
turen auf dem Markte auszunützen. Deswegen sind 
auch — und das kommt dazu — die landwirt-
schaftlichen Preise zum großen Teil noch politische 
Preise. Sie müssen der Kaufkraft der großen Masse 
angepaßt sein. Das sind die naturbedingten und 
wirtschaftlichen Nachteile, die die Landwirtschaft 
von sich aus nicht korrigieren kann. Deshalb bringt 
der Gesetzgeber dankenswerterweise in § 1 un-
mißverständlich zum Ausdruck, daß diese natur-
gegebenen und die wirtschaftsbedingten Nachteile 
ausgeglichen werden sollen. Er macht es allen 
verantwortlichen Organen, Bundesregierung, Bun-
desrat und dem Bundestag, zur Pflicht, dafür zu 
sorgen, weil die Landwirtschaft das eben nicht aus 
eigener Kraft leisten kann. 
Wir stehen auf dem Standpunkt, daß aus dem 

Wesen des Staates, der für das Wohl der Gesamt-
heit seiner Mitglieder zu sorgen hat, die Pflicht 
entspringt, daß er durch die Schaffung einer Ord-
nung für einen gerechten Ausgleich der Gesamt-
interessen zu sorgen hat und daß die Interessen 
der einzelnen Gruppen denen der Gesamtheit an-
zupassen sind. Diese allgemeine Förderungspflicht 
wollen wir auch als eine Verpflichtung ansehen. 
Ist also richtig, daß die Landwirtschaft unter den 
geschilderten Verhältnissen, unter den natur-
bedingten und wirtschaftlichen Nachteilen leidet, 
so ergibt sich von selbst diese Verpflichtung. Da-
mit wird kein Sonderrecht für die Landwirtschaft 
geschaffen; das möchte ich hier mit aller Deutlich-
keit erklären, da es immer wieder Leute gibt, die 
sagen: Wir haben ein Grundgesetz; warum ein be-
sonderes für die Landwirtschaft? 

Aber nun ein anderer Einwand. Man sagt, das 
rühre an die Grundlagen der Wirtschaftsordnung, 
der Marktwirtschaft. Wenn ein Gesetz auf Grund 
eines Ertrags-Aufwands-Vergleichs ein Preisniveau 
sichern soll, das die Erzeugungskosten einschließ-
lich eines angemessenen Lohnes decken würde, so 
wäre das, wie der Wissenschaftliche Beirat des 
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Bundeswirtschaftsministeriums erklärt hat, eine 
ungerechtfertigte Einkommensübertragung auf die 
Landwirtschaft. Es würde der Landwirtschaft den 
Anreiz nehmen, durch eigene Bemühungen ihre 
Kosten zu senken. Es war ja ein geflügeltes Wort: 
Wir wollten mit diesem Gesetz den Fußkranken 
helfen und würden dadurch Faulheit und Dumm-
heit in der Landwirtschaft auf die Dauer konser-
vieren. Die Realkaufkraft der gewerblichen und 
industriellen Löhne würde geschwächt, und es käme 
zu Lohnkämpfen, mit anderen Worten — was be-
reits heute hier gesagt wurde —, die Lohn-Preis-
Spirale würde angedreht. Eine solche Politik würde 
den kleinen Betrieben doch nichts helfen, die keine 
oder nur eine geringe Marktleistung aufzuweisen 
hätten. Schließlich aber würde das Gesetz — so 
meint man — (loch zu einer nicht absetzbaren 
Überproduktion führen. 

Ja, meine Damen und Herren, hier scheiden sich 
nun die Geister. Man kann nicht sagen, die Theorie 
der reinen Marktwirtschaft, wonach die Konkur-
renz jeden Erzeuger zwingt, zu den Grenzkosten 
zu produzieren, decke sich mit den Realitäten des 
wirklichen Lebens. Das ist nicht wahr, denn die 
gewerbliche Wirtschaft produziert ja nicht zu den 
Grenzkosten. Man kann auch nicht sagen, das Ein-
kommen richte sich bei ihr nach dem Grade der 
Arbeitsproduktivität. Die Wirklichkeit sieht ganz 
anders aus. Der Wissenschaftliche Beirat des Bun-
deswirtschaftsministeriums sagt in seinem vorhin 
erwähnten Gutachten wörtlich, daß zahlreiche sach-
liche Betriebsmittel der Landwirtschaft in mono-
polistisch orientierten Betriebszweigen hergestellt 
werden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das ist vollkommen richtig und damit eine Ursache 
der sogenannten Preisschere zuungunsten der 
Landwirtschaft. 

Das gilt aber nicht nur für den Lieferanten der 
Betriebsmittel. In großen Teilen der gewerblichen 
Wirtschaft werden die Preise von marktbeherr-
schenden Unternehmen künstlich manipuliert und 
mehr oder weniger über den Grenzkosten gehalten. 
Das entspricht nun einmal der menschlichen Ein-
stellung und ist begreiflich. Daran wird auch das 
Bundeswirtschaftsministerium durch das kom-
mende Kartellgesetz vermutlich nicht viel ändern 
können. Es ist eine Utopie, daß man die Inhaber 
zusammengeballter wirtschaftlicher Macht dazu 
zwingen kann, sich so zu verhalten, als wenn sie 
unter den Bedingungen der vollkommenen Kon-
kurrenz arbeiteten. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Was werden sie tun? Sie werden in den Unter-
grund gehen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

In der Landwirtschaft sind marktbeherrschende 
Unternehmen eine begriffliche Unmöglichkeit, und 
auch die Kartellbildung scheitert bei ihr daran, daß 
Preismanipulationen durch eine unmittelbare Re-
gulierung der Erzeugung nicht möglich sind. Die 
gewerbliche Wirtschaft drosselt ihre Erzeugung, 
wenn ein Überangebot besteht. Die Landwirtschaft 
tut das Gegenteil. Sie steigert ihre Erzeugung — 
siehe Schweine — und drückt die Preise dadurch 
um so mehr. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ein Musterbeispiel, daß diese Dinge graue 
Theorie sind, ist doch vor allen Dingen das Kapitel  

der Kohlewirtschaft. Nach den Feststellungen des 
Deutschen Industrieinstituts beträgt die Arbeits-
produktivität in der deutschen Steinkohlewirt-
schaft gegenüber dem Jahre 1938 heute 76,4 %, 
nach einer anderen Auslegung in der letzten Num-
mer der Veröffentlichungen des gewerkschaftlichen 
wissenschaftlichen Instituts sogar nur 70,2 %. Diese 
Dinge hängen zugestandenermaßen und ohne Zwei-
fel mit dem Gesamtcharakter dieses Zweiges der 
Urproduktion zusammen. Aber man kann doch 
nicht leugnen, daß es sich hier wie dort um eine 
Urproduktion handelt 

(Sehr richtig! rechts) 

und daß die Dinge bei Kohle in mancher Beziehung 
denen in der Landwirtschaft ähnlich sind. Im 
März 1955 stand der Index trotz dieser geringen 
Arbeitsproduktivität bei der Kohle bereits auf 324. 
Seither hat die Bundesregierung sich nicht gehin-
dert gesehen, kürzlich sowohl der Erhöhung der 
Bergarbeiterlöhne wie auch der Erhöhung der 
Kohlenpreise zuzustimmen, ohne daß vorher unter-
sucht worden wäre, wie hoch die Arbeitsproduk-
tivität ist. Man muß sich doch wirklich fragen, war-
um man dann bei der Landwirtschaft einen Ver-
gleich macht und ihr das vorenthält, was man den 
anderen zuzugestehen ohne weiteres bereit ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dreht es sich denn hier um etwas anderes, als 
um diese klare Einkommensübertragung? Bei uns 
bezeichnet man sie als völligen volkswirtschaft-
lichen Nonsens. Dort hat der Staat solche Preis-
beeinflussungen geduldet und ihnen zugestimmt; 
bei uns bezeichnet er sie als ungerechtfertigt. Ich 
will es nicht vergröbern; ich könnte noch eine ganze 
Reihe von anderen Dingen anführen. Wenn die 
kommunale Wirtschaft beispielsweise infolge der 
Kohlenpreiserhöhung ihre Gaspreise erhöht, ist das 
eine Selbstverständlichkeit, oder wenn die Bundes-
post, weil sich ihre Kosten erhöht haben, einfach 
der Volkswirtschaft zumutet, höhere Tarife auf 
sich zu nehmen, wird das gebilligt und als volks-
wirtschaftliche Notwendigkeit angesehen. Nein, 
meine Damen und Herren, auf Grund solcher un-
richtiger, in jedem Falle aber weltfremder Ab-
straktionen, wenn sie auch noch so geistvoll aus-
gedacht sind, läßt sich die Landwirtschaft nicht zur 
Rolle des Aschenbrödels der Volkswirtschaft ver-
urteilen. Wenn uns nachgewiesen wird, daß in allen 
Wirtschaftszweigen wirklich zu den Grenzkosten 
verkauft wird und die Rendite und die Entlohnung 
ihrer Beschäftigten sich nach dem Grad ihrer 
Arbeitsproduktivität richtet, dann können wir uns 
über diese Theorie eines schönen Tages ohne wei-
teres unterhalten. 

Selbst dann aber würde noch die Eigengesetzlich-
keit der Landwirtschaft, eben bedingt durch ihre 
natürlichen und wirtschaftlichen Nachteile, weiter-
hin bestehenbleiben, und diese Nachteile werden, 
auch wenn das eintreten würde, was ich vorhin in 
punkto Arbeitsproduktivität gesagt habe, weiterhin 
das Gesetz rechtfertigen, das Ihnen heute vorliegt. 

Ich will zum Schluß kommen, um die Debatte 
nicht allzusehr zu verlängern. Entscheidend wird 
sein, in welchem Geist die zur Durchführung be-
rufenen Organe das Gesetz anzuwenden verstehen. 

(Sehr gut! rechts.) 
Die deutsche Landwirtschaft wird hierauf ihr be-
sonderes Augenmerk richten. 

(Zustimmung rechts.) 
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Sie wird, wenn die in dem Gesetz vorgesehenen 
Berichte der Bundesregierung zusammen mit dem 
Bericht des Beirats dem Bundes tag  und dem Bun-
desrat zugehen — ich lege entscheidenden Wert 
darauf, daß das nicht in einem Konklave geschieht 
und dann dem Bundestag nicht bekannt wird —, 
durch ihre berufenen Vertreter ihre Vorschläge 
machen. Wir dürfen hoffen, daß die Feststellungen 
des Herrn Bundesernährungsministers, die dem 
Bericht der Bundesregierung zugrunde liegen, es 
leichter als bisher machen, zu gemeinsamen, der 
Landwirtschaft dienenden Entschlüssen über die 
Agrarpolitik zu kommen. Diesen Berichten messen 
wir eine besondere Bedeutung zu, aber nur — ich 
wiederhole das —, wenn daraufhin auch seitens der 
zuständigen Organe des Staates wirklich das getan 
wird, was sich nach dem Bericht als notwendig 
erweist, um, wie es im § 1 heißt, „der Landwirt-
schaft die Teilnahme an der fortschreitenden Ent-
wicklung der deutschen Volkswirtschaft zu sichern". 
Noch ein letztes Wort an unsere Kritiker wegen 

der Gefahr der Inflation. Meine Damen und her-
ren, dieses Gesetz hat keine inflatorischen Folgen. 
Das hatten sehr viel mehr andere Manipulationen, 
die während des letzten Jahres nicht verhindert 
werden konnten. Man hat nun der Landwirtschaft 
dauernd vorgeworfen, sie drehe an der Lohn-Preis

-

Spirale. Andere haben dauernd an der Lohn-Preis

-

Spirale gedreht. Wir haben auf Preissenkung ver-
geblich gewartet. Die letzte und eigentliche Recht-
fertigung für das Gesetz ist doch in der Tatsache 
begründet, daß auch die ordnungsmäßig wirtschaf-
tenden Betriebe bis heute benachteiligt sind. Wenn 
die berufenen staatlichen Organe ihre agrarpoliti-
schen Maßnahmen auf den Ausgleich dieser Nach-
teile der Landwirtschaft richten, also, wie man ge- 
sagt hat, die gleichen Startbedingungen schaffen, 
so kann überhaupt keine Inflationsgefahr entste-
hen. Man hat, wie ich Ihnen vorhin ausgeführt 
habe, diese Einkommensübertragungen vom Staat 
her gebilligt, und man setzt sie fort, ohne daß des-
halb die Währung gefährdet wird. Wenn dieses 
sogenannte Paritätsgesetz eine so gefährliche An-
gelegenheit wäre, dann ist es nicht recht verständ-
lich warum andere Länder. die ebenfalls auf dem 
Boden der Marktwirtschaft stehen, ähnliche Ge-
setze erlassen haben. Ich denke hier, verzeihen Sie 
es, an die meiner unmittelbaren Heimat benach-
barte Schweiz. Es wird doch niemand sagen, daß 
die Schweiz nicht marktwirtschaftlich denkt und 
daß sie nicht ein Hort liberaler Auffassungen wäre. 
In Artikel 29 des schweizerischen Landwirtschafts-
gesetzes steht folgendes — ich darf das mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten verlesen — : 

. . . die im Rahmen dieses Gesetzes vorgesehe-
nen Maßnahmen so anzuwenden, daß für die 
einheimischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
guter Qualität Preise erzielt werden können, 
die die mittleren Produktionskosten rationell 
geführter und zu normalen Bedingungen 
übernommener landwirtschaftlicher Betriebe 
decken. 

Etwas anderes wollen wir nicht, und es wird doch 
niemand behaupten, daß die Schweiz deswegen 
Gefahr läuft, ihre nach dem Dollar härteste Wäh

-

rung der Welt dadurch zu gefährden. Bei uns also 
keinerlei Gefahr deswegen! 

Ich will nun nicht näher auf die schwedischen 
und amerikanischen Gesetze eingehen. Sie haben 
recht, Herr Professor Baade, in diesen beiden Län-

dern werden auf Staatskosten immense Summen 
—wir haben ganz genaue Vorstellungen darüber—
zugunsten der Landwirtschaft ausgegeben. Wir 
haben andere Verhältnisse, wir werden das in dem 
Umfange nicht machen können. Immerhin ist es 
interessant genug, daß man in Schweden und Eng-
land diesen Maßnahmen des Staates zum Schutz 
der Landwirtschaft vorbehaltlos zugestimmt hat. 
Die Diskussion darüber, ob nun Preisindex oder 

Aufwands-Ertrags-Parität, hat sich beruhigt, weil 
man der Auffassung ist, daß man beide heran-
ziehen muß, daß man vor allen Dingen in der 
Übergangszeit, solange keine exakten Grundlagen 
für Ertrag und Aufwand vorliegen, auf die Preis-
indexgleiche auf keinen Fall verzichten kann. Sonst 
könnte man ja alle Beamten, die diese Dinge sta-
tistisch nachweisen, zum Teufel jagen. Man könnte 
Millionen sparen, wenn das keinen Wert hätte. 
Aber man war auch auf seiten derer, die die Preis-
indexparität zunächst allein verteidigen wollten, 
nie anderer Auffassung, als daß das nur Grund-
lagen sein sollen. Auch bei diesen Verfechtern der 
Preisindextheorie hat man nicht an einen Automa-
tismus auf Heller und Pfennig gedacht. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß darf ich 

(Abg. Frehsee: Wie oft noch?) 

— endgültiger Schluß, Herr Frehsee! — 

(Abg. Kriedemann: Wir glauben nichts mehr!) 

einige Worte des Dankes für die Aufgeschlossen-
heit sagen, die sich in der letzten Zeit doch bei 
einer Reihe von Gremien angebahnt hat — ich 
will niemanden hervorheben —: ob das die Regie-
rung ist, die ihre Anschauungen zugunsten der 
Landwirtschaft vielleicht in einem stärkeren Maße 
korrigiert hat, als es früher der Fall war, ob es 
draußen Gremien sind, ob es die Industrie ist, die 
Kreise des Mittelstandes oder auch die Arbeiter-
schaft, sie alle neigen heute doch in wachsendem 
Maße diesen Auffassungen zu. 

Auch wir wissen, daß mit diesem Gesetz nicht 
alles geregelt werden kann und daß sich aus den 
Folgerungen aus diesem Gesetz eine Reihe von 
anderen Maßnahmen ergeben werden. 

Ich glaube, zum Schluß sagen zu können 

(Zuruf von der SPD: Zum siebenten Male 
„zum Schluß"!) 

— zum endgültigen Schluß, wenn Ihnen das besser 
paßt —, daß die Landwirtschaft ihrerseits ein Ge-
setz gewünscht hätte, das ihren Auffassungen noch 
mehr gerecht geworden wäre. Ich betone, daß die 
Formulierungen des Gesetzes eben ein Kompromiß 
sind, und es wäre wünschenswert gewesen, wenn 
in manchen Paragraphen die Dinge noch eindeuti-
ger dargestellt worden wären. Ich habe aber die 
Hoffnung, daß daraus etwas Brauchbares gemacht 
werden kann. Wenn sich das nicht erweisen sollte, 
dann glaube ich, daß der Bundestag auch so viel 
Verständnis hat—  wenn es notwendig sein sollte—, 
daß man später — wenn wirklich die Dinge nicht 
so ausgelegt werden, wie wir es uns vorstellen — 
wie bei ledern anderen Gesetz auch noch Änderun-
gen vornehmen kann. 
Aber es kann gesagt werden, daß die aus diesem 

Gesetz für die Landwirtschaft entstehenden Vor-
teie nicht größer sein werden als für die gesamte 
übrige Volkswirtschaft, 

(Sehr gut! in der Mitte) 
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auch für die gewerbliche Produktion, der wahr-
scheinlich ein landwirtschaftlicher Absatzmarkt 
genau so wertvoll ist — sein muß! — wie einer am 
Amazonenstrom oder in Hinterindien. Er ist sicher 
und dient schließlich auch der eigenen Volkswirt-
schaft. Darum haben die gewerbliche Wirtschaft 
und auch der Arbeiter, der sein Brot in der ge-
werblichen Wirtschaft verdient, ein Interesse daran. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, dem Ge-
setz Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Das 
Wort hat der Abgeordnete Mauk. 

Mauk (FDP): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mir wird schon die Zeit zugerufen: eine 
halbe Stunde hätte ich Zeit. Ich will sehen, ob ich 
mit noch weniger auskomme. 

(Beifall.) 

Zur Geschichte dieses Gesetzes, zur derzeitigen 
Lage der deutschen Landwirtschaft und auch zu 
den Gründen, die dieses Gesetz überhaupt notwen-
dig machen, ist schon so viel, teils in der Vergan-
genheit, teils heute, gesprochen worden, daß ich 
mir einiges schenken kann. Ich will deshalb Ihrem 
Wunsch gerne nachkommen. Trotzdem muß auch 
ich wie unser Kollege Bauknecht sagen: bei der 
Bedeutung dieses Gesetzes muß man eben einige 

Dinge anschneiden. 
(Unruhe bei der SPD.) 

— Beruhigen Sie sich! Ich bin schon an der dritter 
1) Seite meines Konzepts. 

(Heiterkeit und Beifall. — Abg. Dr. Orth:  
Wie viele Seiten Sie haben, müssen Sie 
uns gestehen! Dann können wir es uns 

ausrechnen!) 

— Wenn Sie mich dauernd unterbrechen, dann, 
muß ich darauf antworten, dauert es noch länger. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen uns nicht allzulange mehr darüber zu 
unterhalten, wie wir in die heutige Lage gekom-
men sind. Das habe ich bereits ausgeführt. Wir 
müssen uns aber doch noch einmal dagegen weh-
ren, daß man der Landwirtschaft immer wieder 
unverständlicherweise vorwirft, sie sei durch einen 
Leistungsrückstand in die heutige Lage gekommen. 
Zu diesem Thema muß ich ganz kurz noch Ausfüh-
rungen machen. Das ist etwas, was einfach nicht 
stimmt, was jeder Grundlage entbehrt. Wir sind in 
der Lage, Ihnen das zu beweisen. 

Wenn Sie die volkswirtschaftliche Statistik an-
sehen, werden Sie feststellen müssen, daß die 
Landwirtschaft heute um 25 % billiger produziert 
als die gewerbliche Wirtschaft im Ablauf der letz-
ten 50 Jahre. Das entspricht nicht dem Gesetz der 
klassischen Nationalökonomie. Von Smith wurde 
gelehrt, daß entsprechend dem Gesetz vom abneh-
menden Ertragszuwachs die Agrarpreise relativ 
steigen und die Industriepreise entsprechend dem 
Gesetz der Kostendegression bei steigender Pro-
duktion und bei verringertem Stückpreis relativ 
fallen müssen. Leider ist die Entwicklung umge-
kehrt verlaufen. Trotzdem ist — wir können dies 
beweisen — die Landwirtschaft in ihrer Produk-
tivität tatsächlich nicht nur nicht zurückgeblieben,  

sondern trotz aller Handicaps, die sie hatte, mit

-

gekommen und sogar noch vorausmarschiert. 

Ich könnte Vergleiche zwischen der deutschen 
Landwirtschaft und der der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika anführen, die uns immer wieder 
vorgehalten werden. Ich will mir auch diese jetzt 
wegen des Zeitmangels schenken. Ich behalte mir 
jedoch vor, einige Dinge zu Protokoll zu geben. 

Eines möchte ich noch erwähnen. Das Problem 
der Disparität ist nicht nur ein Problem der Bun-
desrepublik Deutschland. Darauf wurde bereits 
hingewiesen. Es ist beinahe ein Weltproblem; es 
ist ein Problem, welches sämtliche Industriestaaten 
der Welt heute irgendwie berührt. 

Gerade damit, daß die meisten Staaten diese 
Maßnahmen bereits in Angriff genommen haben, 
wird uns bewiesen, daß es sich, auf die Dauer ge-
sehen, kein Volk ungestraft leisten kann, die Nah-
rungsmittelproduktion zu vernachlässigen und da-
mit die Existenz seiner Landwirtschaft zu gefähr-
den. Bei der Beratung dieses Gesetzes müssen wir 
uns darüber klar sein, daß die Nahrung immer noch 
die Grundlage ist und wichtiger ist als alle Genuß-
mittel und als jeder Luxus. Wir wissen, daß das 
Dilemma, in welchem sich die deutsche Landwirt-
schaft befindet, mit diesem Gesetz noch lange nicht 
behoben sein wird. Es werden einige andere Dinge, 
und zwar in aller Bälde, auf uns zukommen. 

Das Strukturproblem — es wurde bereits an-
gesprochen — kann in diesem Gesetz nicht gelöst 
werden. Die sozialen Probleme sind heute und 
schon früher angesprochen worden; auch sie können 
in diesem Gesetz nicht gelöst werden. Auch sie 
werden noch besonders auf uns zukommen. Auch 
darauf möchte ich jetzt nicht länger eingehen, son

- dern das nur andeuten. Ich glaube auch, daß wir 
uns in Ausführung dieses Gesetzes, in Einhaltung 
der der Regierung und uns selbst gegebenen Auf-
lagen noch öfter über diese Dinge werden unter-
halten müssen. 

Es wurde heute schon von der Investitionshilfe 
für die gewerbliche Wirtschaft gesprochen. Ich 
glaube, dort ist das Ziel heute erreicht. Ich möchte 
nur andeuten, daß es vielleicht notwendig wird, 
über ein Investitionshilfegesetz für die deutsche 
Landwirtschaft in aller Bälde in diesem Raum zu 
sprechen. 
Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

ganz kurz zu dem vorliegenden Gesetzentwurf 
selbst. Der Unterausschuß, dem ich anzugehören 
die Ehre hatte, hat sich Unterausschuß „Paritäts-
gesetze" genannt. Ich weiß, wie wir zu den heuti-
gen Formulierungen gekommen sind. Jedenfalls 
möchte ich der Ordnung halber feststellen, daß das 
Wort „Parität" in den Formulierungen und in den 
weiteren Verhandlungen möglichst und auch 
krampfhaft vermieden worden ist und jetzt kaum 
noch zu finden ist. Es wurde bereits gesagt, daß 
die Gesetzesverpflichtung bei weitem nicht so deut-
lich ausgedrückt werden konnte, wie wir es uns 
vorgestellt hatten. Sie wissen, daß Verfassungs-
rechtler ihre Bedenken hatten. Ich bin nach wie 
vor der Meinung, daß es in § 1 hätte heißen sollen 
„Die Bundesregierung hat . . ." und nicht „Die 
Bundesregierung ist verpflichtet . . .". Aber es 
wurde uns gesagt, das Wörtchen „ist" sei letzten 
Endes genau so verpflichtend, ohne daß man da-
durch in Konflikt mit der Verfassung käme, und 
wir würden eines schönen Tages, falls dem nicht so 
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sein sollte, eben an das, was uns im Unterausschuß 
von den Rechtsgelehrten gesagt worden ist, erin-
nern müssen. 

(Zuruf von der Mitte: Das war aber sehr 
weit hergeholt! — Abg. Lücke: Darum 

geht es nicht!) 

Im Hinblick darauf, wie das Gesetz letzten Endes 
ausgefallen ist, sind mir einige Äußerungen, die 
im mitberatenden Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
gemacht worden sind, besonders aufgefallen. Dort 
wurde von einem Mitglied dieses Hohen Hauses 
gesagt, daß es sich bei § 1 dieses Gesetzes — ich 
habe ja schon auf die zu schwache Verpflichtung 
hingewiesen — um nichts anderes als um eine 
Präambel zu diesem Gesetz handle, die keinerlei 
gesetzliche Verpflichtung enthalte. — Bitte, das 
wurde wörtlich gesagt von einem Mitglied des 
Wirtschaftspolitischen Ausschusses. In der Sitzung 
wurde zum gesamten Gesetz auch bemerkt, daß es 
eigentlich nichts anderes sei als eine Entschließung 
des Bundestags, in Gesetzesform gekleidet, gerich-
tet an die Bundesregierung. 

(Abg. Lücke: Das ist doch Unsinn!) 

— Ja, das wurde behauptet; es ist tatsächlich so. 
Nun, wir haben später im federführenden Aus-
schuß einige Verbesserungen hineingebracht und 
glauben deshalb, daß das, was  vorher dort ausge-
führt worden ist, doch einigermiaßen überwunden 
ist, und glauben deshalb auch, daß wir dem Ge-
setz — wenn auch mit Bedenken — unsere Zu-
stimmung geben können. Dias darf ich für meine 
Freunde von  den  Freien Demokraten jedenfalls 
sagen. 
Ich glaube aber, gerade jene da und dort ge-

äußerten Worte haben eindeutig idas Ammenmär-
chen widerlegt, wir wollten einen Indexpreisauto-
matismus, der zwangsläufig eine Lohn-und-Preis-
Spirale in Bewegung setzte, an deren Ende dann 
die Inflation stehe. Ich glaube, die Ausschußbera-
tungen — das ging aus dem Bericht des Herrn 
Kollegen Lücker ja hervor — haben genügend 
Mittel aufgezeigt, mit denen man das Disparitäts-
problem  in anderer Weise als nur mit dem Mittel 
der Preispolitik beseitigen kann. Wir sind Rile  der 
Meinung, ,daß das Mittel der Preissteigerung das-
jenige ist,  das  wir erst zuallerletzt und nur im 
äußersten Notfall anwenden dürfen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

denn wir sind uns darüber klar: Preiserhöhungen 
auf unserem Sektor führen automatisch sofort zu 
Forderungen auf einer ganz anderen Seite, und 

 dann wird eine Spirale in Bewegung gesetzt. Wir 
von der Landwirtschaft aber würden immer die 
Dummen sein, weil wir immer viel, viel später 
nachkämen. 

Vorhin wurde auch von dem § 2 gesprochen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich halte 
es für notwendig, darauf noch ganz kurz einzu-
gehen. Sie wissen, daß der Antrag der Freien 
Demokraten in erster Linie darauf ausgegangen 
ist, als Mittel und  Grundlage der Feststellung der 
Disparität den Indexvergleich heranzuziehen. Nun 
ist er ja in Abs. 2 dieses Paragraphen in einer 
Weise angesprochen, die unsere Wünsche, ich 
möchte sagen, annähernd erfüllt. Trotzdem bin 
ich nach wie vor der Meinung, der Indexvergleich 
als die am schnellsten und  am wirksamsten zu 
Ergebnissen führende Prüfung hätte an erster 
Stelle genannt werden müssen, nicht an zweiter;  

er ist —das wird  die Praxis  zeigen — für die 
nächsten Jahre das Primäre, die erste Unterlage, 
die uns gegeben ist, um das Gesetz überhaupt in 
Gang zu bringen. 
Durch den Aufwands-Ertrags-Vergleich, den ja 

auch wir — das möchte ich hier ausdrücklich sagen 
— in unserem Gesetzentwurf als Kontrolle verge

-

sehen hatten, werden wir erst nach vielen Jahren 
ein brauchbares Ergebnis bekommen. Ich darf hier 
ausdrücklich sagen, daß es manchmal nicht uner-
hebliche Auseinandersetzungen gekostet hat, bis 
der Abs. 2 in der heutigen Fassung im Gesetz 
stand. Ich ,darf hinzufügen, ,daß es uns unmöglich 
wäre, dem Gesetz heute unsere Zustimmung zu 
geben, wenn dieser Absatz nicht wenigstens in  der 
jetzigen Form dastünde. 

Einige Mängel des Gesetzes — es könnten noch 
mehrere genannt werden — habe ich, glaube ich, 
aufgeführt. Trotz dieser Mängel werden wir, wie 
ich schon gesagt habe, dem Gesetz in der vorlie-
genden Fassung zustimmen. Aber nun muß ich 
wiederholen,  was  Kollege Bauknecht schon sagte; 

,nun kommt das große Aber. Der Erfolg dieses Ge-
setzes hängt entscheidend davon ab, welchen Geist 
und Willen zur Durchführung die Bundesregierung 
und insbesondere ,der zuständige Ressortminister 
aufbringen werden. Durch die Art der bisherigen 
Behandlung ist die deutsche Landwirtschaft miß-
trauisch geworden, ja, man darf sagen, teilweise 
restlos enttäuscht. Fast alles, was in der Vergan-
genheit zur Aushöhlung der Paritätsforderungen 
— das kann hier deutlich .ausgesprochen werden — 
getan wurde — ich erinnere besonders an  den 

 völlig gescheiterten Kostensenkungsplan und an 
einige andere Dinge —, hat sich fast restlos als 
Schlag ins Wasser erwiesen. Der Kollege Bau-
knecht sagte vorhin, alle für die Landwirtschaft 
notwendigen Gesetze habe der Bundestag bisher 
immer mit großer Mehrheit beschlossen. Wenn die-
ses Paritätsgesetz notwendig wurde, so muß es doch 
daran gelegen haben, daß die  Regierung nicht im-
mer die notwendigen Folgerungen gezogen hat. Es 
bleibt nur zu hoffen, daß der  Herr Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten nicht 
mehr Phantomen ähnlich dem ,der Kostensenkung 
nachjagt und dadurch die Anwendung produktiver 
Maßnahmen um Monate, ja um Jahre verzögert. Er 
kann nun mit dem Rückhalt dieses Gesetzes die 
Durchführung seines durchaus zu bejahenden Struk-
turwandlungsprogramms in Angriff nehmen und 
auch die konjunkturellen Schwierigkeiten bereini-
gen, die nach 'diesem Gesetz bereinigt werden 
sollen. 

(Abg. Lücke: Kostensenkung muß er 
welter anstreben!) 

— Kostensenkung kann angestrebt werden, aber 
ich glaube: nicht mit  den  Mitteln, die bisher ver-
sucht worden sind. Da müssen wir andere Wege 
gehen, vielleicht den, daß wir in erster Linie die 
Industrie, die uns heute mit  den notwendigen Be-
darfsartikeln beliefert, durch andere Vergünsti-
gungen in die Lage versetzen, uns günstigere 
Preise einzuräumen, etwa durch Steuermaßnah-
men; es gibt ja viele Dinge, die da in Frage kom-
men. 
Herr Bundesminister, Ihnen ist die Not der 

deutschen Landwirtschaft bekannt. Es ist Ihnen 
bekannt, wie heute insbesondere die kleinen und 
mittelgroßen Betriebe sowie einzelne Betriebs

-

gruppenwirtschaftlich zu kämpfen haben. Sie wis-
sen, Herr Bundesminister, in welch verzweifelter 
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Stimmung, ja teilweise Verbitterung dieser noch 
lange nicht schlechteste Teil unseres deutschen 
Volkes täglich vom Morgengrauen bis zum Son-
nenuntergang schuftet und seine Pflicht erfüllt. 
Lassen Sie, Herr Bundesminister, diese Menschen 
nicht länger warten! Es ist draußen bekanntgewor-
den, daß Sie  anfänglich sehr widerstrebend ,die-
sem Gesetz zugestimmt haben. Widerlegen Sie 
durch die Tat die  weit  verbreitete Meinung, daß 
Sie nur Ernährungsminister, nicht aber Landwirt-
schaftsminister seien! 

(Abg. Dr. Baade: Unerhört! Es ist der beste 
Landwirtschaftsminister, den wir seit lan

-

gem  in  Deutschlandgehabt haben! — All
-seitiger Beifall.) 

— Herr Professor Baade, ein Teil, ein nicht uner-
heblicher Teil der  landwirtschaftlichen Bevölke-
rung ist anderer Meinung. 

(Zurufe von der SPD und von  'der  Mitte.) 
Darauf, Herr Bundesminister, daß Sie nun sofort 

mit Schwung und Energie an die Verwirklichung 
dieses Gesetzes gehen und alle darin gebotenen 
Möglichkeiten ausnutzen, warten die deutsche 
Landwirtschaft und die landwirtschaftliche Bevöl-
kerung, insbesondere in den Klein- und Kleinst-
betrieben. Denken Sie daran — und das rufe ich 
der Bundesregierung zu —, daß eine soziale Markt-
wirtschaft nur dann sozial ist, wenn sie alle Glie-
der der Volkswirtschaft gleichberechtigt behandelt! 

(Abg. Lücke: Sehr richtig! Aber Ihre Rede 
war psychologisch sehr unklug!) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Das 
Wort hat der Herr Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

Dr. h.  C.  Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
ein alter Grundsatz von mir, daß ich mir von 
niemandem etwas gefallen lasse. 

(Beifall in der Mitte und bei der SPD.) 

Ich habe vor allen Dingen nicht die Absicht, mir 
ohne Widerspruch diese Anwürfe gefallen zu las-
sen, die der Herr Kollege Mauk in seiner kurzen 
Ansprache gemacht hat. Er hat erklärt, die Lage 
der Landwirtschaft scheine mir bekannt; sie sei 
so, daß sie direkte und sofortige Eingriffe notwen-
dig mache. Die deutsche Landwirtschaft warte 
darauf, daß nunmehr endlich hinsichtlich der Un-
kostensenkungen oder sonstiger produktiver Maß-
nahmen die Durchführung erfolge, damit die Lage 
verbessert würde. 

Er hat nichts davon erwähnt, daß man in diesem 
Jahre durch die Maßnahmen der Bundesregierung 
allein an Steuern und Zinsen der Landwirtschaft 
225 Millionen DM erspart hat. 

(Sehr richtig! — Hört! Hört! in der Mitte.) 
Ich hätte durch eine 10% ige Ermäßigung der Ma-
schinenbezüge und der Handelsdüngerbezüge be-
stenfalls 200 Millionen DM einsparen können, wenn 
mein alter Plan zur Senkung der Produktionsmit-
telpreise in Erfüllung gegangen wäre. Dies ist mir 
leider nicht gelungen, wenigstens bisher nicht. Ich 
habe das dadurch auszugleichen versucht, daß ich 
im Kabinett und im Ringen mit dem Herrn Finanz-
minister diese Erleichterungen für die Landwirt-
schaft jährlich durchgesetzt habe. 

(Abg. Lücke: Sehr gut!) 

Das wird draußen nicht zur Kenntnis genommen. 
Herr Mauk, der das alles weiß, legt das auch ohne 
weiteres so aus, als wenn nichts geschehen wäre. 
Ich finde es außerordentlich bedauerlich, daß eine 
derartige „Aufklärung" der deutschen Bauernschaft 
draußen vor sich geht. Von dem, was an produkti-
ver Arbeit geleistet wird, wird nichts gesagt; dann 
hat man es mit den Vorwürfen etwas leichter! 

(Sehr gut! in der Mitte und rechts.) 

Die jährlichen Zinsermäßigungen, deren Kosten 
der Herr Bundesfinanzminister auf sich genommen 
hat, haben dafür gesorgt, daß wir im Jahre 1954 
einen Betrag von 426 Millionen DM an zinsver-
billigten Mitteln bekommen haben. Wir haben 
ferner eine entsprechende Unterstützung bei der 
Sicherung der Erntehilfe gehabt. Außerdem haben 
wir im Jahre 1955 einen Kreditbetrag von über 
einer halben Milliarde DM zu vergeben, — alles 
für produktive Zwecke. 

Außerdem hatten wir, was  die  Frage der Preis-
bildung angeht, im Jahre 1954 einen um 7 DM pro 
Zentner höheren Rindfleischpreis als im Vorjahr, 
und in diesem Jahre liegt er wiederum beachtlich 
über dem des vorigen Jahres. 

(Abg. Lahr: Schweinepreise!) 

— Ja, mein sehr verehrter Herr Kollege, wenn Sie 
diesen Zwischenruf machen, dann haben Sie viel-
leicht schon einmal etwas über den Schweinezyklus 
gehört. Wenn in der Landwirtschaft infolge der 
guten Preise der vorigen Jahre eine solche Massen-
erzeugung von Schweinen eingetreten ist, daß in 
diesem Jahre über drei Millionen Schweine mehr 
am Markt sind, dann ist es doch wohl schwer mög-
lich, das mit den normalen Mitteln der Agrarpoli-
tik in Ordnung zu halten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich darf Ihnen aber sagen: Wenn Sie sich den 
Monatsdurchschnitt der Schweinepreise seit De-
zember vorigen Jahres, in dem der Preisverfall in 
starkem Maße begann, vor Augen führen, dann 
sehen Sie an einem gleichmäßigen Herunter- und 
Heraufgehen die Wirkungen, die auf das Eingreifen 
der Bundesregierung zurückzuführen sind. Es sind 
noch niemals größere Massen an Schweinefleisch 
und lebenden Schweinen ins Ausland ausgeführt 
worden als in diesen Monaten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Nennen Sie mir einen einzigen Sachverständigen, 
der hier etwas vorschlagen könnte, was ich unter-
lassen hätte. Sagen Sie mir einen! 

Wir haben den Konsum, zum Teil auch durch 
Vereinbarungen mit dem Fleischerhandwerk, so 
gesteigert, daß in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres über eine Million Schweine mehr geschlach-
tet wurden als im Jahre 1953. Wir haben im Mai 
1955 1 250 000 Schweine geschlachtet, im Mai 1954 
waren es 950 000. Wenn das nicht auf die teilweise 
preisstabilisierenden Maßnahmen, die wir über die 
Einfuhr- und Vorratsstelle durchgeführt haben, 
zurückzuführen wäre, dann möchte ich einmal wis-
sen, wer denn anders in diesen Ablauf eingegriffen 
hat. Alle diese Maßnahmen werden verschwiegen. 
Vielleicht ist es auch darauf zurückzuführen, daß 
man es an äußerer Propaganda fehlen läßt. Aber 
diejenigen Blätter, die es bringen könnten, bringen 
es ja nicht. 

(Abg. Lücke: Sehr richtig!) 
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Ich muß draußen in Versammlungen, in denen ich 
spreche, diese Dinge selber sagen, weil andere 
Leute sie nicht bekanntgeben. 

Ich möchte aber noch auf einen Vorwurf ein-
gehen, der ebenso unberechtigt ist wie die übrigen. 
Herr Mauk behauptet — und damit werden ja 
wohl auch die Bemerkungen in der vorletzten 
Nummer des „Agrarbriefs" im Zusammenhang 
stehen —, ich hätte in der Frage des Landwirt-
schaftsgesetzes keine klare Stellung eingenommen, 
vor allem keine positive Einstellung gezeigt. 

Meine Damen und Herren, ich habe im Dezember 
1953 hier die erste Rede über Parität gehalten und 
unter Ablehnung der Einkommensparität und der 
Indexparität gesagt: Die einzige Art von Parität, 
die wir schaffen können, ist die Deckung des Auf-
wands durch den Ertrag. 

(Abg. Lücke: Richtig!) 
Das heißt also: die Aufwands-Ertrags-Parität, die 
wir heute hier im Gesetz haben. Ich habe weiterhin 
gesagt: Die Hauptsache in diesem Gesetz wird 
sein, daß wir nicht nur die Kostendeckung haben, 
sondern daß wir für den Betriebsleiter einen ange-
messenen Zuschlag, für die Verzinsung des be-
triebsnotwendigen Kapitals einen angemessenen 
Zuschlag haben und auch die Löhne für die frem-
den und familieneigenen Arbeitskräfte so gestal-
ten können wie in den vergleichbaren Berufen der 
gewerblichen Wirtschaft. 

(Abg. Lücke: So ist es gewesen!) 

Das ist eine Formulierung, die heute im Gesetz 
steht, und durch meine Bemühungen ist das auch 
der Hauptangelpunkt des Gesetzes geworden. 

Leider kann man gegen derartige Unterstellun-
gen nichts anderes tun, als hier den richtigen Sach-
verhalt darzulegen. 

(Beifall bei allen Parteien.) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Das 
Wort hat der Abgeordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn wir uns jetzt am Ende 
der  Beratungen mit dem Ergebnis der Debatte 
und der Ausschußarbeit befassen, dann genügt es 
nicht, daß wir dazu die Drucksache 1538 in die 
Hand nehmen. Das genügt schon deshalb nicht, 
weil ja alle Eingeweihten wissen, daß der fromme, 
leider etwas verspätete Wunsch nicht in Erfüllung 
gehen wird, der in der Korrespondenz einer der 
großen Parteien dieses Hauses auf der Seite der 
Koalition ausgesprochen worden ist: man solle doch 
nun die mehr oder weniger unfruchtbare Paritätsdis-
kussion 'abgeschlossen sein lassen. Wir wissen j a alle, 
daß sie damit keineswegs abgeschlossen sein wird, 
denn was sollten nur die Leute von der Opposition 
— nicht der Opposition in diesem Hause,  die  be-
tätigt sich nicht so unvernünftig, sondern der 
Opposition z. B. im Bauernverband und der  Oppo-
sition in  der Koalition, von der wir eben eine 
kleine, auch für mich sehr bedauerliche Kostprobe 
bekommen haben — machen, wenn sie diese „un-
fruchtbaren Diskussionen" sein lassen würden! 

Es ist ja gar nicht so, daß die Landwirtschaft, 
von Feinden umringt, immer durch einige brave 
Winkelriede hier mit dem letzten Mute der Ver-
zweiflung verteidigt werden müßte. Ich finde in 
diesem Falle, Herr Kollege Bauknecht, nehmen Sie 
mir das bitte nicht übel, auch lange Passagen Ihrer  

heutigen Darlegungen einfach fehl am Platze. Es 
ist gar nicht so, daß die Landwirtschaft nur auf 
Unverständnis stieße. Wenn es heute in weiten 
Kreisen Deutschlands nicht .die Aufgeschlossenheit 
für landwirtschaftliche Probleme gibt, die wir alle, 
die wir uns mit den Fragen der Landwirtschaft 
beschäftigen, ob wegen spezieller landwirtschaft-
licher Interessen oder wegen der Erkenntnis, daß 
eine gesunde Volkswirtschaft ohne eine gesunde 
Landwirtschaft eigentlich nicht denkbar ist, wün-
schen, dann nicht zuletzt wegen dieser furchtbaren 
und immer mit besonderer Lautstärke vorgetrage-
nen Lamentationen, dieser Verallgemeinerungen, 
die zum Schluß wirklich jede Glaubwürdigkeit 
längst eingebüßt haben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Ich sage, wir kommen nicht damit aus, daß wir 

uns heute mit der Drucksache 1538 befassen; wir 
müssen ein bißchen zurückgehen. Schließlich ist 
ja das, was uns heute hier vorliegt, eben nicht das 
eigentliche Ergebnis der Anstrengungen und der 
Beratungen in ,diesem Hause, sondern es ist eigent-
lich, muß ich sagen, nur so der Rest des Ergeb-
nisses. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es hat hier einmal einen Unterausschuß gegeben. 
Über den ist heute dankenswerterweise berichtet 
worden, und Sie alle haben gehört, daß in  diesem 
Unterausschuß keineswegs nur so obenhin ge-
arbeitet worden ist. Es war ein Ausschuß, der 
meinem Gefühl nach allen, die darin mitgearbeitet 
haben, eine Bereicherung ihrer Erkenntnisse ge-
bracht hat. Am Ende seiner Beratungen hat ja 
einmal in formulierten Sätzen, ,d. h. in Form eines 
Gesetzentwurfs das gestanden, was wir uns damals 
in diesem Ausschuß gemeinsam, einstimmig als das 
Ergebnis des Studiums des Problems durchzusetzen 
vorgenommen haben. Ich weiß nicht, ob viele von 
Ihnen Gelegenheit hatten, diese abschließende 
Stellungnahme des Unterausschusses „Paritäts-
gesetz" zu lesen. Sie ist mindestens den Mitgliedern 
der mitberatenden Ausschüsse zugegangen, und das 
ist ein sehr großer Teil der Mitglieder dieses 
Hauses. Aber das eine lassen Sie mich sagen: daß 
in dieser Fassung des Unterausschusses wesentlich 
mehr gestanden hat als in  den beiden Gesetz-
entwürfen, von denen wir einmal ausgingen, und 
auch mehr als in dem, was nun nach Stellung-
nahme der Regierung davon übriggeblieben ist. Es 
ist ein weiter Weg gewesen von den beiden Ge-
setzentwürfen, die von der CDU/CSU, DP und von 
,der FDP eingebracht worden sind, bis zu der 
Unterausschußdrucksache Nr. 19, die wir dann ge-
meinsam verabschiedet haben. Ich will noch ein-
mal ausdrücklich sagen: wenn in dem Unter

-

ausschußbericht und in seiner Fassung eines Land-
wirtschaftsgesetzes kaum noch — wenn üb er-
haupt — etwas von den Formulierungen und von 
den Gedanken wiederzufinden war, die am Anfang  
der Diskussion gestanden haben, so empfinde ich 
darüber eben nur 'die eine Genugtuung, daß es 
mir gut zu sein scheint, wenn man am Ende einer 
langen Beratung schlauer geworden ist. Es gilt 
ja nach einem alten schönen Sprichwort für die 
Haltung der Weisen: vom Irrtum zur Wahrheit zu 
reisen; nicht das sind die Weisen, die im Irrtum 
beharren. 
Es läßt sich gar nicht bestreiten, daß man unter 

der Überschrift „Parität" nicht nur auf den Ver-
sammlungen — da nimmt man so etwas über-
haupt nicht so tragisch; ich 'bedauere, daß man das 
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Publikum, das man dort findet, manchmal so ein-
schätzt, daß man glaubt, man könne ihm auch mit 
sehr verallgemeinernden und vergröbernden For-
mulierungen die richtige Stimmung und die rich-
tige Überzeugung davon beibringen, daß der, der 
da so kräftig kämpft, 'der richtige Mann ist —, 
sondern auch an anderer Stelle, wo es ein bißchen 
gründlicher und solider zugehen sollte, Sachen an 
den Mann zu bringen versucht hat, die nun wirk-
lich schon hanebüchen waren. Es war natürlich die 
Aufgabe der sachlichen Arbeit im Ausschuß, das 
einmal zu klären. Dabei sollten die mithelfenden, 
mitberatenden Wissenschaftler gar nicht vergessen 
werden. Es sollte niemand kommen und sagen: das 
war die Theorie, die hat das so  und  so gesehen; 
wir haben zur Theorie auch genügend Praxis ge-
habt, und der Praktiker, der nicht in der Lage ist, 
eine Sache mal grundsätzlich ,durchzudenken, der 
arbeitet auch mit dem Kopf an der falschen Stelle; 
dabei kommt nicht viel heraus. — Das galt es also 
zu klären und dem nutzbar zu machen, was unser 
gemeinsames Anliegen war, nämlich der Land-
wirtschaft wirksam zu helfen aus der  gemeinsamen 
Überzeugung, daß das bisher — dafür tragen meine 
Freunde und ich nicht in erster Linie die Verant-
wortung — nicht in ausreichendem Maße ge-
schehen ist. 
Ich sage — ich stelle das hier nicht mit irgend-

einem Triumph irgend jemandem gegenüber fest, 
da wir uns dann nachher sehr bald dahin ver-
ständigt haben; das können Sie alles nachlesen, 
die Drucksachen darüber liegen ja vor —, daß 
man den Ausdruck „Parität" aufgeben muß, weil 
er sich eben nicht eignet. Es heißt in dieser Ar-
beitsunterlage, der Begriff eigne sich für diese 
wirtschaftspolitischen Überlegungen nicht, seine 
Anwendung führe hier zwangsläufig zu absoluten 
Mißverständnissen; dieser Begriff könne nur in 
einem übertragenen, etwa soziologischen Sinne 
gebraucht werden. Für die praktische Arbeit jeden-
falls haben wir ihn dann eliminieren müssen, und 
es ist kein Beweis dafür, 'daß es keine gute Arbeit 
war, wenn dieses Wort nun nicht mehr in dem 
Text vorkommt. 

Von Formulierung zu Formulierung hat die Er-
kenntnis zugenommen, daß man, wenn man der 
Landwirtschaft wirksam helfen will, eben etwas 
anderes suchen muß als möglichst zündende Pa-
rolen. Wer es nun ganz genau wissen will, dem 
möchte ich empfehlen, sich nun wirklich einmal 
die Drucksachen des Unterausschusses durchzu-
sehen. Es ist sehr interessant, wie dort von Woche 
zu Woche, von einem Formulierungsvorschlag zum 
andern Formulierungsvorschlag Erkenntnisse ge-
reift sind, von 'denen ich nur wünschte, daß sie sich 
in dem Gesetz, 'das heute zur dritten Lesung an-
steht, in vollem Umfang durchgesetzt hätten re-
spektive in diesem Gesetz erhalten geblieben 
wären. Lassen Sie mich einiges davon hier an-
führen. 

Herr Bauknecht hat heute gesagt, es gebe 
Stimmen, daß wir jetzt hier ein Gesetz machen, 
das nur für einen Teil der Landwirtschaft in Be-
tracht käme, nämlich nur für die größeren Be-
triebe, und 'daß es furchtbar 'wäre, wenn wir ein 
solches Gesetz machten, weil dann soundso viele 
andere auf der Strecke 'blieben. Nun, Herr Kollege 
Bauknecht, ich erinnere mich mit großem Ver-
gnügen daran — mit Vergnügen, weil es zum 
Schluß erfolgreich war —, wie schwierig es war, 
ein Gesetz zu schaffen, das die ganze Landwirt-

schaft ansprach. Auch Ihnen wird vielleicht noch in 
Erinnerung sein, wie lange wir um die be-
rühmte 5-Hektar-Grenze gekämpft haben 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und wie lange es gedauert hat,  bis  in dem 'Gesetz 
nicht mehr stand, es solle nur für die sogenannten 
funktionsfähigen Betriebe gelten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich habe es für keine gute Sache, sondern im 
Gegenteil für die Enthüllung einer mir recht un-
sympathischen Einstellung gehalten, 'als ich auch 
in der Stellungnahme des Berufsverbandes als 
Kritik an 'der Arbeit des Unterausschusses lesen 
mußte, man solle wirklich erst einmal .ein Gesetz 
schaffen, das für die Betriebe zugeschnitten ist, 
deren Grundlagen in Ordnung sind, und für die 
anderen Betriebe solle man dann später — viel-
leicht beim nächsten Wahlkampf — etwas zu tun 
versuchen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Und das, obwohl sich bei der sachlichen Ausein-
andersetzung in dieser Frage herausgestellt hat, 
daß von einem Gesetz, wie es in den beiden Ent-
würfen der Koalitionsparteien vorgeschlagen war, 
leider nur ein Drittel .der landwirtschaftlichen 
Betriebe angesprochen worden wäre und zwei Drit-
tel auf der Strecke geblieben wären. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich sage das, wie gesagt, ohne irgendeinen Triumph 
und ohne irgend jemanden hier angreifen zu 
wollen. Ich sage das nur aus Freude darüber, daß 
es gelungen ist, diese Frage doch immerhin anders 
zu regeln. Es ist ein leiser Trost, daß in der sehr 
eingeengten und sehr verwässerten Fassung, die 
wir jetzt hier vor uns liegen haben, wenigstens 
das noch erhalten geblieben ist. 

(Sehr gut! rechts.) 

Was den Katalog angeht, in dem die Maßnahmen 
aufgezählt werden, mit denen, wie wir uns vor-
stellen, der Landwirtschaft geholfen werden sollte, 
so möchte ich im übrigen auch auf das Wort 
Sozialpolitik hinweisen, das darinsteht. Das ist mit 
der Zustimmung aller, die in dem Unterausschuß 
mitgearbeitet haben, dort hineingekommen. Es ist 
hineingekommen aus der Überzeugung, daß man 
auch die Sozialpolitik als Mittel für die Lösung 
agrarischer Probleme braucht. Es macht vielleicht 
einen feinen Eindruck, wenn man sagt: wir wollen 
uns hier nichts schenken lassen, wir wollen alles 
verdienen, was wir kriegen; setzt nur die Preise 
so fest, wie wir sie brauchen, damit wir unsere 
sozialen Aufgaben, unsere betrieblichen  Aufgaben 
erfüllen können. Hier ist heute doch gesagt worden, 
erst an allerletzter Stelle solle die Preispolitik 
'angewendet werden. Diese Einsicht kommt einfach 
aus 'der mindestens inzwischen gewonnenen Er-
kenntnis, daß mit Preisen in der Landwirtschaft 
nun wirklich nicht mehr allzuviel zu machen ist. 
Es gibt keinen denkbaren Milchpreis, der den 
Leuten in der Eifel eine rentable Milchviehhaltung 
sichert, weil es nämlich für 'diese Milch in unserer 
sozialen Situation dann keine Käufer mehr gäbe. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn das sehr vornehm klingt, dann ist es zugleich 
auch 'einfach gegenüber dem 'Finanzminister und 
seinen bekannten Widerständen, einfach gegen-
über den bekannten Widerständen gegen eine ver- 
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nünftige Berücksichtigung der Landwirtschaft in 
der Finanzpolitik der Regierung; aber in der 
Praxis kommt dabei natürlich nichts heraus. 

Wir haben — darin waren wir uns alle einig — 
in  dem Gesetz den ernsthaften Versuch gemacht, 
die Regierung wirklich zu verpflichten, ganz be-
stimmte Dinge zu tun, und das nicht erst auf 
Drängen des Bundestages, weil dieses Drängen sehr 
oft zu spät kommt und zu spät kommen muß. Wir 
hatten dabei nicht die Absicht, die man uns allen 
gemeinsam nachher so mit verfassungsjuristischen 
Feinheiten unterstellen wollte, nämlich die Legis-
lative in 'die Exekutive eingreifen zu lassen. Wir 
wollten nur gern einmal die Exekutive auf ganz 
bestimmte Dinge gesetzlich festlegen, weil es eben 
sonst immer zu spät kommt. Vielleicht haben wir 
noch Gelegenheit, wenn wir den § 6 hier noch 
einmal kurz Revue passieren lassen, diese Frage 
in einem etwas anderen Licht zu betrachten. 
Ich will auch gern sagen, daß wir zum Schluß 

erfolgreich darin waren, die Auffassung durchzu-
setzen, daß man nur dann glaubwürdige Aussagen 
für die Landwirtschaft machen kann, wenn man 
die Lage der Landwirtschaft in ihrer Vielfalt, in 
ihrer Differenzierung darstellt. Ich bin sehr froh, 
daß auch das wenigstens in dem hier vorliegenden 
Entwurf erhalten geblieben ist. Nichts hat der 
Landwirtschaft und ihrer öffentlichen Glaub-
würdigkeit, ihrem Kredit in der Öffentlichkeit so 
geschadet wie diese törichte Verallgemeinerung. 
Ich finde, es ist geradezu eine witzige Unter-
streichung dieser Tatsache, daß man neulich in 
einer Korrespondenz aus einer landwirtschaftlichen 
Versammlung, die sehr ernst genommen werden 
wollte, hintereinander zwei Redner zitiert fand, 
 von denen der eine darlegte, wie breit im Lande 
Bayern die Kosten der Milcherzeugung auseinan-
derliegen, und der nächste sagte: Wir müssen jetzt 
ja aufpassen, daß man die Landwirtschaft nicht 
aufgliedert, wir müssen dafür sorgen, daß die 
Landwirtschaft als ein Ganzes gesehen wird, 
daß man als einem Ganzen der Landwirtschaft 
hilft. Ich habe schon bei der ersten Lesung ge-
sagt, daß ein solches globales Verfahren minde-
stens nützlich für diejenigen ist, denen es ohne-
hin schon gut oder mindestens erträglich geht; 
es kann niemals einer zuviel für seine Milch 
kriegen. Ob aber bei einem solchen Verfahren auch 
wirksame Hilfe an die kommt, denen es wirklich 
schlecht geht, ist eine ganz andere Frage. 
Noch einmal: daß hier  die  Verpflichtung fest-

gelegt ist, in jedem Jahr eine solche Erhebung 
über die Lage der Landwirtschaft anzustellen, mag 
für den einen oder anderen ein bißchen peinlich 
sein, der für seinen eigenen Fall fürchtet, daß 
dabei herauskommt, daß er eigentlich gar keinen 
Grund hat, von einer Krise oder von einer Not-
lage zu sprechen. Diese Bereiche in unserer Land-
wirtschaft gibt es ja glücklicherweise auch. Aber 
für die anderen, für die große Zahl derjenigen, bei 
denen das eben nicht der Fall ist, wo wirklich 
schnellstens eingegriffen werden muß, und zwar 
mit wirksamen, gezielten Maßnahmen eingegriffen 
werden muß, sehen auch wir darin den ersten 
Anfang zu einer besseren Entwicklung. 
Nun gut, ich will es kurz machen, obwohl es sehr 

verlockend wäre, viel und ausführlich über das zu 
reden, was sich in diesem Unterausschuß an Ein-
sichten durchgesetzt hat, und außerdem, weil es 
angenehm wäre, darüber zu reden, da es im 
ganzen eine sehr angenehme Arbeit war. Ich möchte  

nur noch an die Pressekonferenz erinnern, die wir  
gemeinsam, meine Herren Kollegen von der rechten 
Seite des Hauses, am Ende der Beratungen des 
Unterausschusses abgehalten haben. Da war unsere 
positive Mitarbeit so offensichtlich geworden, daß 
man mindestens für eine Zeitlang nicht mit der 
Behauptung operieren konnte, sogar in diesem 
Hause sitze der böse Feind der Landwirtschaft, er 
sitze bei den Sozialdemokraten. Gerade durch die 
Unterausschußarbeit ist das wohl jetzt für eine 
Weile mindestens unmöglich gemacht worden. 

Ich erinnere mich auch an die Frage eines der 
Korrespondenten an die Abgeordneten, die wir da 
in einer Reihe aufmarschiert waren, um Rede und 
Antwort zu stehen: Werden denn nun Ihre Frak-
tionen auch mitgehen? Ich habe gerne das freudige 
und zuversichtliche Ja meiner Kollegen von rechts 
gehört. Als Illustration dafür, wie dann unsere 
Öffentlichkeit unterrichtet wird und wie in der 
Agrarpolitik alles denen zum Besten dienen soll, 
für die die ganze Agrarpolitik nur Agitation ist, 
lassen Sie mich an eine Stelle in einer der Kor-
respondenzen erinnern, die, ich weiß nicht, soll ich 
sagen: der Landwirtschaft dienen oder die an der 
Landwirtschaft verdienen 

(Heiterkeit bei der SPD) 

und die unter der Überschrift „unabhängig — über-
parteilich" herauskommen. Diese Überparteilichkeit 
unterstreicht z. B. eine der letzten Nummern da-
durch, daß sie ohne Quellenangabe einfach die 
ganze Stellungnahme einer Regierungspartei zu 
diesem Gesetz abdruckt. In dieser Korrespondenz 
stand dann drin: „Der Abgeordnete Kriedemann 
hat, wie man hört, große Schwierigkeiten in seiner 
Fraktion wegen seiner positiven Einstellung zum 
Bericht des Unterausschusses." 

(Lachen bei der SPD.) 

Mich haben die damals gar nicht gefragt, ob denn 
meine Fraktion mitgehen würde; die haben nur 
die anderen gefragt, und die haben ja gesagt. Als 
das dicke Ende nachkam, da erfand einer plötzlich 
irgendwelche Schwierigkeiten in der SPD-Fraktion. 

Meine Damen und Herren, es hat sich dann, als 
der Unterausschuß fertig war, wieder gezeigt, wie 
unendlich schädlich es für die deutsche Landwirt-
schaft und für ihre lebenswichtigen Angelegen-
heiten ist, daß sie aus alter Tradition auch heute 
noch im wesentlichen eben im Bereich der Propa-
ganda, und zwar der sehr einseitigen Partei-
propaganda betrieben wird, und wie schädlich es 
ist, daß die Landwirtschaft — lassen Sie mich das 
in aller Deutlichkeit aussprechen — eigentlich keine 
wirklich unabhängige Berufsvertretung hat, son-
dern daß diese Berufsvertretung mehr oder 
weniger eine parteipolitische Abteilung einer und 
manchmal der zweiten oder manchmal einer dritten 
Partei ist und daß diejenigen, die eigentlich als 
unabhängige Sprecher der Landwirtschaft auf-
treten sollten, doch dann wieder plötzlich mal 
gewisse parteipolitische Rücksichten nehmen müs-
sen, die mit den Anliegen der Landwirtschaft 
eigentlich nichts zu tun haben. Wir haben zu-
sammen mit einer Anzahl der Präsidenten dieser 
Berufsvertretungen beraten. In diesem Stadium 
der Unterausschußberatung waren wir uns, wie 
gesagt, einig. 

Dann wurde die Regierung gefragt, was sie denn 
 von der Sache halte. Um es deutlich zu sagen: in 
allen entscheidenden Fragen ist die Antwort der 
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 Regierung auf das Anliegen der Landwirtschaft, 
um das es in Wirklichkeit ging, ein glattes deut-
liches Nein gewesen. 

(Hört! Hört! und Sehr richtig! bei der SPD.) 

Schließlich wollten wir doch — das war auch 
unsere Auffassung und die Auffassung derjenigen, 
die nicht an einen Automatismus der Paritätspreise 
oder an einen Automatismus der Indexberechnung 
glaubten — die Regierung schon auf eine bestimmte 
Agrarpolitik festlegen, die keine Geschenke ver-
teilen sollte, die nicht etwa, wie es dann hieß, dem 
Fußkranken das gibt, was er mit eigener Arbeit 
nicht verdienen kann oder nicht verdienen will; 
wir wollten sie auf eine Agrarpolitik und auf eine 
Gesamtpolitik festlegen, die auf die Lage der Land-
wirtschaft und auf die Notwendigkeit Rücksicht 
nimmt, die insbesondere mein Freund und Kollege 
Professor Baade vorhin noch einmal dargetan hat. 
Wir wollten das tun aus der Erfahrung heraus, daß 
eine nachträgliche Korrektur nicht möglich ist. Ist 
der Haushaltsplan aufgestellt, nicht nur der Einzel-
plan 10 für die Landwirtschaft, sondern der Haus-
haltsplan für die Bundesrepublik, und ist dabei 
nicht ausreichend an die Landwirtschaft gedacht, 
dann ist kein Parlament und am allerwenigsten 
irgendein Ausschuß in der Lage, nachher die gro-
ßen Umrangierungen vorzunehmen, die notwendig 
sind, um in der Landwirtschaft das nachzuholen, 
was eine verfehlte Agrarpolitik durch viele, viele 
Jahre — ich habe neulich schon gesagt: nicht erst 
in den letzten fünf Jahren ist das alles passiert — 
eben versäumt hat. Daher wollten wir die Regie-
rung wirklich festlegen und haben dann die Ant-
wort von der Regierung bekommen, daß sie das 
nicht will. Da heißt es dann in der Stellungnahme 
 der Bundesregierung, die ich wohl verlesen darf: 

Der Gesetzentwurf des Unterausschusses „Pari-
tät" enthält keine allgemeinverbindlichen 
Rechtssätze im materiellen Sinne, sondern 
wendet sich an die Bundesregierung und ver-
langt von ihr oder einzelnen Ministern ein 
Tätigwerden im näher angeführten Sinne. 
Würde die Bundesregierung an diesen Ge-
setzesbefehl gebunden sein, wäre dem Herrn 
Bundeskanzler die Entscheidungsfreiheit über 
die Richtlinien seiner Politik auf dem durch 
das Gesetz umschriebenen Gebiet genommen, 
und die Bundesregierung wäre in ihrer eigen-
verantwortlich zu entwickelnden Tätigkeit er-
heblich eingeschränkt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Wir haben in der Stellungsnahme zu dieser 

Stellungnahme der Bundesregierung gesagt, d aß 
wir nicht bereit sind, uns damit abzurinden. Erstens 
einmal erscheint es uns sowieso sehr merkwurdig, 
daß man sich seitens der Regierung gegen eine 
Festlegung wehrt, wenn man soundso oft in Rhön-
dorf und auf andern Dörfern 

(Heiterkeit bei der SPD) 

erklärt, daß man mit dieser  Zielsetzung durchaus 
einverstanden sei. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Eine Festlegung und einen schriftlichen Akkord 
über das, was gemacht werden soll, kann man doch 
eigentlich nur als zu eng empfinden, wenn man in 
Wirklichkeit etwas anderes will. Es hieß damals 
noch, daß zum Aufbau einer leistungsfähigen Land-
wirtschaft die Regierung gehalten sein solle, dies 

und jenes zu tun. Die Regierung hat das nachher( 
erst in die zumindest für sie elegante Form um-
gewandelt, die Landwirtschaft sei in den Stand zu 
setzen, nun den Anschluß zu finden. Daß hiermit 
die Verantwortung von der einen auf die andere 
Seite geschoben wird, das glaube ich, läßt sich gar 
nicht bestreiten. Man hat natürlich nicht gesagt — 
das würde auch schlecht zu den diversen Verspre-
chungen passen —: die Regierung will das nicht. 
Man hat gesagt: die Regierung kann leider nicht; 
Verfassung — Verfassung! Ich habe so den Ein-
druck, daß die Landwirtschaft im Grundgesetz 
überhaupt immer ein bißchen am kürzeren Arm 
des Hebels sitzt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Hier geht es nun wieder nicht! 

Erinnern Sie sich noch daran, als wir auch ge-
meinsam den Versuch gemacht haben, der Land-
wirtschaft, in diesem Falle dem Gartenbau, die 
Regelung für sie lebenswichtiger Fragen als eine 
Selbstverwaltungsaufgabe zu übertragen, so wie 
das z. B. in Holland seit Jahrzehnten ausgezeichnet 
und zu einem großen Teil zu Lasten unserer Er-
zeuger funktioniert, da hat man uns auch gesagt, 
daß das leider nach dem deutschen Grundgesetz 
nicht möglich ist. Hoffentlich reicht das Grund-
gesetz wenigstens aus, wenn es sich um Land-
beschlagnahmungen für Flugplätze und ähnliche 
Dinge handelt. 

(Beifall bei der SPD.) 
Ich bedaure außerordentlich, daß wir uns aber 

hier nicht nur mit dem Widerstand der Bundes-
regierung auseinanderzusetzen hatten, sondern daß 
sich in dem Willen zur Beschränkung dessen, was 
mit diesem Gesetz erreicht werden sollte — nicht 
nur nach den Vorstellungen des Unterausschusses, 
noch viel mehr nach den Vorstellungen derjenigen, 
die einmal das Wort „Parität" in die Debatte ge-
worfen haben und die einmal versucht haben, in 
den Gesetzentwürfen deutlich zu machen, was sie 
meinten und wohin sie wollten —, eben die Regie-
rung wieder mit der Berufsvertretung begegnete. 
Wenn jetzt das Wort „Sozialpolitik" gestrichen 
worden ist, dann ist das eigentlich der Punkt, in 
dem die Regierung bei ihrer Stellungnahme den 
Wünschen — oder soll man sagen: den Forderun-
gen? — des Berufsverbandes entsprochen hat. Man 
hat gesagt: Wir wollen das nicht. Das Gesetz wird 
dadurch unklar. Aber was die Regierung angeht 
— das ist jedenfalls meine und meiner Freunde 
Überzeugung, und die Überzeugung haben wir 
nicht nur hier gewonnen, sondern dafür haben wir 
auch viele Beispiele in anderen Bereichen der Poli-
tik gehabt —, so paßt es ihr einfach nicht, auf etwas 
verpflichtet zu werden. 

Nun will ich gern zugeben, daß es sich mit Ver-
sprechungen, die man nachher nicht einklagen 
kann, leichter lebt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Aber wir haben eben die Sorge, daß wir nur dann 
zu einer in sich geschlossenen Politik kommen wer-
den, wenn solche Verpflichtungen nicht nur theore-
tisch anerkannt, sondern auch praktisch durchge-
führt werden. 

Ich will auf eine Sache hinweisen, die vielleicht 
in Deutschland viel zuwenig beachtet worden ist 
und die in etwa erklärt, warum die Bundesregie-
rung es nicht für möglich hielt, dieses Gesetz, so 
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 wie es der Unterausschuß vorgelegt hatte, hier über 
die Bühne gehen zu lassen. Braucht man nicht auch 
heute noch, um bestimmte Wunder zu erreichen, 
so eine Art von Lückenbüßer? überlegen wir uns 
doch einmal einen Augenblick, wie es mit dem 
deutschen Wunder gegangen wäre, wenn man sich 
nach dem Grundsatz der Gleichheit aller vor dem 
Gesetz um alle Berufe und alle Wirtschaftszweige 
gleichmäßig gekümmert hätte. Es ist oft davon die 
Rede gewesen, daß man in früheren Jahren die 
Landwirtschaft durch politisch gebundene Preise 
daran gehindert hat, sich ebenso zu finanzieren, 
wie das andere Wirtschaftsgruppen tun konnten. 
Man sollte heute auf die politischen Preise nicht 
mehr allzusehr hinweisen; denn wenn wir heute 
die politischen Preise nicht hätten, dann würde es 
noch schwieriger sein. Oder glaubt einer von Ihnen, 
daß wir ohne den politischen Getreidepreis einen 
höheren Getreidepreis hätten, oder daß wir ohne 
den politischen Preis für Zuckerrüben bei der Lage 
in der Welt und bei unseren handelspolitischen 
Ambitionen einen höheren Preis für Zuckerrüben 
hätten, wenn es eben nicht ein politischer Preis 
wäre? Auf die damalige Zeit bezogen, soll man das 
ruhig einmal sagen. Zweifellos war es für die Ver-
braucher angenehm, daß sie nicht zu all den ande-
ren Sorgen auch noch heftige Lohnkämpfe zum 
Ausgleich der höheren Agrarpreise führen mußten, 
wenn sich damals die Agrarpreise an den Welt-
markt hätten angleichen können. Aber wenn das 
geschehen wäre — und ein großer Teil der Ver-
braucher wäre sicherlich auch damit Form von 
Lohnauseinandersetzungen fertiggeworden —, dann 
hätten sich daraus für die übrige Wirtschaft schon 
sehr erhebliche Konsequenzen ergeben, und es ist 
die Frage, ob all die Häuser so schnell in den Him

-mel gewachsen wären und das deutsche Wunder 
sich in diesem Umfang mit der sehr zu . beklagen-
den Einseitigkeit dann so darstellen würde. Die 
Landwirtschaft hat hier wie im „Dritten Reich" 
einen ganz großen Brocken von diesen Kosten zah-
len müssen. Ich fürchte, manche Leute wissen, daß 
es für die Wunderkinder sehr unbequem sein 
würde, wenn man nun das zugunsten der Land-
wirtschaft täte — zum Ausgleich ihrer Handicaps, 
um den Nachholbedarf zu befriedigen usw. —, was 
man, wie gesagt, für andere getan hat oder andere 
haben tun können. Wenn der Berufsverband sich 
hier mit der Regierung im Kampf gegen das, was 
der Unterausschuß gefunden hat, trifft, dann 
sicherlich aus anderen Motiven, aus Motiven, die 
mir allerdings auch äußerst bedenklich erscheinen. 
Ich glaube, sie liegen im wesentlichen im Wettlauf 
oder im Versuch eines Wettlaufs mit der Oppo-
sition, und ich habe es sehr bedauert, daß dieser 
Eindruck mir heute hier von dieser Stelle aus noch 
einmal bestärkt worden ist. 
Ich habe in meiner Ausführung zur ersten Le-

sung schon etwas zu dieser Opposition gesagt, und 
als ich gestern die ganze Debatte noch einmal 
durchlas, die wir damals hier am Anfang der Be-
handlungen dieser Entwürfe geführt haben, habe 
ich mir gesagt, daß ich von dem, was ich damals 
bezüglich dieser Opposition ausgesprochen habe, 
kein Wort zurückzunehmen habe. 

Man redet jetzt wieder von der Radikalisierung 
auf dem Lande, man droht, und ich sehe mit 
ernster Besorgnis so viele, die bereit sind, sich mit 
diesen Drohungen anders auseinanderzusetzen als 
durch ein kräftiges Zurückschlagen. Ich möchte 
aus der Erfahrung, die wir alle gemeinsam gemacht  

haben, sagen, daß kein ordentlicher Mann den  
Wettlauf mit dieser Sorte von Opposition gewinnen 
kann. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Da kann man nur verlieren, und ich fürchte sehr, 
daß wir das im Bereich der landwirtschaftlichen 
Berufsvertretung nächstens nur noch einmal be-
stätigt bekommen. Schuld daran tragen dann aller-
dings nur die, die sich nicht vom ersten Augenblick 
an mit dem nötigen Nachdruck gewehrt haben. Wir 
in der Landwirtschaft wissen ja, wie man mit stör-
rischen Tieren am wirksamsten und auch am rich-
tigsten umgeht. 

(Heiterkeit.) 

Ich will noch einmal, damit gar kein Zweifel 
daran entsteht, sagen: Staatspolitisch habe ich vor 
dieser Radikalisierung und vor dieser Opposition 
— und schon gar nicht vor denen, die sich als ihre 
Führer anbieten — auch nicht so viel Angst, — 
nicht Respekt, aber auch nicht so viel Angst. Die 
Leute, die mal auf der großen Woge des National-
sozialismus so hochgeschwemmt worden sind und 
die heute noch wie leichte Dreckspritzer an den 
Wänden kleben, 

(Heiterkeit) 

sind zwar aus dem „Dritten Reich", aber sie ver-
gessen, daß die Zeiten sich inzwischen geändert 
haben. 

(Beifall.) 

Das, was einmal mit den aufgehetzten Bauern in 
Schleswig-Holstein anfing, mit der schwarzen 
Fahne, mit den brennenden Finanzämtern, hat zum 
Schluß mit den brennenden Bauernhöfen in 
Deutschland geendet, 

(Sehr gut!)  

und wenn die Führer — die Führer kommen mei-
stens wieder nach Hause — 

(Heiterkeit) 

auch übriggeblieben sind, dann sind nicht alle die 
Jungens wieder nach Hause gekommen, die sie mit 
ihren verruchten und gewissenlosen Sprüchen auf-
gehetzt und dorthin gebracht haben, wo sie heute 
begraben liegen. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Ich sage es ganz offen: für den Staat, für die 
Demokratie sehe ich da gar keine Gefahr. Aber es 
wäre das Allerschlimmste, was der Landwirtschaft 
in Deutschland passieren könnte, wenn sie infolge 
dieser Machenschaften sozusagen als die Keimzelle 
oder als der letzte Rest des Nationalsozialismus, 
der Gewaltherrschaft und des Terrors, der Radi-
kalität usw. in Erscheinung treten würde. 

(Sehr richtig!) 

Mein Appell geht an Sie alle — meine Herren, an 
Ihre Seite (zu den Regierungsseiten) muß ich diesen 
Appell richten —: Räumen Sie damit auf, und, 
Herr Mauk, widerstehen Sie dem ersten Versuch, 
man könne vielleicht doch noch diesem Übel die 
Spitze abbiegen, wenn man sich selber sozusagen 
an die Spitze stellt. Was da hilft, das brauche ich 
hier nicht auszusprechen. Das wissen wir alle ganz 
egal. Wir wollen die Landwirtschaft damit nicht 
beflecken lassen. Wir wollen sie nicht in diesen 
Verdacht kommen lassen, und die Landwirtschaft 
braucht am allerwenigsten Führer, die hier so mal 
auf die Pauke hauen. Die braucht Leute mit Ver-
stand und mit nüchternem Verstand und Leute mit 
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Mut, Mut in erster Linie auch vor dem eigenen 
Finanzminister 

(Beifall bei der SPD) 

und vor den Kräften, die gerne mit. den Stimmen 
der Bauern die politischen Machtpositionen er-
klimmen, aber sich dann nachher nicht ent-
sprechend revanchieren wollen. Mit „revanchieren" 
meine ich nicht so kleine Geschenke wie mal 
2 Pfennig mehr für die Milch oder so, sondern da 
meine ich jene wirkungsvollen Maßnahmen, die 
außerordentlich viel mehr kosten, auf die aber 
nicht verzichtet werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun zurück zu dem Entwurf! Man hat damals 
zu dem Unterausschußentwurf gesagt, der Katalog 
könne nicht aufgenommen werden. Die Bundes-
regierung hat gesagt: das Gesetz kann nicht so ge-
macht werden; das verstößt gegen das Grund-
gesetz. — Wie wenig es im Ernst gegen das Grund-
gesetz verstößt oder wie wenig man diesen Ein-
wand auch von Ihrer Seite ernst nimmt, wird ein-
fach dadurch bewiesen, daß der Katalog nun doch 
drin ist, allerdings unter Verzicht gerade auf die 
Dinge, die wir für so wesentlich halten, nicht weil 
wir sie erfunden haben oder weil wir darin ver-
liebt sind oder weil wir dahinter eine heimliche 
Absicht sehen, sondern weil wir sie für unverzicht-
bar halten, wenn man überhaupt schon die Mittel 
aufzählt, die zur Hilfe der Landwirtschaft einge-
setzt werden müssen. 

Da vermissen wir gerade, daß das Problem der 
Strukturfragen angesprochen wird. Wir möchten 
nicht erleben, daß wir jetzt ein halbes Landwirt

-
schaftsgesetz machen. Im nächsten Jahr wird dann 
ein Bericht erstattet, und dann stellt sich vielleicht 
heraus: das ist also so leidlich, und dann kommen 
wir mit einem neuen Gesetz, dann kommen wir 
erst mit denen, denen es nun wirklich schlecht geht, 
und dann kommen wir erst mit der größeren Zahl 
der kleinen und kleinsten strukturkranken und 
sonstwie besonders belasteten Betriebe an. Wir 
hätten es viel lieber gesehen, wenn der § 1 in der 
Unterausschußfassung heute zur Abstimmung 
stünde und so angenommen würde. 

Wir vermissen vor allem auch die echte Verpflich-
tung der Regierung. Gestern oder heute wird in 
einer Korrespondenz, die es sicher sehr gut meint, 
an uns alle der Appell gerichtet: Jetzt aber zu-
sammenhalten, an einen Strang ziehen! Dazu muß 
ich halt sagen: wir haben es versucht und haben 
Sie sogar unter Ausräumung gewisser formaler 
Möglichkeiten zu einem Einwand gebeten, dem § 1 
in der Fassung des Unterausschusses zuzustimmen. 
Es hat dafür aber eben keine Mehrheit gegeben! 
Der Appell muß sich also woanders hin richten als 
an meine politischen Freunde. 

Abschließend muß festgestellt werden, so bitter 
das sein mag und so sehr ich es auch bedauere, weil 
ich mich zusammen mit meinen Freunden redlich 
und aufgeschlossen und überzeugt um diese andere 
Fassung bemüht habe, daß mit dem, was jetzt vor 
uns liegt—das bestreitet ja auch niemand, wenn es 
auch jeder in irgendwelche anderen, vornehmen 
und freundlichen Formeln einkleidet —, nicht das 
erreicht wurde, was man wollte und was in diesem 
Hause hätte erreicht werden können. Nichts steht 
in diesem Gesetz, was die Regierung zu Taten ver-
pflichtet. Sie hat selber schon gesagt, daß sie sich  

dazu auch gar nicht verpflichten lassen kann oder 
nicht verpflichten lassen will; ich stelle es höflich 
anheim in dieser vorgerückten Stunde. Nichts wird 
mit diesem Gesetz möglich, was nicht auch ohne 
dieses Gesetz möglich gewesen wäre. Wir halten 
genau da, wo wir vorher gehalten haben: bei der 
Hoffnung, daß endlich einmal die Versprechungen 
eingelöst werden mögen, die wir soundso oft ge-
hört haben. 
Das bezieht sich auch auf die Frage nach den 

Mitteln. Als wir den jetzigen § 6 in den Entwurf 
des Unterausschusses hineinbrachten, haben wir 
uns ja etwas ganz anderes vorgestellt. Als wir die 
Regierung verpflichten wollten, laufend etwas zu 
tun, aufzupassen, daß nicht irgendwo ein Kind in 
den Brunnen fällt, wollten wir ihr auch die Aus-
rede nehmen: Wir hätten jetzt bei diesen Eier-
preisen oder bei jener Geschichte etwas tun müs-
sen, aber wir hatten kein Geld! Wir haben uns 
vorgestellt, daß die Regierung mit diesem Gesetz 
gehalten sein sollte, selber den Betrag vorzuschla-
gen, den sie sozusagen als Manövriermasse für Ein-
griffe in den täglichen Ablauf einzusetzen vielleicht 
in die Lage kommen würde. Was jetzt hier drin-
steht, ist eine Selbstverständlichkeit. Das ist eine 
alte Geschichte. Es geht auch gar nicht anders, als 
daß die Regierung, wenn sie etwas tun will, die 
Mittel dazu im Haushaltsplan vorsehen muß. Das 
geschieht auf allen Gebieten, nicht nur auf dem der 
Landwirtschaft, und etwas Neues ist das nicht. 

Ich unterstreiche das deshalb, weil vorhin der 
Eindruck erweckt wurde oder vielleicht erweckt 
werden sollte, als wäre das Anliegen, die Finanz-
politik hier hineinzunehmen, weit überholt, weil 
man ja gerade diesem Begriff sogar einen eigenen 
ganzen Paragraphen gewidmet habe. Das ist doch 
nur eine Formel, wie sie aus dem Haushaltsrecht 
selbstverständlich ist. Mit dem, was jetzt im § 6 
steht, ist die Finanzpolitik der Regierung in keiner 
Weise angesprochen. Das, worauf es uns ankam: 
die Landwirtschaft so in den Vordergrund der Be-
trachtungen zu rücken, daß man schon beim ersten 
Verteilen der Mittel auch an sie, an ihre großen 
Notwendigkeiten und an die dafür erforderlichen 
großen Beträge denkt, ehe alles verteilt ist und 
bloß noch der Rest so ein bißchen darüberweg ge-
streut werden kann, das läßt sich nur erreichen, 
wenn man auch hier die Finanzpolitik als ein Mittel 
ausdrücklich anspricht. Es nutzt uns nichts — das 
wäre das Schlimmste noch gar nicht —; es nutzt 
aber der Sache nicht, um deretwegen wir hier 
stehen, wenn wir uns beteuern, daß wir in der 
Sache ja einig seien, es aber nur nicht in dieser 
Form hier so sagen wollen. 

Ich weiß natürlich, daß es schwer ist, die Konse-
quenzen aufzudecken, zu sagen, was das kostet, 
was man hier versprochen haben will. Ich weiß, 
daß man leichter davonkommt, wenn man so tut, 
als gäbe es eigentlich wirkliche Konsequenzen 
nicht. Aber gerade weil wir uns immer darüber 
klar waren, wie eng die Möglichkeiten sind, die im 
Bereich der Handelspolitik liegen — wie oft haben 
wir im Ernährungsausschuß zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß hier ganz andere Gesichtspunkte 
durchschlagen und  daß auf das, was noch so drin-
gend vorgetragen wurde, aus handelspolitischen 
Verpflichtungen heraus eben nicht Rücksicht ge-
nommen werden konnte —, weil wir wissen, wie 
eng die Möglichkeiten der Preispolitik sind, muß 
es uns so sehr darauf ankommen, daß man die 
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Quelle anspricht, in die uns niemand anders hinein-
zureden hat als wir selbst und für die nichts ande-
res maßgebend ist als eben der ernste Wille, der 
Landwirtschaft wirksam zu helfen, was es auch 
koste. 
Ich sage: es bleibt also praktisch so, wie es ge-

wesen ist. Der positive Punkt, das, was das ganze 
Gesetz doch mit einer gewissen Bedeutung aus-
stattet, ist die Vorschrift über die Erhebung von 
Tatsachen und die Vorschrift darüber, daß diese 
Tatsachen mit der nötigen Differenzierung erho-
ben werden. Auch ich teile ,die Hoffnung, daß es 
uns auf diese Weise gelingen wird, ein wahrheits-
getreues Bild der Landwirtschaft zu liefern. Ich 
habe keineswegs die Sorge, die vielleicht hier und 
da auftaucht, daß dieses Bild nicht überzeugend 
genug sein werde. Ich bin vielmehr in der großen 
Sorge, daß der eine oder andere von uns — nicht 
gerade von uns Agrarpolitikern, aber von Leuten, 
die es nicht so genau wissen wollen — erschreckt 
die Augen vor dem schließen wird, was in be-
stimmten Bereichen der Landwirtschaft als echter 
sozialer Nottatbestand, als echte wirtschaftliche 
Krisenerscheinung herauskommen wird, wenn man 
sie nach Gruppen, Größen, Typen usw. untersucht. 
Ich bin deshalb sehr dafür, daß das mit aller 
Sorgfalt gemacht wird. 
Ich möchte bei der Gelegenheit — weil das 

draußen Kritik heraufbeschwören oder falsche 
Eindrücke erwecken könnte — Herrn Bauknecht 
noch ausdrücklich sagen, daß der Beirat nach der 
jetzigen Fassung gar keinen Bericht zu erstatten 
hat. Wir haben ja gerade die ganze Verantwortung 
für das, was hier zu geschehen hat, der Regierung 
zugeschoben, nicht etwa so hinterrücks wie den 
berühmten Schwarzen Peter, sondern aus der ge-
meinsam erarbeiteten Überzeugung, daß es sich 
hier um eine Verantwortung handelt, die nur die 
Regierung allein hat. Wenn deshalb der Beirat 
ganz anders aussieht und ganz andere Funktionen 
hat als in jenen Entwürfen, dann eben deswegen, 
um diese Frage zu der Frage zu machen, die sie 
ist und bleiben muß: zu einer politischen Frage. 

Schließlich müssen ja auch die Bauern mal Ge-
legenheit haben, an Hand von konkreten Fest-
stellungen und an Hand von konkreten Formulie-
rungen, wie wir sie alle aus dem Bericht der Bun-
desregierung zum 15. Februar des nächsten Jahres 
wohl erwarten, Konsequenzen, und zwar politische 
Konsequenzen zu ziehen. Denn nicht eher wird die 
Lage der Landwirtschaft anders, bis sie nüchtern 
ihren eigenen Weg geht — eine Landwirtschaft, 
die sich nicht gebrauchen oder manchmal vielleicht 
auch sogar ein bißchen mißbrauchen läßt — und 
ihre Angelegenheiten selber betreibt und sich nicht 
über das, was man ihr schuldig bleibt, mit neuen 
Versprechungen oder mit Leistungen trösten läßt, 
die gar keine Leistungen sind. Ich denke an die 
dauernden Wiederholungen — bei jeder Wahl 
hören wir das —: „Die Agrarpolitik war zwar nicht 
so, wie sie hätte sein sollen, aber das Eigentum 
ist erhalten geblieben." Als ob es in Deutschland 
irgendeine Gruppe gäbe, die das bäuerliche Eigen

-

tum ernstlich auch nur bedrohte! 
Um dieser positiven Seite willen werden meine 

Freunde und ich dem Gesetz zustimmen, obwohl 
wir, wie gesagt, wissen, daß von ihm auch nicht 
andeutungsweise das zu erwarten ist, was man 
versprochen hat, als man diesen Feldzug begann. 
Nach wie vor steht alles im Ermessen und im Wol-
len und im Rahmen dessen, was die Bundesregie-

rung für möglich hält. Wir haben vorhin schon  
durch meinen Freund Frehsee sagen lassen, daß 
wir deshalb die Entschließung von Ihnen noch um 
einen Satz ergänzt wissen wollen, damit man mehr 
über das erfährt, was die Regierung nach der Ver-
abschiedung dieses Gesetzes und sicherlich nicht 
erst wegen der Verabschiedung dieses Gesetzes zu 
tun  hat.  Wäre es nämlich so, daß es erst dieses 
Gesetzes bedurft hätte, um etwas von dem zu tun, 
von dem wir beklagen, daß es bisher nicht getan 
worden ist, dann wäre das eine furchtbare An-
klage, meine Damen und Herren, insbesondere 
gegen Ihre Regierung und gegen Sie. Denn Sie hät-
ten ja, immer über eine sichere Mehrheit in diesem 
Hause verfügend, diese Grundlagen schon längst 
schaffen können. Um Sie aber von diesem Vor-
wurf oder von diesem Verdacht zu befreien, sage 
ich: dessen hat es nicht bedurft. Deswegen wird 
aber hier durch das Gesetz auch nichts anders. 

Wir werden diesem Gesetz zustimmen. Wir wer-
den ihm zustimmen, obwohl wir uns darüber klar 
sind, daß mit dieser Zustimmung noch ein Wer-
mutstropfen mehr in ,den Becher derjenigen fällt, 
die mal ausgezogen sind, etwas Großes nach Hause 
zu bringen, und nun wieder einen bitteren Trank 
herunterwürgen müssen und es nicht ganz leicht 
haben, draußen ihr Gesicht zu wahren. Das ist 
immer so, wenn man  zuviel versprochen hat; es ist 
nachher ein bißchen peinlich, wenn man so zurück-
kommt. Wir werden dem Gesetz zustimmen nicht 
nur auf Grund unserer von niemandem bestritte-
nen positiven und zielbewußten Mitarbeit an den 
Grundlagen des Entwurfs, sondern auch damit 
niemand in der Lage ist, draußen zu sagen, das 
wäre ein so gutes Paritätsgesetz, daß sogar die 
SPD -dagegen gestimmt hat! 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
SPD.) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Das 
Wort hat der Herr Minister. 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Kriedemann hat eben eine so aus-
gezeichnete Oppositionsrede gehalten, daß die er-
wähnten Schwierigkeiten in seiner Fraktion nun 
wohl endlich vorbei sein werden! 

(Heiterkeit. — Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Abg. Kriedemann: Das weiß 
ich nicht, Herr Minister, einer muß ja 
auch die Regierungspartei verteidigen!) 

Eigentlich hätte ich keine Veranlassung, mich mit 
einer guten Oppositionsrede zu befassen. Da Sie 
aber die Bundesregierung hin und wieder sehr 
heftig gestreift haben, in einer Art, daß es draußen 
im Lande nicht ohne Irrtümer abgehen kann, muß 
ich mich mit Ihren Ausführungen beschäftigen. 

Sie haben z. B. gesagt, das Gesetz berücksichtige 
nur die „Betriebe mit durchschnittlichen Produk-
tionsbedingungen" und nicht die Betriebe unter 
5 ha — was übrigens nirgendwo im Gesetz steht —. 

(Abg. Kriedemann: Nein, nein!) 

Natürlich können wir nicht kleine und kleinste 
und zersplitterte Betriebe aller Art zur Grundlage 
von Ermittlungen machen, um darauf globale 
Maßnahmen aufzubauen; das ist Ihnen doch genau 
so klar wie jedem anderen auch. 
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(Bundesminisfer Dr. h. c. Lübke) 
(Abg. Kriedemann: Herr Minister, wir sind 
uns ja völlig einig! Es hat sich nur darum 
gehandelt, einmal die Irrtümer aufzuklä-
ren, die bei den Verfassern der Entwürfe 
bestanden! Die wollte ich aufklären!) 

— Ich möchte nur nicht, daß draußen der Eindruck 
entsteht, daß die Bauern unter 5 ha von diesen 
Dingen nichts zu erwarten hätten! Das ist ein 
Irrtum? Nun, die Worte von Herrn Kriedemann 
hörten sich so an, als ob er der Öffentlichkeit diese 
Auffassung vermitteln wollte. Wenn wir die Fest-
stellungen nicht auf durchschnittlicher Produk-
tionsgrundlage und bei ordnungsmäßiger Bewirt-
schaftung ermitteln, sondern in Betrieben, die un-
ter 5 ha liegen, womöglich mit soundso viel hundert 
Teilstücken, dann erhalten wir durch global wir-
kende Maßnahmen Differentialrenten ungeahnten 
Ausmaßes. 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Herr 
Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Kriedemann (SPD): Herr Minister, darf ich Sie 
fragen, ob Sie gehört haben, daß ich gesagt habe, 
wie froh ich darüber bin, daß wir jetzt in diesem 
Gesetz die  g anze Landwirtschaft ansprechen und 
nicht, wie es lin den Entwürfen der Fall  war,  nur 
die sogenannten funktionsfähigen Betriebe? 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Nein, das habe ich 
aus ihren Ausführungen nicht verstanden, Herr 
Kriedemann. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Ich glaube, es hat noch mehrere gegeben, die das 
I  nicht verstanden haben. Jedenfalls möchte ich das 
zurückweisen, denn von den günstigen Wirkungen 
der global wirkenden Maßnahmen werden alle be-
troffen, während die gezielten Maßnahmen ge-
rade für die Notleidenden und für diejenigen ge-
dacht sind, die unter agrarstrukturellen Fehlern 
leiden. 
Sie haben weiter gesagt, die Antwort der Regie-

rung auf alle entscheidenden Fragen bei diesem 
Gesetzentwurf sei negativ gewesen. Dann möchte 
ich einmal wissen, warum dieses Haus denn darauf 
nun so positiv reagiert hat! Die Bundesregierung 
hat  nur in den Punkten nicht zugestimmt, wo die 
Gefahr bestand, daß etwa seine Einkommensparität 
oder eine Indexparität zu entstehen drohte, oder 
mit  Rücksicht auf das Grundgesetz. Da  aber han-
delt es sich tatsächlich nur um Formulierungen. In 
der früheren Formulierung hieß es: Die Bundes

-

regierung h a t sich zu äußern; die Bundesregierung 
h a t aufzustellen. In  der jetzigen Formulierung 
heißt es: Die Bundesregierung äußert sich; die  Bun-
desregierung stellt auf. Ich muß sagen:  man  muß 
schon sehr scharfe Augen haben, wenn man darin 
einen wesentlichen Unterschied sieht. 

(Abg. Kriedemann: Die Punkte sind auch 
nicht strittig, Herr Minister!)  

Dann zur Frage des Katalogs. Der Regierung 
sei es offensichtlich peinlich gewesen, wenn etwa 
Sozialpolitik hineingekommen wäre. Auch darüber 
ist im Ausschuß eingehend gesprochen worden, 
warum sie ausgenoimmen worden ist. Die Agrar-
struktur ist auch nicht besonders angesprochen, 
Herr Kriedemann. Das jetzige Gesetz soll die Mög-
lichkeit geben, durch wirtschaftliche Maßnahmen 
der Landwirtschaft zu helfen. Agrarstrukturver-

besserung und Sozialpolitik haben ihre Sonderauf-
gaben. Deshalb hätte es Verwirrung gegeben, wenn 
wir diese Komplexe im Gesetz auch angesprochen 
hätten. 
Meine Damen und Herren, nun zu der  Bemer-

kung: Mut vor dem eigenen Finanzminister. Ich 
glaube, daß dieser Mut  vor dem eigenen Finanz-
minister  in der Vergangenheit dagewesen ist und 
nicht erst zu kommen braucht. Man  hat  natürlich 
in  der  Opposition hinsichtlich des Mutes zu Mehr-
forderungen gegenüber dem Finanzminister weni-
ger Rücksicht zu nehmen als in  der Regierungs-
koalition. 

(Abg. Kriedemann: Sie verteidigen sich? 
Ich habe Sie gar nicht angegriffen!) 

— Herr Kriedemann, ich stelle richtig. Ich fühle 
mich gar nicht angegriffen. Meinen Sie, ich spräche 
nur, wenn ich angegriffen würde? Ich habe hier 
auch die Bundesregierung zu verteidigen. 

Ich darf sagen: es ist vorhin insofern vielleicht 
noch ein kleines Versehen passiert, als man nur 
die beiden Artikel 66 und 67 des Grundgesetzes 
anzog. Mit dem Landwirtschaftsgesetz sind letzten 
Endes sämtliche Länderregierungen angesprochen. 
Der Bundestag hat aber keine Möglichkeit, die 
Länderregierungen in einer befehlenden Form an-
zusprechen und damit wäre das Gesetz im Bundes-
rat gar nicht durchzubringen gewesen. 

Dann zur Frage der Handelspolitik. Meine 
Damen und Herren, unsere Handelspolitik ist im 
ganzen doch wohl recht erfolgreich gewesen. Wir 
haben uns auch nicht wegen landwirtschaftlicher 
Fragen in grundsätzlichen Dingen zu beugen brau-
chen, jedenfalls nicht seit Oktober 1953. Wir haben 
aber durch die Handelspolitik erreicht, daß wir 
30 % unseres Sozialprodukts über die Ausfuhr er

- stellen werden; das hat dazu beigetragen, die im 
Inland so notwendige Erhöhung der Kaufkraft zu 
schaffen. 

(Abg. Kriedemann: Ich habe die Handels

-

politik nicht angegriffen, Herr Minister!) 

Ich glaube, diese wenigen Feststellungen sollten 
genügen, um die Mißverständnisse zu beseitigen, 
die etwa über die Haltung der Bundesregierung 
hier entstanden sind. 

(Beifall in der Mitte.) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Be-
vor ich das Wort weiter erteile, erscheint es mir 
ratsam, darauf hinzuweisen, daß nach der Verein-
barung im Ältestenrat die Sitzung eigentlich um 
2 Uhr enden sollte. Wir stehen also vor der Frage, 
ob die Herren Abgeordneten so gütig sein wollen, 
die Reden etwas zu kürzen, oder ob wir das Gesetz 
heute nicht verabschieden. Ich nehme an, daß das 
Hohe Haus den Wunsch hat, heute noch über das 
Gesetz abzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wir müssen außerdem auch einige Rücksicht auf 
unsere Kollegen aus den verschiedenen Teilen Süd-
deutschlands nehmen, deren Züge ja in absehbarer 
Zeit fahren und die festsitzen würden, wenn sie 
die Züge nicht erreichen. Ich stelle ganz anheim. 
Ich darf das Wort dem nächsten Redner, Herrn 

Kollegen Elsner, erteilen. 

Elsner (GB/BHE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Herr Berichterstatter und 
meine Herren Vorredner haben in eingehender 
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) Weise den vorliegenden Gesetzentwurf behandelt, 
so daß ich mich in meinen Ausführungen auf weni-
ges beschränken kann. Wenn auch manche Kreise 
der Landwirtschaft, insbesondere die, die an die Lö-
sung des Paritätsproblems großere Hollnungen 
geknüpft haben, nicht voll befriedigt sind, so ist 
der vorliegende Gesetzentwurf trotzdem ein ent-
scheidender Fortschritt, ja ein Wendepunkt in der 
Gestaltung unserer Agrar- und Wirtschaftspolitik. 
Das Gesetz ist ein Grundsatzprogramm, das jedem 
Landwirtschaftsminister und jeder Bundesregie-
rung in der Verantwortung für das Gesamtwohl 
unserer Wirtschaft und unseres Volkes eine feste 
Handhabe gibt, um der Landwirtschaft den Anteil 
an der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung zu ge-
ben, den sie erwarten darf und um den sie seit 
langem gekämpft hat, leider mit unzureichenden 
Ergebnissen. 

Ein besonderer Wert des Gesetzes besteht darin, 
daß durch Repräsentativerhebungen objektiv und 
allen offenbar die Lage der Landwirtschaft vor 
dem Forum des Bundestages und des Bundesrates 
klargelegt wird. Das wird zweifellos zu einer kla-
ren und anerkennbaren Meinungsbildung über die 
Lage der Landwirtschaft führen. Durch den Er-
trags-Aufwands-Vergleich schafft der Gesetzent-
wurf die fruchtbare Ausgangslage für agrarpoliti-
sche Maßnahmen der Bundesregierung oder auch 
für solche Maßnahmen, die die Bundesregierung in 
Durchführung des Gesetzes vom Parlament for-
dern muß. 

Der entscheidende Wert jedoch liegt unseres Er-
achtens darin, daß der Gesetzentwurf das Kosten-
deckungsprinzip, das im Bereich des Bergbaues und 
der eisenschaffenden Industrie eine Selbstverständ-
lichkeit ist, anspricht und als Grundlage notwen-
diger Maßnahmen anerkennt. Insbesondere werden 
die Kosten herausgestellt, in denen das Mißver-
hältnis, die Disparität letztlich ihre Ursache hat. 
Das sind die Lohnfrage für Fremdarbeiter oder 
familieneigene Arbeitskräfte, der Betriebsleiter-
zuschlag und die Kapitalverzinsung. Diese drei 
Posten sind für die volle Teilnahme der Landwirt-
schaft am Aufstieg der Gesamtentwicklung ent-
scheidend. Über die Höhe dieser Posten und damit 
über die mit diesen Dingen ursächlich im Zusam-
menhang stehenden Probleme haben in Zukunft 
unausweichlich die Bundesregierung und das Par-
lament sich auseinanderzusetzen und verantwort-
liche Entscheidungen zu treffen. Diese Entscheidun-
gen werden nicht nur bei globalen Maßnahmen 
der allgemeinen Agrar- und Wirtschaftspolitik not-
wendig werden, sondern sie werden ebenso gezielte 
Maßnahmen sein, um dem Unterschied in der Er-
tragslage entgegenzuwirken. 

Mit der Sicherstellung der Kostendeckung, ins-
besondere mit der Schaffung der Lohnparität wird 
zweifellos der Ke rn  der sozialen Frage getroffen, 
wird endlich ein Schlußstrich gezogen unter die 
Unterbewertung der Landarbeit. Damit wird der 
Landflucht im wesentlichen entgegengewirkt wer-
den können, und das, meine Damen und Herren, 
würde, wenn uns diese Grundlagen durch die 
Handhabung des Gesetzes gegeben würden, einen 
Wendepunkt in der Gestaltung unserer Agrar-
politik und Wirtschaftspolitik bedeuten. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Meinung, 
daß trotz alledem wesentliche Gebiete der Agrar-
politik, der Agrarproblematik von dieser Lösung 
unberührt bleiben. Wir meinen damit die sozialen 

Probleme, die Probleme der Altersversorgung, die 
Probleme des Altenteils, der Arbeitsverfassung, 
und wären glücklich gewesen, wenn die Fassung 
des § 1, wie sie ursprünglich angenommen wurde, 
erhalten geblieben wäre. Mein Herr Vorredner, 
Herr Kollege Frehsee, hat ja in überzeugender 
Weise auf diese Dinge hingewiesen, so daß ich es 
mir ersparen kann, im besonderen darauf einzu-
gehen. 
Der Gesetzentwurf stellt, wie wiederholt betont 

worden ist, die unentbehrliche Grundlage für das 
Wirksamwerden aller geplanten oder eingeleiteten 
Agrarmaßnahmen dar, insbesondere der struktu-
rellen Maßnahmen wie Flurbereinigung, Dorfauf-
lockerung, Aufstockung von Zwergbetrieben und 
so fort und nicht zuletzt auch für die Eingliederung 
der heimatvertriebenen Bauern. Ohne dieses Ge-
setz können alle diese Maßnahmen nicht voll wirk-
sam werden. 
Eine verantwortungsbewußte Handhabung dieses 

Gesetzes wird der westdeutschen Landwirtschaft 
das bereits empfindlich gestörte Vertrauen zu-
rückgeben. Die Landwirtschaft wird dann all die 
Maßnahmen ergreifen können, die zu einer Pro-
duktionssteigerung und einer Steigerung der Pro-
duktivität führen, aus der heraus sie in der Lage 
ist, unsere Verbraucherschaft reichlich und preis-
würdig mit Lebensmitteln zu versorgen. 
Die Nachkriegsleistung der westdeutschen Land-

wirtschaft kann auch von den hartnäckigsten Geg-
nern nicht in Zweifel gezogen werden. Denn in 
dem kurzen Zeitraum von der Währungsreform 
bis heute konnte die Eigenversorgung in der Bun-
desrepublik von 40 % auf 73 % gesteigert werden, 
wobei die Gesamtproduktion einen Wert von 
15 Milliarden DM erreicht hat, während der Wert 
der Erzeugung von Kohle, Eisen und Stahl bei 
14 Milliarden DM liegt. Diese beiden Zahlen zeigen 
eindeutig den Leistungswillen der Landwirtschaft 
und die Produktionsgröße im Rahmen der Gesamt-
wirtschaft. 
Unzweifelhaft wird eine rentable Landwirtschaft 

durch ihren großen Nachholbedarf insbesondere 
bei der Modernisierung ihres Produktionsapparats 
mit ihrer Kaufkraft auch den Binnenmarkt erwei-
tern und bereichern, dies um so mehr, wenn man 
dem Binnenmarkt die gleiche Pflege zuteil werden 
läßt wie dem Auslandsmarkt. 

Die agrargeschichtlichen Erfahrungen insbeson-
dere Englands sollten uns warnen, wirtschaftlich 
Wege zu gehen, die zur Preisgabe des Bauerntums, 
der Landwirtschaft führen. In zwei großen Agrar-
krisen hat England seine Landwirtschaft dem Ver-
fall preisgegeben. England hat aus den Folgen 
bittere Erfahrungen gesammelt und ist dabei, seine 
Landwirtschaft erneut aufzubauen. Welche An-
strengungen es dabei macht, zeigen allein die 
außerordentlich hohen Subventionen, die es seit 
zehn Jahren zum Aufbau seiner Landwirtschaft in 
großem Stil einsetzt. Der Haushaltsansatz dafür im 
vergangenen Jahr betrug 250 Millionen Pfund. Das 
sind nach unserer Währung 3 Milliarden DM jähr-
lich oder ein Zehntel unseres Bundeshaushalts. 
Hinzu kommen noch die übrigen Leistungen für 
die Landwirtschaft, die beträchtlich höher liegen 
als bei uns. Das ist heute dem englischen Volk seine 
Landwirtschaft wert. Die Engländer haben nicht 
vergessen, daß sie in zwei Kriegen hungern mußten. 
Meine Damen und Herren, der Herr Bundes-

kanzler hat jüngst einmal gesagt: das eigene Brot 
ist das sicherste. Nach den englischen Erfahrungen 
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glaube ich sagen zu müssen: es ist auf die Dauer 
gesehen auch das billigste. 

Die Forderung der Landwirtschaft nach dem 
Ausgleich ihrer naturbedingten und wirtschaft-
lichen Nachteile durch Einsatz agrar- und wirt-
schaftspolitischer Maßnahmen ist in jeder Hinsicht 
gerechtfertigt. Sie stellt nichts anderes dar als den 
Anspruch auf den gerechten Anteil an der fort-
schreitenden Entwicklung der Gesamtwirtschaft. 
Meine Fraktion wird daher dem Gesetzentwurf in 
der vorliegenden Form zustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ich muß jetzt, bevor 
ich das Wort weiter gebe, etwas zur Arbeitstechnik 
des Hauses sagen. Sie wissen ja, es ist heute Frei-
tag, und es war vorgesehen, daß die Sitzung eigent-
lich um 14 Uhr zu Ende sein sollte. Es ist aber noch 
kein Ende abzusehen. Hier stehen vorläufig noch 
vier Redner auf der Liste, und wenn jeder nur 
eine halbe Stunde redet, dann sind das noch zwei 
Stunden. Dann wäre es 16 Uhr. 

Ich höre eben gerade von der SPD-Fraktion — 
ihr verantwortlicher Mann war eben bei mir und 
hat es mir gesagt —, daß sie, wenn diese Materie 
bis 14 Uhr 30 nicht abgewickelt sei, sich veranlaßt 
sehe, hier einen Antrag zu stellen, die Sitzung zu 
unterbrechen. Sie müsse wegen der Situation im 
Sicherheitsausschuß und im Rechtsausschuß be-
züglich des Freiwilligengesetzes unbedingt heute 
noch eine Vorstands- und eine Fraktionssitzung 
abhalten. Das alles liegt vor. 

Ich will das dem Hohen Hause nur unterbreiten, 
I) damit wir sehen, daß wir diese Sache hier bis 
14 Uhr 30 abwickeln. Denn ich würde es als abso-
lut untragbar ansehen, wenn wir heute nicht mit 
der dritten Lesung dieses Gesetzes zu Ende kämen. 

(Beifall.) 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Müller 
(Wehdel). 

Müller (Wehdel) (DP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will Ihre 
Geduld nicht auf eine lange Probe stellen. Die Vor-
redner haben bereits alle wichtigen Punkte ge-
nannt. Ich muß Ihnen aber in einigen wenigen Sät-
zen die Stellungnahme meiner Fraktion bekannt-
geben. Uns selbst wäre es lieber gewesen, wenn 
wir die Fassung, die aus dem Unterausschuß für 
das Paritätsgesetz herausgekommen ist, auch in der 
jetzigen endgültigen Fassung wiedergefunden hät-
ten. Wir haben aber von einer Stellung von Ände-
rungsanträgen Abstand genommen, weil wir 
sehen, daß materiell kein großer Unterschied zwi-
schen der von uns gewünschten Fassung und der 
jetzigen Fassung des Gesetzes gegeben ist. 

Wir hätten es auch gern gesehen, wenn im § 5 
ein klarerer Auftrag an die Regierung enthalten 
gewesen wäre. Aber auch hier verzichten wir auf 
Änderungsanträge. 

Auf der andern Seite glauben wir, daß das Ge-
setz doch der Bundesregierung eine Handhabe gibt 
und ihr auch die politische Pflicht auferlegt, auf 
eine nachhaltige Besserung der Lage der Land-
wirtschaft hinzuarbeiten. 
Außerdem schafft dieses Gesetz uns zum ersten-

mal ein einwandfreies Unterlagenmaterial über  

die unterschiedliche Lage der verschiedensten Be-
triebsgrößen und -gruppen. Damit haben wir zum 
erstenmal die Möglichkeit, Wünsche der Landwirt-
schaft sachlich zu untermauern und dem ewigen 
Gerede „Die Landwirtschaft klagt aus Beruf" end-
gültig entgegenzutreten. Ferner glauben wir, daß 
diese Unterlagen der Bundesregierung die Mög-
lichkeit, aber auch die Verpflichtung geben, in all 
den Fällen, wo — bedingt durch ungünstige Bo-
den und Klimaverhältnisse — durch einseitige 
Wirtschaftsführung klare Disparitäten entstehen, 
diese zu beheben. Wir haben die Hoffnung, daß 
auf Grund der nach dem Gesetz erarbeiteten ein-
wandfreien Unterlagen den wirtschaftlich heute 
stark benachteiligten Gebieten eine dringend not-
wendige Hilfe gegeben wird. Ich denke hierbei an 
die Grünlandgebiete im norddeutschen Raum wie 
auch an die einseitige Betriebsform im Mittelge-
birge und in den Voralpen. Denn für diese Gebiete 
ist eine Vielzahl von Maßnahmen erforderlich, da-
mit sie wieder in vernünftige Ertragsverhältnisse 
zurückgebracht werden. 

Der erste Bericht des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten soll am 
15. Februar 1956 erfolgen. Wir alle wissen, daß 
sich die Lage in der Landwirtschaft in breitesten 
Kreisen seit dem Herbst 1954 erheblich verschlech-
tert hat. Wir wissen, daß die Landflucht Formen 
annimmt, die selbst die familieneigenen Arbeits-
kräfte, sogar die Bauern selbst, in steigendem 
Maße' in andere Berufszweige treiben. Deswegen 
haben wir den Entschließungsantrag auf Um-
druck 470*) eingebracht und damit die Bundes-
regierung ersucht, nach Inkrafttreten des Land-
wirtschaftsgesetzes diejenigen Maßnahmen unver-
züglich bekanntzugeben, die schon jetzt zu einer 
Besserung der wirtschaftlichen Lage der deutschen 
Landwirtschaft führen können. Ich bitte das Hohe 
Haus, diesem Entschließungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Horlacher. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich glaube, daß ich der 
letzte Redner bin, und da bin ich richtig plaziert. 
Sie brauchen keine Angst zu haben, ich bin gleich 
fertig; ich werde die Debatte nicht länger aufhal-
ten, als es unbedingt notwendig ist. 

(Heiterkeit.) 

Aber ein paar Feststellungen lassen Sie mich 
treffen. 
Sie werden wissen, daß ich ein vorsichtiger Mann 

bin 
(Heiterkeit) 

und daß ich nicht mehr verspreche, als ich halten 
kann. Einmal habe ich etwas versprochen: das war, 
als ich geheiratet habe, und seitdem nicht mehr. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Deshalb habe ich auch den Bauern draußen nicht 
die Glückseligkeit aus diesem Landwirtschaftsge-
setz versprochen. Dazu habe ich folgenden klaren, 
vernünftigen Standpunkt zu beziehen. 

Das vorliegende Gesetz ist notwendig. Es darf 
nicht überschätzt werden, es darf nicht unter-
schätzt werden, sondern es muß richtig eingeschätzt 
und muß von uns später erst richtig ausgebaut 

*) Siehe Anlage 3. 
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werden. So ist die Lage. Das ist die nüchterne 
Lage. Von diesem Gesichtspunkt aus müssen wir 
alle miteinander noch an der Vervollständigung, 
Verfeinerung und an dem weiteren Ausbau des 
Gesetzes arbeiten. 
Das Gesetz hatte als Kernproblem einen soge-

nannten Feststellungszweck, indem nämlich in 
Testbetrieben — Betrieben, die besonders ausge-
sucht werden — die Lage in der Landwirtschaft 
festgestellt wird. Da sage ich folgendes; Herr Kol-
lege Kriedemann, da werden Sie mir zustimmen. 
Ich werde Obacht geben, und zwar mit aller 
Schärfe, daß die Mischung unter den 6- bis 8000 
Betrieben so ist, daß die klein- und mittelbäuer-
liche Seite dabei nicht zu kurz kommt. 

(Beifall. — Sehr richtig! bei der SPD. — 
Zuruf von der SPD: Da helfen wir Ihnen!) 

Ich bitte den Herrn Bundesernährungsminister, 
darauf zu achten. Im übrigen möchte ich ihm mal 
mein Kompliment aussprechen — er ist es von mir 
selten gewohnt, deswegen tue ich es um so lieber —, 
nämlich dafür, daß er, als dieses Gesetz aus dem 
Ernährungsausschuß heraus war, im Kabinett da-
für gesorgt hat, daß es so rasch wie möglich wie-
der an den Deutschen Bundestag zurückgegangen 
ist, so daß wir im Ernährungsausschuß wenig-
stens dann die Gelegenheit hatten, das Gesetz noch 
in letzter Minute vor den Ferien zu verabschieden. 

Was bringt dieses Gesetz Neues? Es bringt ein-
mal den Feststellungsausschuß. Weiterhin weise ich 
darauf hin, daß dieses Gesetz erst richtig anlaufen 
muß; denn die erste Feststellung wird am 15. Fe-
bruar 1956 getroffen, d. h. wir müssen mit den 
Methoden arbeiten, die bisher maßgebend waren. 
Die neuen Methoden kommen erst am 15. Februar 
1957 zur Wirksamkeit. Wenn das Wirtschaftsjahr 
1955/56 abgelaufen ist, dann kommen die nor-
malen Berechnungen auf den normalen Grund-
lagen. So, das wollte ich noch ausführen. 
Wir werden also bei der Durchführung und 

Handhabung des Gesetzes auf der Wacht sein und 
wünschen, daß wir in gemeinsamer Arbeit etwas 
Vernünftiges für die deutsche Landwirtschaft zu-
stande bringen; denn diesem Gesetz müssen erst 
die Ausführungsgesetze folgen. Dieses Gesetz ist 
ein Grundlagengesetz, und daher muß die Bun-
desregierung die entsprechenden Gesetzentwürfe 
oder die entsprechenden Mittel zur Verfügung 
stellen. In diesem Sinne wünsche ich dem Gesetz 
einen guten Erfolg. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache in der dritten Lesung des Gesetzes. 
Ich rufe auf § 1. Die SPD- Fraktion hat ihren 

Änderungsantrag auf Umdruck 471 *) für die dritte 
Lesung — — 

(Wortmeldung des Abg. Dr. Dr. h. c. Müller 
[Bonn] — Zuruf von der SPD.) 

— Ich denke, das ist genügend begründet, Herr 
Kollege; nehmen Sie es mir nicht übel. Sie haben 
heute morgen schon zweimal begründet; das ganze 
Haus hat gehört, was Sie wollen. 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn]: Zur Ab

-

stimmung! Nur ein Geschäftsordnungs

-

antrag!) 

*) Siehe Anlage 2.  

— Ich war  ja noch nicht fertig. Die SPD hat den 
Antrag wieder aufgenommen. Ich muß also jetzt 
darüber abstimmen lassen. Zur Abstimmung hat 
zunächst das Wort der Herr Abgeordnete Dr. 
Müller. 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich bitte, über 
diesen Antrag getrennt abstimmen zu lassen, und 
zwar zuerst über den ersten Teil: „werden nach dem 
Wort ,Kredit-' die Worte ,Sozial-, Finanz- ein-
gefügt" und dann über den zweiten Satz: „Damit 
soll gleichzeitig die soziale Lage usw."; also zwei-
malige Abstimmung. Ich habe zu erklären, daß 
meine Freunde den ersten Teil ablehnen und dem 
zweiten zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Haus hat den 
Vorschlag gehört. Das kann ja nach der Geschäfts-
ordnung geschehen, getrennte Abstimmung. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 471 *), der in der dritten Lesung wieder 
aufgenommen worden ist, und zwar über den Teil, 
den ich jetzt vorlese: „werden nach dem Wort 
,Kredit-` die Worte ;Sozial-, Finanz- eingefügt". 
Wer diesem Teil des Änderungsantrags zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um  ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das letztere ist 
die Mehrheit; dieser Teil des Antrags ist abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den zweiten 
Teil: „und der folgende Satz 2 angefügt: ,Damit 
soll gleichzeitig die soziale Lage der in der Land-
wirtschaft tätigen Menschen an die vergleichbarer 
Berufsgruppen angeglichen werden." Wer dem zu-
zustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Wer dem § 1 in der dritten Lesung in der Fas-
sung, die er nun bekommen hat, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, das Handzeichen zu geben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
verabschiedet. 

Ich komme dann, da andere Änderungsanträge 
nicht vorliegen, zur Schlußabstimmung über das 
Gesetz, so wie es jetzt durch die Abstimmung in 
der zweiten Beratung und die Änderung des § 1 
in 'der dritten Beratung gestaltet worden ist. Wer 
dem Gesetz im, ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben! — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Gegen 2 Stimmen ver-
abschiedet.***) 

Ich muß jetzt noch über den Entschließungs-
antrag auf Umdruck 470 **) abstimmen lassen, zu 
dem die SPD-Fraktion einen Zusatzantrag, so 
möchte ich sagen, gestellt hat. Ich glaube, wir kom-
men am schnellsten zu Rande, wenn ich erst über 
den einen Teil und dann über den anderen Teil ab-
stimmen lasse, weil dieser sich nämlich automatisch 
anschließt; oder gleich über das Ganze? 

(Zustimmung.) 

— Über das Ganze, gut. Ich komme also zur Ab-
stimmung über den Entschließungsantrag, der jetzt 
lautet: 

*) Siehe Anlage 2. 
**) Siehe Anlage 3. 
***) Siehe Anlage 4. 



5454 	2. Deutscher Bundestag — 96. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Juli 1955 

(Vizepräsident Dr. Schneider) 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

nach Inkrafttreten des Landwirtschaftsgesetzes 
diejenigen Maßnahmen unverzüglich bekannt-
zugeben, die schon jetzt zu einer Besserung 
der wirtschaftlichen Lage der deutschen Land-
wirtschaft führen können, und gleichzeitig mit-
zuteilen, wann und wie sie diese Maßregeln 
durchzuführen gedenkt. 

Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen und einigen Gegenstimmen angenommen 
Ich stelle dann zu Protokoll fest, daß mit der Ver-
abschiedung dieses Gesetzes die beiden Drucksachen 
405 und 448 erledigt sind. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 5 der heutigen 
Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur vorläufigen Änderung des Ge-
setzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk (Drucksache 1479). 

Absprachegemäß soll ,auf Begründung und Aus-
sprache in der ersten Lesung verzichtet werden. Ich 
schlage dem Hause vor Überweisung an  den Aus-
schuß für Sozialpolitik — federführend — und an 
den Ausschuß für Sonderfragen des Mittelstandes 
zur Mitberatung. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist so 
beschlossen. 

Punkt 6 der heutigen Tagesordnung: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes gegen den un-
lauteren Wettbewerb, des Gesetzes über das 
Zugabewesen und des Rabattgesetzes (Druck-
sache 1478). 

Auch hier soll wie eben verfahren werden. Ich 
schlage dem Hause vor Überweisung an den Aus-
schuß für Wirtschaftspolitik — federführend — 
und an den Ausschuß für gewerblichen Rechts-
schutz und Urheberrecht zur Mitberatung. Das 
Haus ist damit einverstanden? — Das ist der Fall; 
die Überweisung ist beschlossen. 

Ich darf das Haus bitten, damit einverstanden 
zu sein, daß wir zwei Vorlagen vorziehen, die heute 
unbedingt noch überwiesen werden müssen, und 
ich weiß nicht genau, ob wir bis 14 Uhr 30 mit 
der Tagesordnung zu Ende kommen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizei-
vollzugsbeamten des Bundes (vorl. BPolBG) 
(Drucksache 1472). 

Auch hier soll auf Debatte in der ersten Lesung 
verzichtet werden. Es ist Überweisung an den Aus-
schuß für Beamtenrecht vorgeschlagen. Der Herr 
Vorsitzende des Auschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung hat gebeten, den Entwurf 
auch seinem Ausschuß zur Mitberatung zu über-
weisen, da Fragen der Bundespolizei und des 
Bundesgrenzschutzes durch den Entwurf berührt 
werden. Ist das Haus mit dieser Art der Überwei-
sung einverstanden? — Das ist der Fall. 

Punkt 13: 
Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen auf Zustimmung des Bundes-
tages zur Bestellung eines Erbbaurechts an 
einem Teilgrundstück der ehemaligen Lehr-
lingsausbildungswerkstätten der ehemaligen 
Kriegsmarinewerft Wilhelmshaven in Wester-
stede (Drucksache 1459). 

Es wird die Überweisung des Antrags an den 
Haushaltsausschuß vorgeschlagen. Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Das ist der Fall; dann ist es 
so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 7 auf: 
Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Frau Dietz, Ruf, Bausch und Ge-
nossen eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung der Verordnung zum 
Schutze der Wirtschaft (Drucksache 204); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksache 1430). 

(Erste Beratung: 18. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin Frau 
Abgeordneten Nadig. 

Frau Nadig (SPD), Berichterstatterin: Ich gebe 
den Bericht schriftlich zu Protokoll. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Die Frau Abge-
ordnete gibt den Bericht schriftlich zu Protokoll*). 
Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich trete in die zweite Beratung ein und rufe auf 
in der Ausschußfassung Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, 
— Einleitung und Überschrift. Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
schließe die Aussprache in der Einzelberatung. 

Wer den soeben aufgerufenen Artikeln des Ge-
setzes nebst Einleitung und Überschrift in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Gegen zwei Stimmen angenommen. Da-
mit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir treten in die 
dritte Lesung 

ein. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die allgemeine Aussprache. 

Wer dem Gesetz in der soeben in der zweiten 
Lesung beschlossenen Fassung im ganzen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen zwei 
Stimmen verabschiedet. 

Ich rufe auf Punkt 8: 
Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung und Aufhebung 
von Durchführungsverordnungen zum Bre-
mischen Übergangsgesetz zur Regelung der 
Gewerbefreiheit (Drucksache 828); 
Schriftlicher Bericht**) des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck-
sachen 1403, zu 1403) 
(Erste Beratung: 51. Sitzung.) 

Das Wort hat der Berichterstatter. 

1 Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 6. 
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Wehr (SPD), Berichterstatter: Ich darf vielleicht 
angesichts der vorgeschrittenen Zeit auf mündliche 
Berichterstattung verzichten. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Verzichtet das 
Haus auf mündliche Berichterstattung? — Das ist 
der Fall. 
Dann trete ich in die zweite Lesung ein. Ich rufe 

auf § 1, — § 2, — § 2 a, — § 3, — § 4, — Einleitung 
und Überschrift in der Ausschußfassung. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall; dann 
schließe ich die Aussprache in der Einzelberatung. 

Wer den aufgerufenen Paragraphen, der Einlei-
tung und Überschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, das Handzeichen zu geben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich trete in die 
dritte Beratung 

ein. Da Änderungsanträge nicht vorliegen, bitte ich 
diejenigen, die dem Gesetz in der eben verabschie-
deten Form auch in der dritten Beratung zuzustim-
men wünschen, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir haben noch abzustimmen über die Aus-
schußanträge unter Ziffern 2 und 3 auf Druck-
sache 1403. Wer diesen beiden Ausschußanträgen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, das Hand-
zeichen zu geben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 
Punkt 9 war bereits erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 10: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Fragen der öffentlichen Für-
sorge (13. Ausschuß) über den Antrag der 
Fraktion der SPD betreffend Körperbehin-
dertengesetz (Drucksachen 1436, 1246). 

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin Frau 
Abgeordneten Niggemeyer. 

Frau Niggemeyer (CDU/CSU), Berichterstatterin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
in der glücklichen Lage, meine Berichterstattung 
sehr kurz zu fassen. Der Ausschuß hat sich 
einmütig auf den Standpunkt gestellt, den Antrag 
der SPD, die Bundesregierung zu ersuchen, bis zum 
1. Juli 1955 das Körperbehindertengesetz vorzu-
legen, auf Grund folgender Tatsachen für erledigt 
zu erklären. Am 17. Mai, dem Tage der Beratung 
dieses Antrags, wurde uns bekanntgegeben, daß 
der Entwurf des Körperbehindertengesetzes dem 
Kabinett zugeleitet sei. Der Entwurf ist vom Kabi-
nett verabschiedet und am 24. Juni im Plenum des 
Bundesrats verabschiedet worden. Wenn trotzdem 
der Termin 1. Juli nicht ganz eingehalten worden  

ist, so bitte ich zu bedenken, daß wegen der Ein-
wendungen des Bundesrats zum Gesetzentwurf 
einige Zeit vergehen wird, bis uns der Gesetzent-
wurf zugeleitet werden kann. Nach mir zugegan-
genen Informationen wird es aber doch vielleicht 
möglich sein, den Gesetzentwurf noch in der kom-
menden Woche in erster Lesung zu verabschieden. 
Ich bitte also das Hohe Haus, sich dem Antrag des 
Ausschusses anzuschließen und den Antrag auf 
Drucksache 1246 für erledigt zu erklären. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. Ich eröffne die Aussprache. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag des Ausschusses Drucksache 1436 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen eine 
Stimme angenommen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaftspolitik (21. Aus-
schuß) über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Henn, Frau Dr. Brökelschen, Dr. Starke, 
Wacher (Hof) und Genossen betreffend An-
wendung der Richtlinien der Bundesregie-
rung für die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber bei der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen auf Aufträge der Besatzungs-
mächte (Drucksachen 1438, 743). 

Ich erteile das Wort zur Berichterstattung dem 
Herrn Abgeordneten Hörauf. — Der Abgeordnete 
ist nicht da. Ich nehme an, daß das Haus unter die-
sen Umständen auf Berichterstattung verzichtet. 

(Zustimmung.) 

Ich eröffne die Aussprache über die Drucksache 
1438. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die dem An-
trag des Ausschusses für Wirtschaftspolitik auf 
Drucksache 1438 zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen zwei Stimmen angenommen. 

Da nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
Punkt 12, Antrag betreffend Zweimarkstücke, von 
der heutigen Tagesordnung abgesetzt ist, sind wir 
damit am Ende unserer Beratungen. 

Ich berufe die nächste, die 97. Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf Mittwoch, den 13. Juli 1955, 
14 Uhr und schließe — die SPD braucht die Unter-
brechung nicht mehr zu beantragen — die heutige 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 14 Uhr 25 Minuten.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Beurlaubungen 

Abgeordnete beurlaubt 
bis einschließlich 

D. Dr. Gerstenmaier 15. August 
Dr. Höck 31. Juli 
Bauer (Würzburg) 30. Juli 
Dr. Blank (Oberhausen) 30. Juli 
Dr. Kreyssig 30. Juli 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 30. Juli 
Schoettle 30. Juli 
Dr. Vogel 30. Juli 
Albers 23. Juli 
Dr. Graf Henckel 23. Juli 
Dr. Dresbach 16. Juli 
Koenen (Lippstadt) 16. Juli 
Morgenthaler 16. Juli 
Pelster 16. Juli 
Karpf 9. Juli 
Kemper (Trier) 9. Juli 
Lulay 9. Juli 
Schuler 9. Juli 
Wiedeck 9. Juli 
Brockmann (Rinkerode) 8. Juli 
Caspers 8. Juli 
Dr. Deist 8. Juli 
Donhauser 8. Juli 
Feldmann 8. Juli 
Brandt (Berlin) 8. Juli 
Dr. Friedensburg 8. Juli 
Graaff (Elze) 8. Juli 
Hörauf 8 Juli 
Frau Kipp-Kaule 8. Juli 
Kurlbaum 8. Juli 
Huth 8. Juli 
Lang (München) 8. Juli 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 	8. Juli 
Frau Dr. Maxsein 8. Juli 
Müller-Hermann 8. Juli 
Dr. Bucerius 8. Juli 
Dr. Eckardt 8. Juli 
Naegel 8. Juli 
Raestrup 8. Juli 
Reitz 8. Juli 
Dr. Rinke 8. Juli 
Onnen 8. Juli 
Samwer 8. Juli 
Scharnberg 8. Juli 
Seuffert 8. Juli 
Dr. Schellenberg 8. Juli 
Schmitt (Vockenhausen) 8. Juli 
Dr. Schöne 8. Juli 
Stiller 8. Juli 
Sträter 8. Juli 
Wagner (Ludwigshafen) 8. Juli 
Wittenburg 8. Juli 

Delegierte und Stellvertretende 
Delegierte bei der Beratenden 
Versammlung des Europarates: 

Altmaier 9. Juli 
Dr. Becker (Hersfeld) 9. Juli 
Birkelbach 9. Juli 
Fürst von Bismarck 9. Juli 
Erler 9. Juli 
Even 9. Juli 
Gräfin Finckenstein 9. Juli 
Gerns 9. Juli 

Haasler 9. Juli 
Dr. Hellwig 9. Juli 
Höfler 9. Juli 
Kalbitzer 9. Juli 
Kiesinger 9. Juli 
Dr. Kopf 9. Juli 
Lemmer 9. Juli 
Dr. Lenz (Godesberg) 9. Juli 
Dr. Leverkuehn 9. Juli 
Dr. Lütkens 9. Juli 
Marx 9. Juli 
Dr. von Merkatz 9. Juli 
Frau Meyer-Laule 9. Juli 
Dr. Mommer 9. Juli 
Dr. Oesterle , 9. Juli  
Paul 9. Juli 
Dr. Pfleiderer 9. Juli 
Dr. Dr. h. c. Pünder 9. Juli 
Frau Dr. Rehling 9. Juli 
Dr. Schmid (Frankfurt) 9. Juli 
Frau Schroeder (Berlin) 9. Juli 
Schütz 9. Juli 
Graf von Spreti 9. Juli 
Trittelvitz 9. Juli 
Dr. Wahl 9. Juli 
Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 9. Juli 

Anlage 2 	 Umdruck 471 
(Vgl. S. 5425 A, 5433 D, 5453 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Landwirt-
schaftsgesetzes (Drucksachen 1538, 405, 448): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 1 werden nach dem Wort „Kredit-" die 
Worte ,,, Sozial-, Finanz-" eingefügt und der fol-
gende Satz 2 angefügt: 
Damit soll gleichzeitig die soziale Lage der in 
der Landwirtschaft tätigen Menschen an die ver

-

gleichbarer Berufsgruppen angeglichen werden. 

Bonn, den 8. Juli 1955 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 470 
(Vgl. S. 5428 C, 5452 C, 5453 D) 

Entschließungsantrag der Fraktion der DP zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Landwirt-
schaftsgesetzes (Drucksachen 405, 448, 1538): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
nach Inkrafttreten des Landwirtschaftsgesetzes die-
jenigen Maßnahmen unverzüglich bekanntzugeben, 
die schon jetzt zu einer Besserung der wirtschaft-
lichen Lage der deutschen Landwirtschaft führen 
können. 

Bonn, den 8. Juli 1955 

Müller (Wehdel) 
Eickhoff 
Matthes 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 4 	 (Vgl. S. 5453 D) 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Schwann (FDP) zur Abstimmung 
gemäß §§ 59 der Geschäftsordnung über den Ent-
wurf eines 

Landwirtschaftsgesetzes 
(Drucksache 1538) 

Ich lehne diese Vorlage ab, 

1. weil sie nach ihrem Inhalt kein Gesetz bringt, 
sondern eine Entschließung des Bundestages 
ohne jede Verpflichtung der Bundesregierung 
auf bestimmte Maßnahmen; 

2. weil sie in der Landwirtschaft Hoffnungen er-
weckt, denen bei der zu erwartenden Nichter-
füllung eine um so größere — auch politisch 
bedenkliche — Enttäuschung folgen wird, 

3. weil die Aufwands- und Ertragsberechnungen 
keine schlüssigen, allseits anerkannten Ergeb-
nisse bringen werden, so daß dem Grundanlie

-

gen der Landwirtschaft, zu schnellen Maßnah-
men zu kommen, nicht entsprochen wird; 

4. weil die konsequente Fortsetzung des in dieser 
Vorlage eingeschlagenen Weges zu einem Ap-
parat statistischer Erheber führen wird, ver-
bunden mit einer neuen Belastung der Land-
wirtschaft durch Auskunftspflicht, Zwangsmaß-
nahmen und Strafen; 

5. weil die Vorlage auf Subventionen zum Teil 
zweifelhaften Charakters abzielt, während es 
darum geht, wirtschaftliche Voraussetzungen zu 
schaffen, unter denen der Bauernstand — eben-
so wie die anderen Stände — sich durch eigene 
Leistung den rechten Lohn erarbeiten kann; 

6. weil — zusammenfassend — diese Vorlage in 
ihrer jetzigen Fassung in keinem inneren Zu-
sammenhang mehr mit der ursprünglichen Ab-
sicht steht. 

Bonn, den 8. Juli 1955 

Hermann Schwann 

Anlage 5 	 zu Drucksache 1430 
(Vgl. S. 5454 C) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung der Verordnung zum Schutze der  Wirtschaft  

Berichterstatterin: Frau Abgeordnete Nadig 

Die Drucksache 204, Antrag der Abgeordneten 
Frau Dietz, Bausch und Gen., ist der Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Verordnung zum 
Schutze der Wirtschaft (Kundenzeitschriften). Die-
ser Entwurf wurde am 11. 3. 1954 dem Rechtsaus-
schuß federführend überwiesen. Gleichzeitig ist die 
Drucksache auch dem Ausschuß für Fragen der 
Presse, des Rundfunks und des Films sowie dem 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik zur Mitberatung 
zugeleitet worden. Die drei Ausschüsse haben in 
mehreren Sitzungen die Vorlage beraten. Beide 
mitberatenden Ausschüsse haben Vorschläge für 
die Abänderung des Art. 1 Abs. II Buchst. e der 
Verordnung zum Schutze der Wirtschaft gemacht. 

Der Ausschuß für Presse, Rundfunk und Film 
hatte sich auf folgende Fassung geeinigt: 

Wenn Zeitschriften belehrenden und unterhal-
tenden, jedoch nicht aktuellen Inhalts, die der 
Werbung von Kunden und den Interessen des 
Verteilers dienen, die weiterhin durch ent-
sprechenden Aufdruck auf der Titelseite in 
ihrer redaktionellen Gestaltung sowie in ihren 
Hinweisen im Innern der Zeitschrift diesen 
Zweck erkennbar machen, in ihren Herstel-
lungskosten geringwertig sind und unentgelt-
lich an den Verbraucher abgegeben werden 
(Kundenzeitschriften) 

Der Wirtschaftspolitische Ausschuß hegte gegen 
diese Formulierung Bedenken und schlug folgende 
Abänderung vor: 

Wenn Zeitschriften belehrenden und unterhal-
tenden, jedoch nicht aktuellen Inhalts, die 
nach ihrer Aufmachung und Ausgestaltung der 
Werbung von Kunden dienen (Kundenzeit-
schriften), durch Aufdruck auf der Titelseite 
als Kundenzeitschrift gekennzeichnet und in 
ihrem Kostenaufwand für den Verteiler ge-
ringwertig sind, unentgeltlich abgegeben wer-
den 

Der Wirtschaftspolitische Ausschuß brachte in 
seinem Beschluß zum Ausdruck, daß er eine Ge-
samtüberprüfung der Verordnung zum Schutze der 
Wirtschaft und ihre Neufassung für erforderlich 
halte. Weiter wünschte der Ausschuß, in der Be-
richterstattung darauf hinzuweisen, daß nach Auf-
fassung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses eine 
bestimmte Kundenzeitschrift in Umfang und Auf-
machung den vorgeschlagenen Merkmalen nur im 
äußersten Falle entspreche. 
Der federführende Ausschuß hatte erhebliche 

Bedenken, diesem Vorschlag nachzukommen. Er 
hielt es für gefährlich, eine Kundenzeitschrift ge-
wissermaßen als Muster herauszustellen und an 
Hand einer Zeitschrift Gesetzesbestimmungen zu 
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zugestandenen Zweck nicht mehr erfüllen könnten. 
Der Rechtsausschuß beschloß einstimmig, den 

Satz „jedoch nicht aktuellen Inhalts" zu streichen. 
Der Rechtsausschuß schlug für den Art. 1 Buchst. e 
der Verordnung zum Schutze der Wirtschaft fol-
gende Fassung vor: 

Wenn Zeitschriften belehrenden und unterhal-
tenden Inhalts, die  nach ihrer Aufmachung und 
Ausgestaltung der Werbung von Kunden und 
den Interessen des Verteilers dienen, durch 
einen entsprechenden Aufdruck auf der Titel-
seite diesen Zweck erkennbar machen und in 
ihren Herstellungskosten geringwertig sind, 
unentgeltlich an den Verbraucher abgegeben 
werden" 

Am 25. Mai 1955 hat sich der Presse- und Rund-
funkausschuß nochmals mit der Vorlage beschäf-
tigt. Der Vorschlag des Rechtsausschusses wurde 
mit großer Mehrheit angenommen. 

Im Namen des Rechtsausschusses bitte ich das 
Hohe Haus, den Beschlüssen des 16. Ausschusses 
in der Druckache 1430 die Zustimmung zu geben. 

Frau Nadig 
Berichterstatterin 

Anlage 6 	 zu Drucksache 1403 
(Vgl. S. 5454 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß)  

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung und Aufhebung von 
Durchführungsverordnungen zum Bremischen Übergangsgesetz 

zur Regelung der Gewerbefreiheit 
(Drucksache 828) 

Berichterstatter: Abgeordneter Wehr 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik (21. Aus-
schuß) hat am 28. April 1955 die ihm vom Bundes-
tag in seiner 32. Sitzung am 28. Mai 1954 und in 
seiner 51. Sitzung am 21. Oktober 1954 überwiese-
nen Drucksachen 458 und 828 behandelt. 
Im Lande Bremen wurde am 20. Dezember 1948 

auf Grund der Direktiven für Gewerbefreiheit von 
dem Direktor der Militärregierung die allgemeine 
Gewerbefreiheit verkündet. Das Land Bremen er-
ließ daraufhin ein Übergangsgesetz am 24. Januar 
1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 13), das den Senat ermächtigte, von den bis da-
hin gültigen reichsrechtlichen Vorschriften über die 
Gewerbezulassung abweichende Verordnungen zu 
erlassen. 
Durch die Zweite Durchführungsverordnung vom 

14. Februar 1949 (Gesetzblatt der Freien Hanse-
stadt Bremen S. 31) ist eine Reihe von gewerbe-
rechtlichen Zulassungsvorschriften aufgehoben 
worden. Hieraus haben sich bei verschiedenen Ge-
werbezweigen Mißstände ergeben. Eine Änderung 
dieses Zustandes ist nur durch ein Bundes

-

gesetz möglich, da die Regelung gemäß Art. 74 
Nr. 11 und Art. 125 Nr. 2 GG Bundesrecht gewor-
den ist und die Ermächtigung des Bremischen Ge-
setzes vom 24. Januar 1949 nach ausdrücklicher Be-
stimmung des § 2 dieses Gesetzes und nach Art. 129 
Abs. 3 GG erloschen ist. 
Aus Gründen der Rechtseinheit und sachlicher 

Notwendigkeit sollen bei der Anwendung 

des Gaststätten-Gesetzes, 
des Gesetzes über den Verkehr mit unedlen Me-
tallen, 
des Milchgesetzes und 
des Gesetzes über die Beförderung von Personen 
zu Lande 

die bundesrechtlichen Zulassungsbestimmungen für 
Bremen wieder in Kraft gesetzt werden. 

Die mit Drucksache 828 vom Bundesrat einge-
brachte Vorlage wird im allgemeinen diesen Be-
dingungen gerecht. Die Bundesregierung hat dieser 
Vorlage keine Einwendungen entgegengesetzt, so-
weit es sich um die Wiedereinführung von Zulas

-

(Frau Nadig) 
erläutern. Eine solche Methode könne sehr leicht 
zu falschen Begründungen und Schlußfolgerungen 
führen. Außerdem habe man nie die Gewähr, daß 
der Charakter einer Zeitschrift sich nicht ändere. 
Der Rechtsausschuß war deshalb der Meinung, von 
diesem Anliegen des Wirtschaftspolitischen Aus

-

schusses absehen zu sollen. 
Der Rechtsausschuß hat in drei Sitzungen die Ab-

änderungsvorschläge des Ausschusses für Fragen 
der Presse, des Rundfunks und des Films sowie 
den Vorschlag des Wirtschaftspolitischen Ausschus-
ses beraten. Eine längere Aussprache entspann sich 
um das Merkmal der Geringwertigkeit der Kun-
denzeitschriften. Hier vertrat der Ausschuß die 
Meinung, daß diese Frage in der Rechtsprechung 
bereits behandelt sei und zu ganz konkreten Vor-
stellungen geführt habe. 
Es war einmütige Auffassung, daß die Kunden-

zeitschriften in ihren Herstellungskosten gering-
wertig sein müssen. Die Formulierung des Presse- 
und Rundfunkausschusses, „daß Kundenzeitschrif-
ten keinen aktuellen Inhalt haben sollen", führte 
zu einer langen Diskussion. Der Ausschuß kam zu 
der Auffassung, daß diese Beschränkung zu weit 
gehe; dadurch würden die Kundenzeitschriften so 
langweilig werden, daß sie den ihnen vorn Ausschuß 
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sungsvoraussetzungen handelt, die mit Art. 12 GG 
vereinbar sind. 

Der Vertreter des Bundeswirtschaftsministeriums 
wies im Ausschuß darauf hin, daß auf die Wieder-
einführung der Bedürfnisprüfung bei der Zulas-
sung aus verfassungsrechtlichen Gründen verzich-
tet werden müsse. Die Wiedereinführung der Be-
dürfnisprüfung steht auch den in diesem Zusam-
menhange vom Bundesverwaltungsgericht bereits 
gefällten Urteilen in dieser Frage entgegen. 

Verhandlungen mit dem Lande Bremen haben 
ergeben, daß Bremen die Wiedereinführung der 
in Frage stehenden Gesetze mit Ausschluß der Be-
dürfnisprüfung begrüßt. 

Um diesen Voraussetzungen gerecht zu werden, 
hat die Bundesregierung einen abgeänderten Ge-
setzentwurf erarbeitet und dem Ausschuß zur Be-
handlung vorgelegt. Damit wurden auch die Be-
denken des Ausschusses, die er bei der früheren 
Behandlung der Drucksache 458 hatte, ausgeräumt. 
Der Ausschuß stimmte dem abgeänderten Entwurf 
der Bundesregierung einstimmig zu. 
Ausdrücklich wird von dem Ausschuß nach ein-

gehender Beratung darauf hingewiesen, daß eine 
Bedürfnisprüfung für das Gaststättengewerbe und 
für den Verkehr mit unedlen Metallen nicht vor-
genommen werden darf. Desgleichen soll keine 

Prüfung der im Milchgesetz vorgesehenen Mindest-
umsatzmengen vorgenommen und über diesen Um-
weg eine Bedürfnisprüfung eingeführt werden. 

Die Bedenken, daß der Verzicht auf die Wieder-
einführung des § 9 Abs. 2 des Personenbeförde-
rungsgesetzes nicht ausreicht, um auf dem Umweg 
über die „Prüfung des öffentlichen Interesses" nach 
§ 9 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes eine 
Bedürfnisprüfung zu praktizieren, veranlassen den 
Ausschuß, mit Nachdruck darauf hinzuweisen, daß 
der § 9 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes 
nur eine unmittelbare Prüfung des öffentlichen 
Verkehrsinteresse zuläßt. 
Auf die bisherige Praxis der Rechtsprechung 

wird nochmals verwiesen. 

Vorbehalten hat sich der Ausschuß, die Vor-
schrift des § 9 Abs. 1 des Personenbeförderungs-
gesetzes erneut zu überprüfen, sobald das Gesetz 
zur Beratung vorliegt. 

Bonn, den 26. Mai 1955 

Wehr 
Berichterstatter 
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